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Wer mit bayerischer
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und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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Bayern und Böhmen
im Blickpunkt
Mit der länderübergreifenden Ausstellung in
Zwiesel verabschiedet sich der langjährige
Leiter vom Haus der Bayeri-
schen Geschichte. Seite 3

Prof. Dr. Claus Grimm:

Gute Kooperation
auch mit der Opposition
Der Wörther Bürgermeister ist Nachfolger
des verstorbenen unterfränkischen Bezirks-
tagspräsidenten Albrecht
Graf von Ingelheim. Seite 15

Erwin Dotzel:

SPD setzt auf
Kommunalpolitik
Beim Bürgermeister- und Landrätetag der
SPD-Landtagsfraktion erläuterte der SGK-
Vorsitzende die konzeptio-
nellen Eckpunkte. Seite 2

Dr. Ivo Holzinger:

Wer denkt an die Sandwich-
Generation? Angesichts be-
rechtigter Sorgen um eine
grassierende Altersarmut in
der Zukunft ruft der Bür-
germeister zu einer neuen
Balance zwischen den Gene-
rationen auf. Dazu gehört
auch ein längst überfälliger
Bewusstseinswandel in der
Gesellschaft.  Seite 15

E.ON Umweltpreis: 

Belohnung für
ökologische Leistungen
Die Ausschreibung für den E.ON Bayern Umweltpreis 2007

läuft noch bis zum 28. Februar 2007. Der Preis dient der Ein-
führung und Umsetzung innovativer, energiesparender und um-
weltschonender Projekte. „Wir engagieren uns nicht nur für eine
umweltgerechte Energieversorgung, sondern fördern auch die
ökologischen Leistungen anderer in Bayern“ heißt es in den Un-
terlagen des größten Energieversorgers im Freistaat. 

Teilnehmen können Kommunen und kommunale Einrichtun-
gen, kirchliche Einrichtungen, Vereine, Initiativen und Unter-
nehmen. Der E.ON Bayern Umweltpreis steht unter der Schirm-
herrschaft des Bayerischen Staatsministers für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz. 

Im Mittelpunkt des E.ON Bayern Umweltpreises stehen Vor-
haben, die ohne eine Förderung nicht oder nur schwer umsetzbar
wären. Mit 200 eingereichten Bewerbungen stieß die erste Ver-
leihung des E.ON Bayern Umweltpreises im Jahre 2005 auf ei-
ne durchweg positive Resonanz. Das Engagement für den Um-
weltschutz in Bayern ließ 2006 die Teilnehmerquote noch um 30
Prozent ansteigen: An die 300 Bewerbungen gab es im vergan-
genen Jahr. 

Weitere Informationen im Internet unter www.eon-bayern.com.
Die GZ-Dokumentation des vergangenen Jahres finden Interes-
sierte auf der GZ-Website www. gemeindezeitung.de; der di-
rekte Link lautet: http://www.gemeindezeitung.de/archiv99/
Sonderbeilage-EON-Bayern-Umweltpreis-06.pdf. 

Huber zur Entwicklung des ländlichen Raums:

Gleichwertige 
Lebensbedingungen

Kabinett beschließt Programmentwurf 
Nicht einseitig auf Ballungsräume setzen

Das Kabinett hat den Entwurf eines Programms zur Ent-
wicklung des ländlichen Raums in Bayern beschlossen,
mit dem die guten Arbeits- und Lebensperspektiven in den
ländlichen Regionen im Freistaat auch künftig gesichert
werden sollen. Wirtschaftsminister Erwin Huber betonte,
dass die Fortentwicklung und Förderung der struktur-
schwächeren ländlichen Gebiete Bayerns eine zentrale
Aufgabe der bayerischen Wirtschafts- und Landesent-
wicklungspolitik ist und bleibt. 

Huber: „Das neue Programm
für Bayerns ländlichen Raum ist
ein klares Signal für gleichwerti-
ge Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in ganz Bayern und da-
mit auch für eine gleichberech-
tigte Partnerschaft des ländlichen
Raums mit den Metropolregio-
nen. Das Programm ist Ausdruck
unserer zentralen politischen
Leitentscheidung, das ganze
Land konsequent weiter zu ent-

wickeln und nicht einseitig auf
die Ballungsräume zu setzen.
Nur mit einer gleichmäßig dyna-
mischen Entwicklung aller Lan-
desteile wird Bayern auch künf-
tig zu den innovativsten Regio-
nen Europas zählen.“ 

Neue Instrumente

Als neue Instrumente für den
Ländlichen Raum stellt Wirt-
schaftsminister Huber die Tech-
nologie- und Innovationsförde-
rung heraus. Von der Bereitstel-
lung schnellen Internets über
Cluster, Regionalförderung, Re-
gionalmanagement, nachwach-
sende Rohstoffe, erneuerbare
Energien bis zur Schöpfung re-
gionaler endogener Potentiale
werde der „Werkzeugkasten“ der
Staatsregierung für den Ländli-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Tourismustag in Nürnberg:

Qualität im Zuge
der Globalisierung

Deutschlands Urlaubsland Nummer Eins verbucht bei
seinen Übernachtungen aus dem Ausland kontinuierliche
Zuwachsraten. Rund 12 Millionen internationale Gäste
haben 2006 in Bayern übernachtet - Tendenz steigend.
Für Bayerns Wirtschaftsminister Erwin Huber ist das
ein klarer Beleg, dass der Freistaat im weltweiten Wett-
bewerb der Urlaubsziele ganz vorne mitspielen kann.
„Umso wichtiger ist es, unsere Zielgruppen und deren
Erwartungen zu kennen und speziell ausgerichtete Qua-
litätsstandards anzubieten“, so der Minister beim
Bayerischen Tourismustag in Nürnberg. 

„Die Ansprüche sind unter-
schiedlich, für jeden Anspruch
gibt es in Bayern Häuser mit dif-
ferenzierenden Standards. Ent-
scheidend ist, dass die Erwartun-
gen des Gastes befriedigt werden
und im Idealfall sogar übertrof-
fen“, betonte Richard Adam, Ge-
schäftsführer der Bayern Touris-
mus Marketing GmbH (by.TM).

Diesen Anforderungen profes-
sionell gerecht zu werden, ist das
Ziel der by.TM, das mit der um-
fangreichen Produktfamilie ver-
folgt wird. 

In der Offensive bleiben

Die Zahlen der einzelnen Be-
reiche - Heilbäder und Kurorte,
Hotel- und Gaststättengewerbe,
Urlaub auf dem Bauernhof so-
wie Camping-Branche - zeigten,
dass der bayerische Tourismus
zuversichtlich in das neue Jahr
blicken kann, bemerkte Minister
Huber. Freilich sei nur durch
gute Ideen und harte Arbeit, stra-
tegischen Weitblick und beste
Konzepte die Führungsposition
des Freistaats zu halten. Huber:
„Wir müssen dauerhaft in der
Offensive bleiben und die Gäste
immer wieder neu für Bayern
begeistern. Das ist mit einem rei-
nen Wettbewerb über die Preise
nicht zu machen. Setzen wir un-
seren Wettbewerbern einen Qua-
litätstourismus entgegen!“

Durchgängige Qualitätskette

Ziel müsse es sein, im gesam-
ten Betrieb eine durchgängige
Qualitätskette zu etablieren. Da-
zu gehöre u. a., bereits vor der
Buchung beim Angebot und der
Aufgliederung der Informatio-
nen auf Kundenfreundlichkeit zu
setzen, bei der Buchung dem
Gast zur Seite zu stehen bzw. ei-
ne anwenderfreundliche Inter-
netbuchung zu ermöglichen und 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bundesweites Kraftzentrum
Wirtschaftsstudien setzen Landshut auf Platz 1

Gleich zwei aktuelle unabhängige Studien zeigen die Stadt
Landshut in punkto Wirtschaftskraft bundesweit auf Spitzen-
plätzen. Der Trend, der sich angekündigt hatte, setzt sich somit
fort: Das Magazin Focus Money führt die Stadt in seinem aktu-
ellen Wirtschaftsranking der kreisfreien Städte auf Platz 1 und
ist somit die wirtschaftlich beste Stadt Deutschlands. Zu ver-
gleichbaren Werten kommt die neueste Markterhebung des
GfK-Instituts. 

Der Focus-Erhebung wurden
Daten von 425 kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen zu Grunde
gelegt. Den Angaben zufolge ba-
siert das Ranking auf der Bewer-
tung der Wirtschaftskraft der
Kreise und Gemeinden anhand
von Arbeitslosenquote, Brutto-
wertschöpfung, Investitionen,
verfügbaren Einkommen, Brut-
toinlandsprodukt, Bevölkerungs-
wachstum sowie der Zahl der Er-
werbstätigen. 

Kaufkraftkennziffer weit
über Bundesdurchschnitt

Als nächste Stadt folgt in der

Gesamtbewertung (also inklusi-
ve der Landkreise) Regensburg
auf Platz 22 und München auf
Platz 23. 

Jüngst veröffentlicht, zeigte
auch die neueste Markterhebung
des GfK-Institutes, dass man mit
einer Kaufkraftkennziffer für
2007 rechne, die weit über dem
Bundesdurchschnitt liegt. Dem-
nach liegt die Kaufkraft bei ei-
nem Index von 117,6. Das be-
deutet, dass der Kunde, der in
Landshut 1 Euro ausgibt, 17,6
Prozent mehr für sein Geld be-
kommt als im Bundesdurch-
schnitt. Im deutschlandweiten
Ranking liegt Landshut damit

auf dem 23. Platz der insgesamt
439 kreisfreien Städte und Land-
kreise der Bundesrepublik. Nach
München, Erlangen, Düsseldorf
und Baden-Baden, nimmt Lands-
hut unter den Städten den 5.
Rang ein.

Günstiger Gaspreis

Doch nicht nur im Vergleich
der Wirtschaftskraft, auch der
jüngst amtliche Gaspreisver-
gleich der insgesamt 739 bun-
desdeutschen Gasversorgungs-
unternehmen hat große Wellen
geschlagen. Berücksichtigt man
nur die bayerischen Gasversor-
ger aus der Untersuchung des
Kartellamtes, so liegen die Stadt-
werke Landshut, nach denen in
Aschaffenburg, an zweiter Stel-
le. Im Bundesgebiet gehören sie
zu den günstigsten Anbietern in
einer Rangordnung nach aufstei-
genden Gaspreisen in allen Ab-
nahmebereichen auf den Plätzen
48 und 58. Auch laut dem seit 25
Jahren durchgeführten Gaspreis-
vergleich der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Wibera AG
unter den circa 90 bayerischen
Gasversorgern liegen die Stadt-
werke Landshut immer zwi-
schen Platz zwei und zehn. 

Vielleicht spielt es eine Rolle, dass Georg der Reiche in Landshut beheimatet war und dass Josef
Deimer hier mehr als drei Jahrzehnte als Oberbürgermeister wirkte. Das subjektive Gefühl, dass
man in der niederbayerischen Metropole besonders gut lebt, schlägt sich jedenfalls in objektiven
Zahlen nieder. Oberbürgermeister Hans Rampf kann stolz sein auf die Wirtschaftskraft seiner
Heimatstadt, die jüngst gleich zwei Mal ausgezeichnet wurde.

Wohin geht
die Reise?

Die Zukunft des 
Tourismus auf der C-B-R

Der Klimawandel war das
Thema des warmen Winters.
Klar ist: Klimaschutz ist eine
der wichtigsten Herausforde-
rungen unserer Zeit. Unter
dem Motto „Zukunft Reisen
- nachhaltiger Tourismus als
Zukunftsperspektive“ prä-
sentiert deshalb die C-B-R
Freizeit und Reisen vom 22.
bis 26. Februar 2007 in Mün-
chen ein Themenforum rund
um Umwelt, Freizeit und
Tourismus. Besucher können
sich informieren, wohin die
Reise in Sachen Klima und
Umwelt geht. 

Urlaub macht nur Spaß,
wenn das Ziel der Reise eine
gesunde Umwelt bietet: Sau-
bere Seen, blumenbunte
Bergwiesen, Strände ohne
Schmutz und Unrat. Ein bis-
schen „Umwelt-Kosmetik“
reicht nicht. Das Stichwort
heißt „nachhaltig“. Weitere
Infos im Internet unter:
www.c-b-r.de.
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Bürgermeister 
Wilhelm Sturm

97348 Wilanzheim
am 10.2.

Bürgermeister 
Walter Wörle

86865 Markt Wald
am 11.2.

Bürgermeister 
Bernhard Kraus
92355 Velburg

am 16.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Kurt Baiker

89250 Senden
am 17.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Andreas Galster
91083 Baiersdorf

am 8.2.

Bürgermeister Peter Klinger
96367 Tschirn

am 16.2.

Bürgermeister 
Christian Gangl
87629 Füssen

am 18.2.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Krafft

91475 Lonnerstadt
am 7.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Walter Träger

91560 Heilsbronn
am 10.2.

Bürgermeister Richard Findl
84359 Simbach a. Inn

am 15.2.

Bürgermeister Alfons Schießwohl
94365 Parkstetten

am 17.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Keiß sen.

86502 Laugna
am 9.2.

Bürgermeister Johann Bäuerlein
96117 Memmelsdorf

am 17.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Bernhard Rümpelein
95511 Mistelbach

am 6.2.

Wir gratulieren

Ab in den
Schneeeeeeeeeee!

Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 
direkt im Internet unter 

www.1a-preisvergleichreisen.de

8. Bürgermeistertag im Maximilianeum mit Bundesfinanzminister Steinbrück:

SPD setzt auf Kommunalpolitik
Gewerbesteuer, Daseinsvorsorge, Stärkung des Ehrenamtes 

und wohnortnahe Schule bleiben Eckpunkte 
Solide Finanzen, insbesondere durch Erhalt der Gewerbesteu-
er, Daseinsvorsorge für die Bürger, Stärkung des Ehrenamtes
und wohnortnahe Schule - das sollen die Eckpunkte sozialde-
mokratischer Kommunalpolitik bleiben. Beim 8. Bürgermei-
ster- und Landrätetag der SPD-Landtagsfraktion im Maximi-
lianeum fassten Fraktionsvorsitzender Franz Maget und
Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger als Vorsitzender der Ar-
beitsgemeinschaft für Kommunalpolitik (SGK) die Schwer-
punkte ihrer Arbeit in Bayern für die Jahre 2007 und 2008 mit
Kommunalwahl am 2. März und Landtagswahl im September
zusammen. Dabei setzen die sozialdemokratischen Mandats-
träger auf die Kraft ihrer Argumente. 

Prominenter Gast war Bun-
desfinanzminister Peer Stein-
brück. Vor rund 200 Teilneh-
mern des 8. Bürgermeistertages
und vor der Presse sprach Stein-
brück von einem exzellenten
Jahr 2006 für die Kommunen,
die bundesweit netto etwa 28
Mrd. Euro Gewerbesteuer einge-
nommen haben und einen Finanz-
überschuss von rund einer Mil-
liarde bilanzieren könnten. Da
jedoch der Bund bei der Haus-
haltsentwicklung noch keines-
falls aus dem Tunnel herausge-
kommen sei, ließ der Finanzmi-
nister keinen Zweifel daran, dass
mit zusätzlichen Leistungen für
die Kommunen jedenfalls aus
Berlin nicht zu rechnen sei. 

Gewerbesteuer bleibt
sicherste Einnahmequelle

Die Gewerbesteuer bleibt, wie
Steinbrück und Maget unisono
betonten, die sicherste Einnah-
mequelle der Kommunen, an 
deren Fließen Wirtschaft und
Wachstum örtlich am besten zu
erkennen sei. Ein Ersatz dieser
Steuer etwa durch höhere Ein-
kommensteueranteile sei keine
Lösung kommunaler Probleme.
In gleicher Übereinstimmung
äußerten sich beide zur kommu-
nalen Daseinsfürsorge im Inter-
esse der Bürgerschaft. Dazu
gehören die inzwischen durch
die EU-Kommission gesicherten
Sparkassen als öffentlich-rechtli-
che Banken, die am besten den
Kreditbedürfnissen der Wirt-
schaft vor Ort dienen könnten,
vor allem dem Mittelstand. Die
Bedeutung der Sparkassen spie-
gele sich darin wider, dass etwa
60% aller öffentlichen Investitio-
nen über sie finanziert werden.
Den Verkauf von Sparkassen
und kommunalen Versorgungs-
diensten an private Unternehmer
lehnten beide Politiker katego-
risch ab. 

Die bessere Honorierung des
kommunalen Ehrenamtes, voran
Feuerwehr und technische Hilfs-
dienste, gehört ebenfalls zur Da-
seinsvorsorge, die gestärkt wer-

den soll. Steinbrück berichtete,
der Referentenentwurf eines Zehn-
Punkte-Planes, der u. a. steuerli-
che Anreize für die Ausübung
von Ehrenämtern vorsieht, wer-
de derzeit in den Gremien der
SPD und mit den Kommunen
beraten. Rund 430 Mio. Euro
würden derzeit von Bund, Län-
dern und Gemeinden für die Fi-
nanzierung des Ehrenamtes auf-
gewendet. 

Kein Spielraum für
weitere Fördertatbestände

Nach der nicht öffentlichen
Aussprache mit den Kommunal-
politikern berichteten Holzinger

ge der Quersubventionierung
rechtlich einfacher transferiert
werden können. 

Altbausanierung 

Von den Kommunalpolitikern
wurde laut Holzinger und Dup-
per u. a. die Altbausanierung an-
gemahnt und die Rückkehr zur
vollen Fernpendler-Pauschale ge-
fordert. Letzteres habe Stein-
brück als unrealistisch erachtet.
Sorgen wurden laut wegen einer
in der SPD erörterten Erhöhung
der Erbschaftssteuer. „Wir sehen
die Realitäten“, versicherte Dup-
per. Entscheidend bleibe der Er-
halt der Betriebe und Arbeits-
plätze. Ein wunder Punkt bleibt
offenbar auch die Weitergabe
steigender Strompreise an die
Abnehmer. 

Wohnortnahe Schule

Der 8. Bürgermeistertag klang
aus mit dem öffentlich erörterten
Thema „Wohnortnahe Schule er-
halten - Konzept Regionalschu-
le“. Bildungsexperte Hans-Ul-
rich Pfaffmann erläuterte das
Konzept der SPD-Fraktion. An-
gesichts eines Schülerrückgan-
ges um landesweit 20 bis 30 Pro-
zent bis 2023 (regional unter-
schiedlich) soll die Grundschule

von vier auf sechs Klassen er-
weitert werden und die Regio-
nalschule mit dem mittleren Bil-
dungsabschluss oder der qualifi-
zierten Berufsreife nach der 10.
Jahrgangsstufe enden. 

Die Regionalschule sei pä-
dagogisch und im Sinne der Kin-
der besser als der Übergang in
Haupt- oder Realschule nach der
4. Grundschulklasse. Sie sei auch
als wohnortnahe Schule gerade
in Landgemeinden mit dem Be-
griff Heimat verknüpft. Es gehe
um mehr schulpolitische Kompe-
tenz für Gemeinden und Land-
kreise. „Maßgenaue Modelle“
für eine flächendeckende Regio-
nalschulstruktur sollten in den
Landkreisen erarbeitet werden. 

Gleiche Bildungschancen

Albin Dannhäuser, Vorsitzen-
der des Bayerischen Lehrer- und
Lehrerinnenverbandes (BLLV),
stimmte zu: Bildungschancen
dürften nicht davon abhängen, in
welcher Region ein Kind gebo-
ren wurde. Zudem sei die Schule
ein Teil der Standortqualität der
Gemeinde. Auch die Diskussion
ergab weitgehende Zustimmung.
Die CSU lehnt das Konzept
nicht zuletzt aus finanziellen
Gründen ab. 

Helga Schmitt-Bussinger, die
als kommunalpolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion die Dis-
kussionen leitete, machte den
Landräten, Bürgermeistern und
Gemeinderäten im Schlusswort
Mut: „Ihr seid die Stärke und das
Aushängeschild der SPD in Bay-
ern.“ rm

Dr. Ivo Holzinger. 

und der Steuerexperte der SPD-
Fraktion, Jürgen Dupper, der
Presse, in der „sehr regen Dis-
kussion“ sei es um die Finanzen
der Stadtwerke, um die Trink-
wasserversorgung und die ande-
ren kommunalen Dienste gegan-
gen. Dabei habe der Minister
nochmals betont, es gebe beim
Bund keinen Spielraum für wei-
tere Fördertatbestände, solange
die Finanzlage trotz Rück-
führung der Neuverschuldung
kritisch sei. Eine Erleichterung
für die Kommunen werde da-
durch angestrebt, dass Mehrein-
nahmen etwa aus der Energie-
versorgung zur Deckung von
Defiziten bei Stadtwerken, Bä-
dern oder im Nahverkehr im We-

Wegen des Anstiegs der Studentenzahlen:

Ausbau der Hochschulen
Goppel: „Historische Chance, um Wissenschaft und

Wirtschaft in Bayern für globalen Wettbewerb zu stärken“

Die bayerischen Hochschulen werden fit gemacht für den pro-
gnostizierten Anstieg der Studierendenzahlen. Dazu beschloss
das Kabinett, die Kapazitäten an den staatlichen Fachhochschu-
len und Universitäten in Bayern weiter auszubauen. 

Bayern setzt sich zum Ziel bis
2012 bis zu 38.000 zusätzliche
Studienplätze zu schaffen. Wis-
senschaftsminister Dr. Thomas
Goppel: „Wir wollen mehr Stu-
dierende. Damit der Wissen-
schaftsstandort Bayern seine
Spitzenposition im nationalen
und internationalen Wettbewerb
halten und ausbauen kann, wer-
den wir alles dafür tun, um je-
dem studierfähigen und studier-
willigen jungen Menschen ein
qualitativ hochwertiges Studium
zu ermöglichen.“ Der in Progno-
sen vorausgesagte Anstieg der
Studierendenzahlen in den näch-

sten Jahren ist nach den Worten
Goppels eine historische Chan-
ce, um Wissenschaft und Wirt-
schaft in Bayern weiter für glo-
balen Wettbewerb zu stärken. Es
gehe hier sowohl um die Zukunft
einer ganzen Generation als auch
um die Innovationskraft Bay-
erns. Die Hochschulausbildung
„Made in Bavaria“ müsse ein 
internationales Markenzeichen
bleiben, betonte der Minister.
Goppel: „Wir wollen, dass die
bayerischen Unternehmen auch
in Zukunft auf ein großes Potenti-
al an hoch qualifizierten Fach-
kräften zurückgreifen können,

Kultusminister Siegfried Schneider:

Hauptschulen zur
Ganztagsschule ausbauen

An den Hauptschulen sind so Bayerns Kultusminister Siegfried
Schneider im Vergleich mit anderen Schulen mehr Kinder, die
zusätzliche Förderung und Unterstützung brauchen. Diesen
Kindern und ihren Eltern müssen wir bessere Angebote ma-
chen. Schneider: „Zielrichtung der geplanten Hauptschulinitia-
tive ist eine Förderung und Stärkung der Schüler, damit die
Schüler im Anschluss an die Hauptschule eine gute Ausbil-
dungsstelle und sichere berufliche Perspektiven erhalten kön-
nen. Es geht um Chancengerechtigkeit für alle Kinder. Wir müs-
sen alle Talente opitmal fördern.“ 

Ein zentrales Element dieser
Politik ist der Ausbau von Ganz-
tagsangeboten, vor allem der
rhytmysierten Ganztagsschule
für die Hauptschüler. Schneider:
„Die ganztägige Förderung und
Betreuung müssen wir ausbauen,
damit Kinder unabhängig von
den Möglichkeiten zu Hause op-
timale Bildungschancen haben.
Es geht nicht um eine Pflicht,
sondern es geht darum, dass alle
Kinder, für die eine Förderung
auch am Nachmittag das Richti-
ge ist, diese Unterstützung auch
bekommen können.“ 

Stärkere Orientierung 
an der Berufswelt

Schneider kündigte an, dass
insbesondere die Ausbildungs-
fähigkeit der Schülerinnen und
Schüler auch durch eine stärkere
Orientierung an der Berufswelt
verbessert wird. Dies heißt
zunächst, dass die Grundfertig-
keiten der Schüler vor allem in
Mathematik und Deutsch im
Mittelpunkt stehen müssen, aber
auch das Arbeits- und Sozialver-
halten der Schüler nachhaltig ge-
stärkt werden soll.“ Es sollen an
Hauptschulen sogenannte Profil-
bereiche geschaffen werden, die
etwa in den Bereichen Hand-
werk und Technik, Wirtschaft,
Handel und Dienstleistungen
oder Gesundheit, Soziales und
Hauswirtschaft den Schülern
praxisnah die erforderlichen
Kernkompetenzen für den Beruf
vermitteln. Wichtig ist nach den
Worten Schneiders dabei auch,
dass die Zusammenarbeit von
Unternehmen, Hauptschulen
und beruflichen Bildungsein-
richtungen deutlich intensiviert
wird. Schüler sollen etwa durch
Praktika und Übungsfirmen
frühzeitig praktische Erfahrun-
gen sammeln und die Erfahrun-
gen im Schulunterricht verarbei-
ten und vertiefen. Schneider:
„Wir werden die Hauptschule zu
einer profilierten berufsvorberei-
tenden Schule weiter ent-
wickeln.“ 

Schneider betonte, dass bei
alldem das qualitativ hochwerti-
ge und vielseitige Angebot der
Hauptschule auch im ländlichen
Raum zum Beispiel durch Schul-

verbünde bestmöglich gesichert
werden muss. Derartige Schul-
verbünde sollen in Zusammenar-
beit mit den Kommunen ver-
wirklicht werden. 

Zukunftsorientierte 
Anschlussmöglichkeit

Schneider machte deutlich,
dass auch künftig Hauptschul-
und qualifizierender Hauptschul-
abschluss nach der 9. Jahrgangs-
stufe erworben werden und be-
sonders leistungsstarke Schüler
auch künftig in 10 Schuljahren
den Mittleren Bildungsabschluss
erreichen können. Schneider:
„Ein guter Hauptschulabschluss
wird auch künftig ein solides
Fundament für zukunftsorien-
tierte Berufschancen und für alle
anderen Bildungsabschlüsse
sein. Es gilt das Prinzip, kein Ab-
schluss ohne zukunftsorientierte
Anschlussmöglichkeit.“

Nach den Worten Schneiders
wird im Rahmen der anstehen-
den Dienstrechtsreform geprüft
werden, wie wir auch Haupt-
schullehrern Beförderungsmög-
lichkeiten anbieten können, um
deren Leistung verstärkt anzuer-
kennen.

Brandl zum kostenlosen Kindergartenbesuch:

Wer bezahlt das?
Gemeindetag vermisst seriöse Finanzierungsgrundlage

„Familienpolitisch kann ich die Forderung der SPD durchaus
verstehen. Ganztagsbetreuung im Vorschulalter für Kinder im
Alter von einem bis fünf Jahren würde vielen Eltern die Ent-
scheidung für Kinder spürbar erleichtern. Die Idee hat nur einen
entscheidenden Haken: Angesichts der nach wie vor angespann-
ten Finanzsituation der Kommunen können Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen nicht kostenlos angeboten werden. Das
wird auch die SPD einsehen müssen. Andernfalls soll sie uns sa-
gen, wie wir entstehende Defizite ausgleichen sollen“ sagte Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe Brandl zum Beschluss der SPD
auf der Klausurtagung ihres Vorstands in Bremen, innerhalb von
drei Jahren einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von
kleinen Kindern zu schaffen. „Der bloße Verzicht auf künftige
Erhöhungen des Kindergelds wird die Finanzierungslücke nicht
schließen können.“

Die Sozialdemokraten haben auf der Klausurtagung ihres Vor-
stands in Bremen beschlossen, innerhalb von drei Jahren einen
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Kindern im Alter
von einem bis fünf Jahren zu schaffen. Zur Finanzierung der
hierfür nötigen Plätze in Kindertageseinrichtungen sollte auf die
künftige Erhöhung des Kindergelds verzichtet werden. In Bay-
ern gibt es ca. 372.000 Kindergartenplätze sowie 8.000 Krip-
penplätze. Schätzungsweise 300 Mio. Euro an Gebühren zahlen
die Eltern jährlich für diese Plätze. Dieser Betrag würde beim
Angebot kostenloser Betreuungsplätze entfallen. Sollte der Bund
nicht allein die Finanzierung sicherstellen, so müssten, eine ent-
sprechende Zustimmung im Bundesrat vorausgesetzt, die Län-
der eine etwaige Deckungslücke schließen. Der Freistaat Bayern
wäre nach dem Konnexitätsprinzip zu entsprechenden Mehraus-
gaben gezwungen. 

Freistaat 
unterstützt private

Schulträger
Nachdem das Kabinett be-

reits im November zusätzli-
che Maßnahmen zur Förde-
rung von Schulbauten für öf-
fentliche Träger beschlossen
hat, werden künftig auch pri-
vate Schulen dabei unter-
stützt, vermehrt Ganztagsan-
gebote aufzubauen. Kultus-
minister Siegfried Schneider
„Wir wollen auch den priva-
ten Schulträgern helfen und
dazu beitragen, die Vielfalt
des bayerischen Bildungs-
und Schulwesens zu erhal-
ten.“ Er kündigte an, dass
Bayern im Rahmen des
Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetzes einen Betrag
von ca. 5,5 Millionen Euro
für diese Maßnahmen bereit-
stellen wird. Für diese zeit-
lich befristete Maßnahme
wird der Fördersatz von ge-
genwärtig 50 auf 65 Prozent
angehoben. Schneider erläu-
terte, dass mit dieser Ent-
scheidung viele private
Schulträger, die zunächst
beim Förderprogramm des
Bundes zum Ausbau von Be-
treuungsangeboten leer aus-
gingen, von Bayern jetzt un-
terstützt werden können.

um in Forschung und Entwick-
lung exzellent zu bleiben. Nur so
können wir die wirtschaftliche
und soziale Leistungsfähigkeit
Bayerns auf lange Sicht sichern.“

Weitere Maßnahmen für einen
optimierten Ressourceneinsatz
an den Hochschulen sind nach
Goppels Worten u. a. der Ausbau
von virtuellen Lehrangeboten.
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sicher kennen Sie den alten
Spruch, dass sich jeder so
lächerlich macht, wie er eben
kann. Dies gilt auch für die
Stadt Berlin und ihren (fast
nicht gewählten) Bürgermeis-
ter Wowereit. 

Da wird darüber gestritten,
dass eine Straße nach dem
seinerzeitigen Studentenführer
Rudi Dutschke benannt wird.
Dieser, Mitglied des Sozialisti-
schen Deutschen Studenten-
bundes, war einer der Führer
der Studentenunruhen des Jah-
res 1968. Er forderte, dass mit
„einem Marsch durch die In-
stitutionen“ das „repressive
System“ in der damaligen

Bundesrepublik abzubauen sei.
Irgendwelche Verdienste für

unser Land sind mir nicht be-
kannt geworden. Sie existieren
ja auch nicht und können des-
halb keine Straßenbenennung
rechtfertigen.

Gleichzeitig wird darüber
diskutiert, ob Wolf Biermann
Ehrenbürger der Stadt Berlin
werden könne. Er arbeitete
und lebte als Protestsänger in
Ostberlin und wurde von den
dortigen Machthabern 1976
zwangsweise ausgebürgert.

Ein mutiger Mann, der sich
dem nun wirklich represssiven
System in Ostdeutschland wi-
dersetzte. Die PDS-Kommu-
nisten, die jetzt in der Berliner
Stadtregierung sitzen (eine
echte Schande für diese
Stadt!), wollen ihm die ange-

messene Ehrung verweigern.
Wer hätte je vor 30 Jahren

gedacht, dass eine solche Dis-
kussion aufkommen würde!
Man kann sich als Betrachter
dieses unwürdigen Schau-
spiels nur mit Grausen ab-
wenden!

KolumneGZ Luitpold Braun

Irrungen und Wirrungen in 
der Berliner Kommunalpolitik

Bayerische Landesausstellung 2007:

„Bayern-Böhmen - 
1500 Jahre Nachbarschaft“

Vom 25. Mai bis zum 14. Oktober 2007 findet in Zwiesel im
Bayerischen Wald die Bayerische Landesausstellung „Bayern-
Böhmen: 1500 Jahre Nachbarschaft“ des Hauses der Bayeri-
schen Geschichte und der Stadt Zwiesel statt. Auf drei Ebenen
mit über 1.500 m2 wird hierbei die vielschichtige bayerisch-
böhmische Nachbarschaft der vergangenen 1500 Jahre in sechs
Abteilungen dargestellt.

Hochwertige und einzigartige
Ausstellungsstücke aus Museen
und Privatsammlungen aus
Deutschland, Tschechien und an-
deren europäischen Ländern,
Filme, Hör- und Computerstatio-
nen sowie spannungsreiche Ins-
zenierungen weisen darauf hin,
dass diese Landesausstellung ein
Erlebnis wird. Alle Ausstellungs-
abteilungen sind sowohl in
Deutsch als auch in Tschechisch
betextet.

Gemeinsame Siedlungs-
und Kulturräume

Archäologische Funde bezeu-
gen gemeinsame Siedlungs- und
Kulturräume diesseits und jen-
seits der heutigen Grenze.
Glanzvolle Exponate erzählen
vom frühen Christentum, von
den Heiligen Wenzel und Wolf-
gang sowie von „Neuböhmen“
in der Oberpfalz zu Zeiten Kai-
ser Karls IV. in der zweiten Hälf-
te des 14. Jahrhunderts. Ehever-
bindungen zwischen bayeri-
schen und böhmischen Adelsge-
schlechtern knüpften enge politi-
sche Bande. Auf gegenseitige
Einflüsse verweisen auch die
„Schönen Madonnen“ im 14.
und frühen 15. Jahrhundert. Der
Handel entlang der großen
Straßennetze von Prag über
Nürnberg und Regensburg blüh-
te auf. Die Hussitenzeit im
frühen 15. Jahrhundert und der
Dreißigjährige Krieg unterbra-
chen hingegen das friedliche
Miteinander. 

Eine „Schatzkammer Mittel-
europas“ versammelt prächtige

Goldschmiedearbeiten aus Nürn-
berg, Augsburg und München,
barocken Glasschliff aus böhmi-
schen Hütten und Egerer Intarsi-

gemeinsame Heilige, allen voran
der Brückenheilige Johannes
von Nepomuk, verklammerten
Alltag und Festtag. In einer „glä-
sernen Kapelle“ können die Be-
sucher in die Welt der böhmisch-
bayerischen Glasmacherkunst
eintauchen. Im 19. Jahrhundert
malten tschechische Künstler
oberbayerische Idyllen, während
bayerische Maler das „Goldene

Prag“ abbildeten.
Einen gemeinsamen
Erfolg stellt die
bayerisch-böhmi-
sche Bier-Ge-
schichte dar.

Traumatisierung
durch Nazis und
Kommunisten

Das 20. Jahrhun-
dert stand im Zei-
chen nationalisti-
scher Abgrenzungen
und der Brüche 
vieler Verbindungen.
Das „Münchner Ab-
kommen“ von 1938
und die Besetzung
durch deutsche
Truppen bedeuteten
das gewaltsame En-
de der erst 1918 ge-
gründeten Tschecho-
slowakei. Die Ver-
treibung zehntausen-

der Tschechen und der blutige

NürnbergMesse:

Rekorde auf der ganzen Linie
125 Millionen Euro Konzernumsatz in 2006

Die NürnbergMesse profitiert von der in vielen Bereichen erneut
boomenden Konjunktur. Mit einem Umsatzsprung auf 125 Mio.
Euro verzeichnet die Messegesellschaft für 2006 einen neuen
Umsatzrekord. Gegenüber dem turnusmäßig besser vergleich-
baren Jahr 2004 bedeutet das eine Steigerung von 17 Prozent.
„Die fetten Jahre sind zurück“, kommentierte Bernd A. Diede-
richs, Geschäftsführer der NürnbergMesse, im Rahmen einer
Bilanzpressekonferenz das erfreuliche Ergebnis.

Auch 2007 soll mit einem
Konzernumsatz von knapp 120
Mio. Euro deutlich besser wer-
den als 2005 (96 Mio. Euro).
„Die NürnbergMesse ist auf der
Gewinnerseite. Und da wollen
wir bleiben“, erklärte der Nürn-
berger Messechef. Dazu beitra-
gen soll das Wachstum der er-
folgreichen Fachmessen am
Standort Nürnberg sowie die
weltweite Etablierung von
Nürnberger Themen nach dem
Vorbild der BioFach. Die Welt-
leitmesse für Bioprodukte hat
inzwischen Ableger in Nord-
und Südamerika, in Japan und
ab 2007 auch in China. 

Zukunftsinvestitionen

„China wird für uns in den
kommenden Jahren ein wichti-
ger Wachstumsmarkt sein“,
zeigte sich Diederichs über-
zeugt. 2006 wurde dafür die
Tochtergesellschaft Nürnberg-
Messe China gegründet. Neben
der Akquisition von Ausstellern
und Besuchern für die Fach-
messen in Nürnberg wird die

Tochtergesellschaft mit Sitz in
Shanghai Messen für den chi-
nesischen Markt entwickeln.
Auch der Kauf bestehender
Fachmessen wird intensiv ge-
prüft. Dafür sowie für den Kauf
weiterer Messen im In- und
Ausland steht in den kommen-
den Jahren ein zweistelliger
Millionenbetrag zur Verfügung.
„Die Mittel für diese notwendi-
gen Zukunftsinvestitionen er-
wirtschaften wir mit den her-
vorragend laufenden Veranstal-
tungen in Nürnberg“, betonte
Diederichs. 

Impulsgeber

Bestmarken wurden im ver-
gangenen Jahr nicht nur beim
Umsatz, sondern auch bei der
verkauften Standfläche, dem
Ausstellervolumen sowie den
internationalen Ausstellern ge-
setzt. Erfreulich ist, so der
Messechef, dass sich an dieser
Rekordjagd auch die Fachbesu-
cher beteiligten. Addiere man
das Besuchervolumen der
großen Publikumsmessen hin-
zu, ergebe sich eine Gesamtbe-
sucherzahl von 1,28 Millionen.
Diese Fakten zeigen Diederichs
zufolge nicht nur eindrucksvoll
die Attraktivität der Eigen-,
Partner- und Gastveranstaltun-
gen am Standort Nürnberg,
sondern sind darüber hinaus
auch ein Impulsgeber für die
Hotellerie, Gastronomie und
den Einzelhandel in der Metro-
polregion Nürnberg. Insgesamt
summierten sich die Sekun-
däreffekte für die Region auf
600 bis 800 Mio. Euro, das ent-
spricht über 15.000 Vollzeitar-
beitsplätzen. Sein Fazit: „Mes-
sen und Kongresse sind einer

der Wachstumsmotoren für die
Metropolregion und künftig ei-
ner der Exportschlager!“

Marktbereinigung

Walter Hufnagel, Mitglied
der Geschäftsleitung, verwies
darauf, dass in den vergange-
nen zehn Jahren im deutschen
Messeprogramm eine doch 
gravierende Marktbereinigung
stattgefunden habe - „mit dem
in solchen Fällen üblichen Er-

Bürgerfreundlichere Verwaltungsverfahren:

Neuer Senat des 
Verwaltungsgerichtshofs

Beckstein: „Wichtige Standortentscheidung für Mittelfranken“

Bayern geht neue Wege zur Flexibilisierung und Beschleuni-
gung von Verwaltungsverfahren. Der Ministerrat hat ein neu-
es Gesetz auf den Weg gebracht, mit dem die Pflicht zur
Durchführung eines Widerspruchsverfahrens vor Erhebung
einer verwaltungsgerichtlichen Klage in zahlreichen Rechtsge-
bieten aufgehoben und durch ein fakultatives Widerspruchs-
verfahren ersetzt wird. 

Der von einer Verwaltungsentscheidung betroffene Bürger hat
im fakultativen Widerspruchsverfahren künftig die Wahlmöglich-
keit, ob er eine Entscheidung nochmals behördlich überprüfen 
lässt, oder ob er gleich Klage zum Verwaltungsgericht erhebt. Die
Neuregelung sieht ferner die Verlagerung eines vierten Senates an
die Außenstelle des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in Ans-
bach vor. Innenminister Dr. Günther Beckstein bezeichnete den
Gesetzentwurf als wichtigen Beitrag zu einer schnellen, bürger-
freundlichen Verwaltung. Beckstein: „Wir machen unsere Verwal-
tungsverfahren bürgernäher und geben den Menschen in Bayern
mehr Flexibilität im Umgang mit Behördenentscheidungen. Mit
dem neuen Gesetz hat der Betroffene das Wort, ob er gegen die
Verwaltungsentscheidung zur nächst höheren Behörde oder gleich
zum Verwaltungsgericht geht. Wir lassen den Betroffenen dabei
aber keinesfalls im Stich, sondern informieren ihn durch eine kla-
re Rechtsbehelfsbelehrung, in welcher Form er bei welcher Stelle
Rechtsschutz suchen kann.“

Die komplette Abschaffung des Widerspruchverfahrens insbe-
sondere in den für die Wirtschaft bedeutsamen Genehmigungsver-
fahren im Abfallbeseitigungs-, Bauordnungs-, Immissionsschutz-
und Wasserrecht lässt eine Straffung des Verwaltungsverfahrens
erwarten, die dem Wirtschaftsstandort Bayern zugute kommt.
Beckstein: „In den wirtschaftsnahen Genehmigungsverfahren be-
seitigen wir gezielt die zeitaufwendige verwaltungsinterne Zwi-
schenprüfung und schaffen damit eine wichtige Basis für schnelle-
re Entscheidungen, schnellere Planungssicherheit und schnellere
Investitionen.“

Die vorgesehene Verlagerung eines vierten Senates des Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofs nach Ansbach bezeichnete Beckstein
als wichtige Standortentscheidung zur Stärkung Mittelfrankens.
Beckstein: „Die Verlagerung eines weiteren Senats unseres höchsten
bayerischen Verwaltungsgerichts nach Ansbach ist ein starkes Sym-
bol unserer Politik für starke Regionen in ganz Bayern.“

enarbeiten. Bedeutende Künstler
kamen an den Prager Hof Kaiser
Rudolfs II., der viele Gemälde
und Zeichnungen des Nürnber-
gers Albrecht Dürer dort zusam-
mengetragen hatte. Der böh-
misch-altbayerisch-fränkische
Kulturraum der Barockzeit, der
mit den Namen der Architekten-
und Malerfamilien Dientzenho-
fer und Asam sowie des Bildhau-
ers Ferdinand Tietz verbunden
ist, vereinte Architektur, Malerei
und Skulptur. Wallfahrten und

Terror der NS-Herrschaft brann-
ten sich tief ins tschechische Ge-
dächtnis ein. Die Entrechtung und
Vertreibung von drei Millionen
Deutschböhmen nach Ende des
Zweiten Weltkriegs traumatisier-
te diese Menschen und beendete
ein jahrhundertelanges Miteinan-
der innerhalb Böhmens. Viele
Vertriebene fanden ihre neue Hei-
mat in Bayern und leisteten einen
bedeutsamen Beitrag zum wirt-
schaftlichen Aufstieg. Nach 1948
und erneut nach dem „Prager
Frühling“ 1968 kamen zahlreiche
tschechische Emigranten nach
Bayern. Originale Zeugnisse wie
das Münchner Abkommen, Zeit-
zeugeninterviews und Fotografi-
en wecken das Verständnis für die
Schicksale der Menschen auf bei-
den Seiten der Grenze.

Reger neuer Austausch

Seit dem Ende des Eisernen
Vorhangs 1989 sind enge Wirt-
schaftskontakte und ein reger
neuer Austausch zwischen Bay-
ern und Tschechien entstanden.
Ein medialer Blick auf die Ge-
genwart und die gemeinsame
Zukunft innerhalb Europas bil-
det den farbenfrohen Schluss-
punkt der Ausstellung.

Ergänzend zur Landesausstel-
lung verbindet eine breit ge-
fächertes Begleitmaßnahme die
grenznahen Regionen in Nieder-
bayern, der Oberpfalz, in Ober-
franken und in Westböhmen.
Das Programm „Treffpunkte /
Setkáni“ benennt Kulturdenk-
mäler, Museen, Festspiele, Son-
derausstellungen an etwa 50 Or-
ten in dieser Region, die an
bayerisch-böhmische Gemein-
samkeiten erinnern. DK

Mit der Bayern-Böhmen-Ausstellung ver-
abschiedet sich der langjährige Leiter,
Prof. Dr. Claus Grimm, vom Haus der
Bayerischen Geschichte.

gebnis, dass das verbleibende
Programm hieraus gestärkt her-
vorgeht“. Als Gründe für die
Marktbereinigung nannte Huf-
nagel zum einen ein deutlich
stärkeres generelles Effekti-
vitätsdenken der ausstellenden
Unternehmen, das auch vor
dem Messewesen nicht Halt
macht. Ein Zeichen hierfür sei,
dass bei einer Reihe von durch-
aus starken Messen der jährli-
che Turnus in Frage gestellt
werde. Ein weiterer Grund sei
die grundsätzliche Tendenz
deutscher und auch europäi-
scher Unternehmen, ihr Mes-
seengagement in Deutschland
zugunsten eines höheren Enga-
gements international eher
zurück zu nehmen. DK

Diederichs zehn Jahre Geschäftsführer
Seit dem 1. Januar 1997 ist Bernd A. Diederichs Geschäftsfüh-
rer der NürnbergMesse. Strategisch standen die vergangenen
zehn Jahre unter der Aufgabe „Wachstum des Messeplatzes
Nürnberg“. Zu diesem Zweck wurden rund 400 Mio. Euro in
den Ausbau des Messeplatzes investiert. Die mit Abstand größ-
ten Projekte waren die Erweiterung der Hallenfläche sowie der
Auf- und Ausbau des Geschäftsbereiches CCN CongressCenter
Nürnberg. Nürnberg ist heute einer der 15 größten Messeplätze
der Welt und auf gutem Wege, eine der bedeutenden europäi-
schen Kongress-Destinationen zu werden.
In den kommenden Jahren will die Gesellschaft trotz eines im-
mer härter werdenden Wettbewerbs nicht nur am Messe- und
Kongressplatz Nürnberg weiter wachsen, sie will die Nürnber-
ger Messethemen auch konsequent in anderen Weltwirtschafts-
regionen etablieren. Hierzu wurde vor sieben Jahren Nürnberg
Global Fairs und im vergangenen Jahr NürnbergMesse China
gegründet. Weitere Auslandsmessegesellschaften sollen folgen -
natürlich immer zum Nutzen des Standorts, denn: Von der Eta-
blierung Nürnberger Themen an anderen Standorten profitiert
auch die mittelfränkische Metropole nachhaltig durch eine wei-
tere Internationalisierung. DK

Kommunale erneut
in Nürnberg

Am 10. und 11. Oktober 2007
treffen sich die kommunalen
Entscheidungsträger zur bedeu-
tendsten Kommunalfachmesse
im deutschsprachigen Raum in
Nürnberg. Die bewährte Partner-
schaft zwischen Bayerischem
Gemeindetag und Nürnberg-
Messe geht in die fünfte Runde.
Zwei Tage lang gibt es vielfälti-
ge Informationen über Produkte
und Dienstleistungen für den
kommunalen Bedarf. 
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Das Buttenwiesener Modellprojekt:

„Miteinander Zukunft gestalten“ 
Vom „Modell der kurzfristigen Reaktion“ zum „Modell der vorausschauenden

Gestaltung“ in der Kommunalentwicklung
Von Ralf K. Stappen

Der demographische Wandel zeigt heute schon erste Wirkungen.
Viele Schulen und Kindergärten, manche erst vor Jahren gebaut
oder vollsaniert, stehen heute vor der Schließung - wegen Kinder-
mangels. Viele Kommunalpolitiker und auch Bürger fragen sich
heute ob man diese Investitionen nicht hätte vermeiden können
und wie sie heute ihre Gemeinde qualifiziert auf die Zukunft vor-
bereiten können. Das Modellprojekt „Miteinander Zukunft ge-
stalten“ (www.zukunft-buttenwiesen.de) der Gemeinde Butten-
wiesen ist ein Weg, wie man die Herausforderung meistern kann.

Die wirtschaftstarke Gemein-
de Buttenwiesen mit 6.048 Ein-
wohnern war schon unter Bür-
germeister Leo Schrell weit über
die schwäbischen Grenzen, als
Kommune, die mutig neue Wege
betritt, bekannt. Auch mit dem
Leitbildprozess der Gemeinde,
der als Modellprojekt vom Frei-
staat Bayern (StMUGV) geför-
dert wurde, betritt man Neuland. 

Die Einheitsgemeinde Butten-
wiesen entstand im Zuge der Ge-
bietsreform 1978 aus sieben
selbstständigen Einzelgemein-
den. Das Zusammenwachsen der
ehemaligen Einzelgemeinden ist
bis heute noch nicht abgeschlos-
sen - was sich schon daran zeigt,
dass jeder Ortseil bis heute eine
eigene Feuerwehr „haben muss“.

Veränderungen

Auch Buttenwiesen bleibt vor
den Veränderungen der Zukunft
nicht verschont. Lange Wachs-
tumsgemeinde, wird sich die
Bevölkerungsentwicklung nach
dem Demographiebericht der
Bertelsmann Stiftung von 2003
bis 2020 auf 0.1 % plus (Land-
kreis Dillingen 5 % plus) einpen-
deln; nach 2020 zeichnet sich so-
gar ein Abwärtstrend ab. 

Große Veränderungen wird es

in der Altersstruktur geben, die
wie in vielen anderen Kommu-
nen auch, erhebliche Auswirkun-
gen auf das Einkommensteuer-
aufkommen haben wird. Die
Gruppe der 0- bis 5-Jährigen
wird z.B. von 2003 bis 2020 um
25 % abnehmen und die der über
80-jährigen um 50 Prozent zu-
nehmen. Gravierend ist das Ab-
wandern junger Leistungsträger
durch eine negative Bildungsab-
wanderung. 

Ein weiteres großes Gebiet ist
der Klimawandel, der sich z. B.
erheblich auf den Wasserhaus-
halt auswirken wird. Was kann
eine Gemeinde hiergegen tun? 

Vorbereiten auf neue 
Herausforderungen

Auf Initiative von Bürger-
meister Norbert Beutmüller soll-
te ein Weg gefunden werden,
wie sich Buttenwiesen auf die
Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts vorbereiten kann. Auf-
grund der selbstständigen Orts-
strukturen wäre ein Kommunal-
entwicklungsprozess mit breiter
Bürgerbeteiligung, allein auf der
Gemeindeebene schwierig. So
musste über völlig neue Wege
nachgedacht werden, woraus
sich dann das Modellprojekt ent-
wickelte. Starthilfe gab hier auch
ein Vortrag von Bürgermeister
Albert Höchstetter von der Ge-
meinde Barbing. 

Klausurtagung 
des Gemeinderats

Der neue Weg und das Funda-
ment wurde in einer Klausurta-
gung des Gemeinderats im Früh-
jahr 2005 entwickelt. Die Ent-
wicklung des Leitbilds sollte im
„Gegenstromverfahren“ mit dem
erfolgreichen Ping-Pong-Kon-
zept erfolgen. Durch eine ausge-
wogene Beteiligung von Ge-
meinderat, Bürgermeister, Ver-
waltung (top-down), Bürgern,
Unternehmen und örtlichen Or-
ganisationen (bottom-up), sowie
zwischen und innerhalb der Orte
sollten das Gemeindeleitbild und
die Dorfleitbilder entwickelt
werden. Die Federführung und
die Letztverantwortung lag dabei
beim Gemeinderat und dem Bür-
germeister.

Doppellösung

Erstmals in Bayern und viel-
leicht sogar in Deutschland, wur-

de die Gemeindeentwicklung
mit einer gleichzeitigen Dorfent-
wicklung aller Ortsteile verbun-
den. Dies war ein ungewöhnli-
cher und mutiger Schritt des Ge-
meinderats und des Bürgermeis-
ters. Im Prinzip ist eine solche
„Doppellösung“ für jede Ge-
meinde, die aus der Gebietsre-
form entstanden ist und bis heute
noch nicht ganz zusammenge-
wachsen ist, ein guter Weg. 

Ideenwerkstatt 

Betreut wurde das Modellpro-
jekt „Miteinander Zukunft ge-
stalten“ vom Transferprogramm
Kommunale Zukunftsfähigkeit
(www.transfer21.de), das im
Auftrag des StMUGV ent-
wickelt wurde, sowie auf der
Ortsebene von erde - eigenstän-
dige Regional- und Dorfent-
wicklung e.V. (Internet: www.
erde-bayern.de). Für jeden Ort-
teil wurden drei Veranstaltungen
durchgeführt. Gestartet wurde
jeweils mit einer Ideenwerkstatt
im Dorf, wo auch ein Arbeits-
kreis für die Dorfentwicklung
gegründet wurde. Höhepunkt
des Leitbildprozesses war ein
gemeinsamer Zukunftstag in der
Riedblickhalle, wo die sieben
Arbeitskreise der Ortsteile (mit
93 Mitgliedern) intensiv ihre
Dorfleitbilder entwickelten und
gemeinsam Bausteine für das
Gemeindeleitbild erarbeiteten. 

Bürgerbefragung

Bereits am Abend konnten
250 Bürgern die ersten Ergebnis-
se vorgestellt wurden. Eine wert-
volle Grundlage für den Zu-
kunftstag und den Prozess war
die Kleine Bürgerbefragung an
der sich über 360 Bürger betei-
ligten. Durch sieben ortsspezifi-
sche Auswertungen und eine Ge-
meindeauswertung gab es ein
„gutes Bild“ über die Sorgen,
Bedürfnisse und Ideen der Bür-
ger. Die Kleine Bürgerbefragung
brachte z.B. für den Ortsteil Lau-
terbach zu Tage, dass 96 % der
Befragten Lauterbacher mit der
Wohnqualität zufrieden sind und
sich 97 % in Lauterbach wohl
fühlen. Mit der Situation der Ar-
beitsplätze waren 43 % nicht zu-
frieden, mit der Situation der
Ausbildungsplätze sogar 63 %.
78 % der Befragten sind mit der
Anbindung an den öffentlichen
Nahverkehr und 68 % mit den
örtlichen Einkaufsmöglichkeiten
nicht zufrieden. 

Brennpunkte

Als Brennpunkte wurden vom
Arbeitskreis identifiziert: die Zu-
kunft Jugend, die Zukunft der
Mobilität, ein fehlender Dorf-
platz, ein fehlender Treffpunkt
für Senioren, ein fehlender Spiel-
platz, die Nachfolgenutzung land-
wirtschaftlicher Gebäude und
die Ortsbildpflege. Seit der
Schließung des Edeka-Geschäfts
mangelt es an Einkaufsmöglich-
keiten. Eine Metzgerei, eine
Bäckerei, ein Dorfladen, das
wären ebenso Wünsche wie ein
Lokal - Café oder Bistro - in dem
man sich treffen könnte.

Energienautonomie und 
innovative Wohnkonzepte

Der Dorfarbeitskreis setzte
sich intensiv mit der Zukunfts-
entwicklung von Lauterbach bis
2025 auseinander. Aufgrund der
hohen Energiepreise, dem Kli-
mawandel und der damit ver-
bundenen Abhängigkeit wurde
die Vision einer weitgehenden
Energienautonomie (Erdwärme,
Biogasanlagen, etc.) für Lauter-
bach entwickelt. 

(Fortsetzung von Seite 1)
schließlich während des Gast-
aufenthalts nicht nur hohe Qua-
lität in der Ausstattung, sondern
auch im Service zu leisten.

Intensive Weiterbildung

Um eine bessere Qualität lie-
fern und sich den Veränderungen
des touristischen Marktes anpas-
sen zu können, erachtet der Mini-
ster eine intensivere Fort- und
Weiterbildung der Beschäftigten
im Tourismusbereich als notwen-
dig. Auch Führungskräfte müs-
sten versuchen, sich immer wie-
der weiterzubilden. Nur touristi-
sche Einrichtungen mit qualifi-
zierten Chefs, die gelernt haben,
ihr Personal gut zu führen und
darüber hinaus zu motivieren,
könnten stetigen Erfolg vorwei-
sen. Hubers Appell: „Nutzen Sie
die speziellen Schulungsangebo-
te des Hotel- und Gaststättenver-
bandes, der Industrie- und Han-
delskammern, von Tourismus-
akademien und Volkshochschu-
len zu Ihrem eigenen Vorteil!“

Touristische Gütesiegel

Klassifizierungs- und Zertifi-
zierungsmodelle seien eine
wichtige Stütze für Unternehmer
und Gäste. Sie könnten Qualität
sichtbar, damit vergleichbar und
werblich einsetzbar werden las-
sen, fuhr der Minister fort. Viele
Gäste empfänden touristische
Gütesiegel als hilfreich und zwar
sowohl im Hinblick auf Service-
qualität als auch auf die Qualität
der Ausstattung. Bereits jeder
dritte Reisende achte darauf, mit
wie vielen Sternen seine Unter-
kunft ausgezeichnet wurde.
Wichtig sei auch die Zertifizie-
rung von Touristinformationen;
sie wurde bereits in Oberbayern,
Franken und Allgäu/Bayerisch-
Schwaben durchgeführt und in
Ostbayern soeben begonnen.
Auch hier stelle die Servicequa-
lität ein entscheidendes Kriteri-
um zur Kundengewinnung und
Kundenbindung dar.

(Fortsetzung von Seite 1)
chen Raum viele neue Projekte
mobilisieren.

Nach den Worten Hubers be-
steht das Gesamtkonzept aus 12
Aktionsfeldern, mit denen alle
für den ländlichen Raum rele-
vanten Themen erfasst werden.
Dazu zählen unter anderem die
Bildungspolitik, Technologiepo-
litik, Tourismus, Landwirtschaft
und Infrastrukturpolitik. Diese
Aktionsfelder werden durch För-
derprogramme oder andere
Maßnahmen und Initiativen aus-
gefüllt. Huber betonte das große
finanzielle Engagement des Frei-
staates zu Gunsten des ländli-
chen Raums. Huber: „Kein Land
tut mehr für seinen ländlichen
Raum als Bayern. Mit den weit
überdurchschnittlichen Finanz-
mitteln für Investitions- und För-

dermaßnahmen und dem im
Doppelhaushalt 2007/2008 mit
rund 180 Millionen Euro dotier-
ten Schwerpunkt ‚Ländlicher
Raum’ geben wir ein deutliches
Zeichen für die gleichmäßige
Stärkung von Ballungszentren
und ländlichen Räumen.“ Flan-
kiert wird die finanzielle Unter-
stützung des Freistaats nach den
Worten Hubers durch das neue
Vorrangprinzip für struktur-
schwache ländliche Räume im
Landesentwicklungsprogramm,
das den Vorrang des struktur-
schwachen Raums bei staatli-
chen Aktivitäten sichert. Nach
dem Beschluss des Kabinetts
wird das Gesamtkonzept einem
offenen Dialog insbesondere mit
den berührten Fach- und kom-
munalen Spitzenverbänden zu-
geführt.

Gleichwertige Lebensbedingungen ...

Ernährung in Zeiten 
der Globalisierung 
und niedrigerer Renten 

Ein weiterer Schwerpunkt war
die Frage wie Lauterbach dem
demographischen Wandel be-
gegnen kann. Hier wurde die
Idee von innovativen Wohnmög-
lichkeiten für Senioren ent-
wickelt, wozu z.B. leerstehende
Häuser im Ortskern genutzt wer-
den könnten. Großen Raum
nahm die Stärkung und der Er-
halt des Gemeinsinns und der
Dorfgemeinschaft ein. Die Aus-
wirkungen der Globalisierung
und die künftig niedrigeren Ren-
ten sollen durch eine „Ernäh-
rungsautonomie“ - z.B. durch
die örtliche Produktion von Le-
bensmitteln - abgefedert werden.
Als Sofortprojekt wurde die Idee
eines Dorfladens entwickelt, wo-
zu bereits Planungen, Bedarfser-
mittlungen und ein Modell für
eine Dorfträgerschaft erarbeitet
wurden.

Ein abschließender Konsens
über die Ziele und Maßnahmen
wurde auf einen weiteren Dorf-
abend jeweils im Ortsteil gefun-
den. Das Gemeindeleitbild mit
sieben Dorfleitbildern wurde
nach nur 18 Monaten in einer
großen Veranstaltung am 23.
November 2006 zusammen mit
einem Motivationsvortrag zur
Zukunft im 21. Jahrhundert
durch Franz Alt den Bürgern von
Buttenwiesen vorgestellt. 

Umsetzungsphase

Seit Januar 2007 ist der Pro-
zess in der Umsetzungsphase.
Nun wird es darauf ankommen,
die Ideen und das Leitbild in
Projekte umzusetzen, sowie ein-
zelne Themen wie den demogra-
phischen Wandel und auch den
Klimawandel zu vertiefen. Hier-
für wird eine qualifizierte Um-
setzungs- und Projektstruktur
aufgebaut und erste Projekte wie
„Betreutes Wohnen“ und ein
„Mehrgenerationshaus“ ange-
gangen. 

Beispiel Neumarkt

Dass eine Umsetzungsphase
erfolgreich gelingen kann, zeigt
der mehrfach ausgezeichnete
Kommunalentwicklungsprozess
der Stadt Neumarkt (Modellpro-
jekt Zukunftsfähiges Neumarkt),
wo nicht nur mit dem Bürger-
haus, einer Freiwilligenagentur
und der Verzahnung mit dem
Projekt Soziale Stadt eine trag-
fähige Umsetzungsstruktur ge-
schaffen wurde, sondern bereits
über 30 Mikroprojekte mit Bun-
desfördermitteln angeschoben
wurden.

Kommunale 
Entwicklungsplanung

Was kann aus der Vergangen-
heit für die Zukunft der Kommu-
nalentwicklung gelernt werden ?
Die heutigen demographischen
Veränderungen waren vor zehn
bis 15 Jahren schon absehbar.
Dass hier nicht qualifiziert rea-
giert wurde, lag auch daran, dass
sich Deutschland den Luxus leis-
tet, im Unterschied zu vielen eu-
ropäischen Staaten, auf das In-
strument einer gesetzlich veran-
kerten Kommunalen Entwick-
lungsplanung zu verzichten. 

In Ostdeutschland hat dieser
Luxus zu milliardenschweren
kommunalen Fehlinvestitionen
(überdimensionierte Kläranla-
gen, Infrastruktur, etc.) geführt.
Kein Mensch könnte sich
Deutschland heute ohne die In-
strumente der Bauleitplanung
und der Flächennutzungspla-
nung vorstellen - Planungschaos
wäre hier vorprogrammiert. 

Als freiwillige Aufgabe war
die Kommunalentwicklung lan-
ge Zeit ein Randthema und wur-
de allenfalls im Rahmen der Lo-
kalen Agenda21-Prozesse als
„Spielwiese“ betrieben, wobei
gerade von einigen Lokalen
Agenda21-Prozessen wichtige

Qualität im Zuge ...
Effizienzfrage

Wie Huber hervorhob, müs-
sten auch die kommunalen Ge-
bietskörperschaften Qualität bie-
ten und sich selbst an Qualität
messen lassen. Sie leisteten
schon heute Hervorragendes, ge-
rade wegen der besonderen
Kenntnisse ihrer Region. Aber
auch die öffentliche Hand müsse
sich der Effizienzfrage stellen -
und zwar auf allen touristischen
Organisationsebenen: „Zum Bei-
spiel sollte jeder Akteur eva-
luieren, ob seine Werbemaßnah-
men überhaupt ausreichend
wahrgenommen werden.“ Kon-
kret bedeutet dies Huber zufol-
ge: „Wir müssen weg vom regio-
nalen Egoismus; vernetztes Mar-
keting für Tourismusregionen
muss stärker in den Vordergrund
rücken; moderne, betriebswirt-
schaftlich orientierte Vertriebs-
formen dürfen kein Tabu sein.“
Nur dann sei es möglich, den
Wirkungsgrad bei der Positionie-
rung Bayerns und seiner Regio-
nen als Urlaubsdestination zu er-
höhen und im nationalen und in-
ternationalen Wettbewerb weiter
zu bestehen.

Ehrungen 

In Anwesenheit der rund 600
Fachbesucher des Tourismusta-
ges überreichten Wirtschaftsmi-
nister Huber und der Präsident
des Bayerischen Hotel- und
Gaststättenverbandes Siegfried
Gallus insgesamt rund 180 Wir-
tebriefe, Hotel- und G-Klassifi-
zierungsurkunden. Ein besonde-
res Anliegen des Ministers ist es
zudem, Menschen zu ehren, die
sich ehrenamtlich um die bayeri-
sche Gastlichkeit verdient ge-
macht haben. Mit der Medaille
für besondere Verdienste um die
bayerische Gastlichkeit wurden
ausgezeichnet: Ingeborg Wink-
ler, Murnau; Alfred Eckert,
Augsburg; Kurt Milke, Egloff-
stein; Eugen Öhrlein, Zellingen-
Retzbach und Peter Reim aus
Rinchnach. DK

Impulse für die Kommunalent-
wicklung ausgegangen sind. Oh-
ne Kommunale Entwicklungs-
planung droht vielen Kommu-
nen eine Abwärtsspirale. 

Demographische
Handlungsempfehlungen

Es wundert nicht, dass die
Bertelsmann-Stiftung jeder Kom-
mune, in ihren demographischen
Handlungsempfehlungen eine
„Kommunale Entwicklungspla-
nung“ ans Herz legt. Es zeichnet
sich dabei folgende Erkenntnis
ab: Das heute noch häufig prak-
tizierte „Modell der kurzfristigen
Reaktion der Kommunalent-
wicklung“ hat ausgedient und
wird in Zukunft durch das „Mo-
dell der langfristigen und vor-
rausschauenden Gestaltung der
Kommunalentwicklung“ abge-
löst. Damit einher geht eine Re-
naissance der „Neuen Kommu-
nalen Entwicklungsplanung“,
die nicht einer ausufernden Pla-
nungsbürokratie der 60er und
70er Jahre des 20.Jahrunderts
verpflichtet ist, sondern einem
„Good Governance“-Ansatz mit
einer breiten und qualifizierten
Bürger- und Akteursbeteiligung,
dem Nachhaltigkeitsprinzip und
einer strategischen Orientierung. 

In der Praxis wird diese zu ei-
ner besseren, bürgernäheren
und zukunftsfähigen Kommu-
nalpolitik führen. Die Zukunfts-
fähigkeit der bayerischen Kom-
munen steht und fällt mit der
Verankerung einer vorrauschau-
enden Gestaltung. Um den Ver-
ankerungsprozess zu beschleu-
nigen muss über die Schaffung
von neuen Rahmenbedingun-
gen und wirksamen Anreizsy-
stemen intensiv nachgedacht
werden.

Unser Autor
Ralf K. Stappen war bis

zum Jahr 2000 wissenschaft-
licher Mitarbeiter der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fa-
kultät der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt.
Seit über zehn Jahren ist er in
der Kommunalentwicklung
und Kommunalberatung tä-
tig. Er ist Geschäftsführer der
SP Group Beratungsagentur
(www.sp-group.de) und Lei-
ter des Transferprogramms
Kommunale Zukunftsfähig-
keit (www.transfer21.de), das
im Auftrag des Freistaats Bay-
ern (StMUGV) entwickelt
wurde. R. K. Stappen leitete
die Modellprojekte „Visionen
für Ingolstadt“ der Stadt In-
golstadt, „Zukunftsfähiges
Neumarkt“ der Stadt Neu-
markt und „Miteinander Zu-
kunft gestalten“ der Gemein-
de Buttenwiesen und betreut
erfolgreich Leitbildprozesse
wie z. B. von Markt Pleinfeld
in Bayern. Kontakt: ralf.stap-
pen@sp-group.de.

Joachim Herrmann: 

Eingliederungshilfe
zu den Bezirken
Staatsregierung und CSU-

Landtags-Fraktion sind sich
einig: Die Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinde-
rung liegt ab 1. Januar 2008 in
der Zuständigkeit der Bezirke.
Das hat CSU-Fraktionsvorsit-
zender Joachim Herrmann
mitgeteilt. „Aufgabe der Ein-
gliederungshilfe ist es“, erläu-
terte Herrmann, „eine drohen-
de Behinderung zu verhüten,
die Folgen von Behinderung
zu mildern und Menschen mit
Behinderung am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben zu las-
sen.“ Beispiele für Leistungen
der Eingliederungshilfe sind
Behindertenfahrdienste, oder
auch Leistungen, die Kindern
mit Behinderung den Kinder-
gartenbesuch ermöglichen.
Das erste Beispiel gehört zu
den ambulanten Hilfen, wäh-
rend der Kindergartenbesuch
eine (teil-)stationäre Leistung ist.

Die beschlossenen Ände-
rungen sehen eine einheitli-
che Zuständigkeit bei den Be-
zirken vor. Bislang sind für
die ambulanten Hilfen die ört-
lichen Träger der Sozialhilfe
zuständig, nämlich Landkrei-
se und kreisfreie Städte. Die
(teil-)stationären Leistungen
waren indes Sache der Bezir-
ke. Herrmann sieht in der ein-
heitlichen Zuständigkeit zwei
Vorteile: „Zum einen haben
die Menschen mit Behinde-
rung einen Ansprechpartner
für alle Leistungen, zum ande-
ren hat die gespaltene Zustän-
digkeit immer wieder Abgren-
zungsschwierigkeiten erzeugt.
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E.ON Bayern
Umweltpreis 2007

E.ON Bayern fühlt sich dem Umweltschutz
und insbesondere einer umweltgerechten
Energieversorgung verantwortlich. Daher
fördern wir ökologische Leistungen von
Kommunen, Kirchen,Vereinen, Initiativen
und Unternehmen in Bayern. Ziel ist es,
innovative, energiesparende und umwelt-
schonende Projekte zu unterstützen.

Unter der Schirmherrschaft des Bayeri-
schen Staatsministers für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz vergibt
E.ON Bayern den mit 250.000 Euro dotier-
ten Umweltpreis 2007.

Einsendeschluss ist der 28. Februar 2007.

Bewerbungsunterlagen und weiterfüh-
rende Informationen finden Sie unter
www.eon-bayern.com.

Basel II und seine Folgen:

Gezielte Fehlinformationen
Kommunale Spitzenverbände: Unseriöses Vorgehen auf dem Rücken der Kommunen

Auch nach der Umsetzung der Eigenkapitalvorschriften im
Rahmen von Basel II werden keine verschärften Eigenkapital-
hinterlegungen für Kredite an Kommunen verlangt. Bei der
Bewertung des Rückzahlungsrisikos gilt für Kommunen des-
halb auch ohne zusätzliches Rating der Nullansatz. Darauf ha-
ben die kommunalen Spitzenverbände in einer gemeinsamen
Erklärung anlässlich der Veröffentlichung der sogenannten
Solvabilitätsverordnung hingewiesen.

Die Hauptgeschäftsführer der
kommunalen Spitzenverbände,
Dr. Stephan Articus (Deutscher
Städtetag), Prof. Dr. Hans-Gün-
ter Henneke (Deutscher Land-
kreistag), und Dr. Gerd Lands-
berg (Deutscher Städte- und Ge-
meindebund), kritisierten, dass
von interessierter Seite gezielte
Fehlinformationen zu den Aus-
wirkungen von Basel II verbrei-
tet würden, die bei vielen Kom-
munen für erhebliche Verunsi-
cherung sorgten: „Das Interesse
einiger Beratungsfirmen als Ver-
käufer eigener Dienste ist klar
durchschaubar. Um ihr eigenes
Geschäft zu fördern, erwecken
sie den Anschein, Basel II forde-
re neue Bewertungen des kom-
munalen Zahlungsrisikos. Das
ist aber unzutreffend“, betonten
die Hauptgeschäftsführer.

Neue Regelungen

Für Banken und Sparkassen
sind zum 1. Januar 2007 neue
Regelungen für die Absicherung
ihrer Kreditrisiken in Kraft ge-
treten. In welcher Höhe dazu
künftig Eigenkapital vorgehalten
werden muss, hängt wesentlich
von der Zahlungskräftigkeit der
Schuldner ab. Mit der Veröffent-
lichung der Solvabilitätsverord-
nung sind nunmehr auch natio-
nal die letzten Festlegungen in
Deutschland getroffen worden.

Null Risiko

In den Regelungen werden die

deutschen Kommunen im Stan-
dardansatz wie bisher in der Bo-
nitätswertung der Bundesrepu-
blik Deutschland gleichgestellt
und erhalten dauerhaft ein Risi-
kogewicht von Null.

Solvabilitätsverordnung

„Auch wenn Banken statt des
Standardansatzes interne Rating-
ansätze zur Berechnung der Risi-
ken nutzen, können sie dauerhaft

von einem nullprozentigen Risi-
kogewicht ausgehen. Dies ist seit
langem unbestritten und wird
nunmehr durch die Solvabilitäts-
verordnung umgesetzt“, so die
Hauptgeschäftsführer.

Große Verunsicherung

Die kommunalen Spitzenver-
bände hoben hervor, dass bereits
im April 2004 den Kommunen
eine Beibehaltung des Nullansat-
zes zugesichert worden sei. Stim-
men aus Beraterkreisen oder auch
von einzelnen privaten Banken,
die den Kommunen beständig
vorgaukeln, aufgrund der neuen
Eigenkapitalschriften sei ein Ra-
ting erforderlich, entsprächen je-
doch nicht der Wahrheit.“

Das zur Verunsicherung füh-
rende Vorgehen einzelner Bera-
terfirmen und Banken war be-
reits Gegenstand einer parlamen-
tarischen Anfrage im Deutschen
Bundestag. 

Scharfe Verurteilung

In ihrer Antwort stellte die Par-
lamentarische Staatssekretärin im
Bundesministerium der Finan-
zen, Dr. Barbara Hendricks, klar,
dass Änderungen in den Kondi-
tionen für Kommunalkredite
nicht mit den Änderungen durch
Basel II gerechtfertigt werden
könnten. „Wir haben den starken
Verdacht, dass hier Einzelne die
Gelegenheit wittern, die eigenen
Margen im Kommunalkreditge-
schäft auszubauen. Ein derartig
unseriöses Vorgehen auf dem
Rücken der Kommunen wird
von uns scharf verurteilt. Wir er-
warten, dass das ein Ende fin-
det“, so die Verbandsvertreter
abschließend. DK

BayernLB begibt
750 Mio. Euro

Nachranganleihe
München - Die Bayern-

LB hat unter der gemein-
samen Federführung von
BayernLB, Citigroup und
Merrill Lynch eine Nach-
ranganleihe (Lower Tier 2)
im Volumen von 750 Mio.
EUR erfolgreich begeben.
Die Anleihe hat eine Lauf-
zeit von 12 Jahren mit ei-
ner erstmaligen Kündi-
gungsmöglichkeit (call)
nach 7 Jahren und eine
Verzinsung von 4,50 Pro-
zent p.a. für die ersten 7
Jahre. Falls die Kündi-
gungsmöglichkeit nach 7
Jahren nicht ausgeübt
wird, wechselt die Verzin-
sung von einem Festsatz
auf variable Verzinsung.

Hohe Akzeptanz

Der Verkaufskurs wurde
bei einem Preis von 99,712
festgelegt, dadurch ergibt
sich ein Renditeaufschlag
von 31 Basispunkten über
Swaps. Für diese Anleihe
wird ein Rating von Aa3
(Moody’s) A-(S&P) A(Fitch)
erwartet. Diese Anleihe
stellt die erste öffentliche
nachrangige Euro-Anlei-
he im Benchmark Format
der BayernLB nach Weg-
fall der Gewährträgerhaf-
tung dar und fand sehr
gute Akzeptanz bei den
Investoren.

Das Orderbuch war ge-
messen am Emissionsvo-
lumen zweifach überzeich-
net. Die BayernLB stärkt
mit dieser Transaktion ihre
Kapitalbasis.

Sparkassen erhalten von DBRS
hervorragendes A (high) Rating

Die kanadische Ratingagentur Dominion Bond Rating Service
(DBRS) hat der Sparkassen-Finanzgruppe ein Floor-Rating von 
A (high) für langfristige Verbindlichkeiten bzw. von R-1 (middle)
für kurzfristige Verbindlichkeiten erteilt. Damit bewertet DBRS
die Kreditwürdigkeit aller Sparkassen, Landesbanken und Lan-
desbausparkassen mindestens mit A (high). Das Floor-Rating ist
dabei unmittelbar kapitalmarktfähig.

„Das Floor-Rating von A
(high) spiegelt die wirtschaftliche
Stärke des Verbundes der Spar-
kassen-Finanzgruppe zutreffend
wider, zumal auf Einzelinstitutse-
bene ja noch Potenzial nach oben
verbleibt“, so Heinrich Haasis,
Präsident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes (DSGV).

Ausschlaggebend für das sehr
gute Ergebnis sind laut DBRS vor
allem der starke Zusammenhalt
unter den Sparkassen, die fort-
schreitende Zusammenarbeit in-
nerhalb der Gruppe, der verlässli-
che Haftungsverbund der Spar-

kassen-Finanzgruppe, das erfolg-
reiche Geschäftsmodell der Grup-
pe und ihre hohen Markt-
anteile, die aktuelle Verkaufoffen-
sive 1 VORAUS sowie das aus-
gewogene Risikoprofil. Mit dem
DBRS-Floor-Rating verfügen die
Sparkassen, Landesbanken und
Landesbausparkassen nun über ei-
ne zweite externe (Mindest-)Grup-
penbewertung. Bereits Ende 2004
hatte die Ratingagentur Moody’s
Investors Service den Haftungs-
verbundmitgliedern der Sparkas-
sen-Finanzgruppe einen Rating-
Floor von A1 erteilt.
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- im genossenschaftlichen FinanzVerbund -

Verwaltungsüberlastung?!
Haushaltsprobleme?!

Maßgeschneiderte Lösungen für die
Übernahme von Erschließungsträgerschaften
und für Ihre kommunalen Investitionen
bietet Ihnen die BLE, ein erfahrener seit
1974 tätiger Partner der Städte und Gemeinden.

Ihre Ansprechpartner: Bernd Hippe
Tel.: 089 / 67 40 37 Gerd Schrenker

• Übernahme von Erschließungsträgerschaften
• Privatfinanzierung öffentlicher Aufgaben

(Kommunales Haushaltsmodell)

Neuzusagen der LfA:

Auf höchstem Stand seit
der Jahrtausendwende

„Die bayerische Wirtschaft präsentiert sich so robust und lei-
stungsstark wie schon lange nicht mehr. Dazu beigetragen hat
auch die LfA Förderbank Bayern. 4.600 Unternehmen haben
sich 2006 für die LfA als Finanzierungspartner entschieden.
Die LfA hat Darlehen in Höhe von 1,9 Milliarden Euro zuge-
sagt, das ist das größte Volumen seit 2000. 

Allein auf das Kerngeschäft
der Wirtschaftsförderung, die
Programmkredite, entfielen
rund 910 Millionen Euro. Dies
hat dazu beigetragen, rund
5.700 neue Arbeitsplätze zu
schaffen und knapp 49.700 Stel-
len zu sichern“, stellte Finanz-
minister Kurt Faltlhauser an-
lässlich des Wechsels im Vor-
standsvorsitz der LfA Förder-
bank Bayern in München fest.

Die bayerische Wirtschaft ha-
be nach den Worten von
Faltlhauser enorm an Innovati-
onskraft und Wettbewerbsfähig-
keit gewonnen. Die Unterneh-
men seien wieder optimistischer
und selbstbewusster geworden -
die Stimmung im Mittelstand
sei hervorragend. Auch die Ex-
portwirtschaft brumme. Bayern
habe gute Chancen, auch in die-
sem Jahr wirtschaftlich vorne
zu bleiben. Dieses erfreuliche
Ergebnis sei nicht zuletzt auch
einer intelligenten Förderpoli-
tik der LfA Förderbank Bayern
zu verdanken, die sich gerade
im letzten Jahrzehnt von einer
Förderanstalt zu einer markt-
und kundenorientierten Förder-
bank entwickelt habe, betonte
Faltlhauser.

Schmitts Handschrift

Der Entwicklungsprozess der
LfA trage die Handschrift des
scheidenden Vorstandsvorsit-
zenden Rudolf W. Schmitt.
Nach über 13 Jahren erfolgrei-
cher Tätigkeit an der Spitze der
LfA Förderbank Bayern, davon
über sechs Jahre als Vorstands-
vorsitzender, trete er in den 
verdienten Ruhestand, merkte
Faltlhauser an. Schmitt habe für
wichtige Impulse für die För-
derpolitik der Bank gesorgt und
ihre Fördertätigkeit trotz knap-
per Kassen auf hohem Niveau
stabilisiert. Die innere Organi-

sation habe er grundlegend neu
gestaltet und fortentwickelt. Die
Serviceorientierung sei, insbe-
sondere durch die Einführung
besonderer Beratungsangebote,
verstärkt worden. Faltlhauser
dankte dem scheidenden Vor-
standsvorsitzenden Schmitt auch
im Namen der Bayerischen
Staatsregierung herzlich für sei-
ne verdienstvolle Arbeit und
wünschte ihm viel Glück und
Gesundheit auf dem weiteren
Lebensweg.

Als neuen Vorstandsvorsitzen-
den führte Faltlhauser Michael
Schneider in sein neues Amt ein.
Schneider habe seine bemer-
kenswerte fachliche und persön-
liche Kompetenz vor allem in
den Bereichen Produktgestal-
tung und Spezialkreditgeschäft
schon seit Mai 1999 als General-
bevollmächtigter und ab Mai
2000 als stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der LfA För-
derbank Bayern unter Beweis
gestellt und sei mit der Bank be-
stens vertraut. Zuvor war er rund
zwei Jahrzehnte im Bayerischen
Wirtschaftsministerium tätig, zu-
letzt über fünf Jahre als dessen
Amtschef und zugleich stellver-
tretender Verwaltungsratsvorsit-
zender der LfA. Faltlhauser
wünschte Schneider viel Erfolg
bei seiner Arbeit zum Wohle des
Freistaats Bayern.

Faltlhauser begrüßte gleich-
zeitig den neuen stellvertreten-
den Vorstandsvorsitzenden der
LfA Förderbank Bayern, Gerd
Rometsch. Dieser gehört be-
reits seit über zwei Jahren dem
Vorstand der LfA Förderbank
Bayern an. Er habe dort mit 
großem Erfolg für die Bereiche
Bilanz und Rechnungswesen,
Individualkreditgeschäft und 
Recht verantwortlich gezeichnet.
Faltlhauser wünschte Rometsch
für die Zukunft viel Erfolg und
alles Gute.

Premiere in Deutschland:

Rathaus GmbH in Gladbeck
Baukonzern übernahm die Geschäfte der öffentlichen Verwaltung

Wie Spiegel-Online vom 28. Januar meldet, hat im Gladbecker
Rathaus der Bürgermeister nur noch politisch das Sagen. In der
nordrhein-westfälischen Stadt habe der Baukonzern Hochtief
die Geschäfte der öffentlichen Verwaltung übernommen - eine
Premiere in Deutschland. Doch die Manager des Unternehmens
wollen noch mehr.

Für Gladbeck war Hochtief
der Retter in der Not, wie der
Beitrag von Anselm Walder-
mann beschreibt. Bei einem
Schuldenstand von mehr als 80
Millionen Euro hätte sich die
Stadt ein neues Rathaus eigent-
lich gar nicht leisten können.
Doch die beiden alten Verwal-
tungstürme aus den sechziger
Jahren waren hochgradig mit
PCB verseucht. „Der Druck für
die Stadt war hoch“, sagt Holger
Schoen, der zuständige Nieder-
lassungsleiter von Hochtief PPP
Solutions.

In dieser Situation war das
„Rundum-sorglos-Paket“ des
Konzerns genau das Richtige für
Gladbeck. Planung, Bau und Fi-
nanzierung des neuen Rathauses
- das alles hat das Unternehmen
den Verwaltungsbeamten abge-
nommen. Vor allem aber ist
Hochtief für den Betrieb des Ge-
bäudes zuständig: In den näch-
sten 25 Jahren hat hier der Kon-
zern das Sagen. 

Jeden Monat 184.830 Euro -
diese Summe hätte Gladbeck für
ein eigenes Rathaus aufbringen
müssen, wie zwei Unternehmens-
beratungen im Auftrag der Stadt
errechnet haben. Zu teuer, befand
der Stadtrat. In seltener Eintracht
beschloss das Gremium deshalb
über Parteigrenzen hinweg eine
Ausschreibung. Von den vier Be-
werbern setzte sich Hochtief
durch: Das Unternehmen ver-
langt von der Stadt nur 147.000
Euro im Monat - plus Preissteige-
rungen im Zuge der Inflation.

Konzentration auf 
Kernaufgabe

Im Preis inbegriffen ist neben
den Baukosten der gesamte Be-
trieb des Rathauses. Um die In-
standhaltung des Gebäudes und
die Energieversorgung muss sich
die öffentliche Hand keine Ge-
danken mehr machen, ebenso
wenig um den Hausmeister, die
Toiletten und die Fassadenreini-
gung. „Wir wollten uns auf unse-
re Kernaufgabe konzentrieren“,
sagt Amtsleiter Bernhard Schlü-
ter, der das Projekt von Seiten
der Stadt betreut. Schließlich ha-
be man in Gladbeck ein „moder-
nes Staatsverständnis“.

Bis zum Jahr 2010 rechnet die
deutsche Baubranche allein bei
Schulen, Verwaltungsgebäuden
und Krankenhäusern mit öffent-
lich-privaten Projekten (ÖPP) im
Wert von 10 bis 20 Milliarden
Euro. Selbst Gefängnisse kön-
nen mittlerweile von Privatun-

ternehmen betrieben werden.
Für Hochtief ist das Rathaus des-
halb nur ein Anfang. „Wir sehen
Gladbeck als wichtige Refe-
renz“, sagt Schoen. Einen Ver-
trag wie dort könne der Konzern
„jeder anderen Kommune in
Deutschland als Standard-Pro-
dukt anbieten“. 

Die Baupläne für das Glad-
becker Rathaus hat Hochtief in
Eigenregie entworfen, nicht ein-
mal die Größe des Gebäudes hat
die Stadt vorgegeben. Die Möbel
hat ebenfalls Hochtief besorgt.
Sollten in Zukunft Schreibtische
kaputt gehen, muss sie das Unter-
nehmen ersetzen. „Das Risiko
liegt bei uns“, erklärt Manager
Schoen. Entsprechend effizient
ist das Unternehmen vorgegan-
gen: Die Baukosten wurden um
keinen Cent überschritten, die In-
betriebnahme des Gebäudes er-
folgte auf den Tag genau am 21.
Oktober 2006 - so wie geplant.

Optimierung der Abläufe

Bei der Gestaltung des Gebäu-
des ging es für Hochtief um
Funktionalität. Fünf Stockwer-
ke hoch erstreckt sich der rote
Backsteinbau in der Gladbecker
Innenstadt, eingerahmt von
Dresdner Bank, Karstadt und
McDonald’s. Innen ist der Bo-
den mit grün-grauen Fliesen be-
deckt, die weißen Wände sind
kahl, von der Decke strahlen
Energiesparlampen. „Es ist ja
nur ein Verwaltungsgebäude“,
entschuldigt sich Amtsleiter
Schlüter. Auch die für Büros
sonst so typischen Topfpflanzen
fehlen. „Wenn jeder der 320 Mit-
arbeiter eine Palme aufstellen
würde, wäre die Reinigung zu
teuer“, erklärt Schlüter.

Bei der Raumplanung hat
Hochtief sogar direkt in die Ar-
beit der Verwaltung eingegriffen.
„Unser Ziel war es, die Abläufe
zu optimieren“, erklärt Manager
Schoen. „Abteilungen, die zu-
sammenarbeiten, haben wir zu-
sammengelegt.“ Die Wege für
Mitarbeiter und Bürger seien
nun kürzer, was die Kosten sen-
ke. Ob so auch Planstellen einge-
spart würden, lasse sich aber
noch nicht sagen, erklärt Schoen.

Wenn es nach ihm ginge, dann
hätte Hochtief auch weitere Auf-
gaben übernommen. So ist das
Unternehmen bisher nur für die
Verkabelung des Gebäudes zu-
ständig, die Computer hingegen
bleiben in den Händen der Ver-
waltung. „Wir haben zum Bei-
spiel keinen Zugang zu den 

Passwörtern“, sagt Schoen. Ge-
nerell würde Hochtief bei öffent-
lich-privaten Projekten aber ger-
ne auch die Verantwortung für
die IT-Systeme übernehmen.
„Da hat die öffentliche Hand den
entscheidenden Schritt noch
nicht gewagt“, klagt Schoen.

Ähnlich ist es bei der Beset-
zung von Stellen in der Verwal-
tung. Bisher beschränkt sich
Hochtief darauf, die Namens-
schilder für neue Mitarbeiter an
deren Türen zu befestigen. In Zu-
kunft möchte der Konzern aber
schon bei den Bewerbungsge-
sprächen mit am Tisch sitzen.
„Wir würden gerne auch die Se-
kretariatsarbeiten erledigen“, sagt
Schoen. „Aber so weit ist die öf-
fentliche Hand leider noch nicht.“

Tatsächlich gehen der Stadtver-
waltung solche Pläne zu weit; 
mit dem bisherigen Konzept 
der Öffentlich-privaten Partner-
schaft ist sie allerdings zufrieden.
„Ich würde ÖPP jederzeit wieder
machen, auch bei anderen Projek-
ten“, sagt Amtsleiter Schlüter.

Lohnendes Geschäft

Auch für Hochtief lohnt sich
das Geschäft. „Natürlich machen
wir Gewinn“, sagt Schoen.
„Sonst würde das Ganze keinen
Sinn machen.“ Die genaue Höhe
will er zwar nicht nennen, ange-
strebt werde aber die konzernüb-
liche Eigenkapitalrendite von 14
Prozent. „Es gibt viele kleine
Stellschrauben, wo sich etwas
einsparen lässt“, erklärt Schoen.
„Über die gesamte Laufzeit rech-
net sich das.“

Aus Sicht der Stadt hat der pri-
vate Investor einen Effizienzvor-
teil von 14 Prozent gegenüber ei-
nem Betrieb in öffentlicher Re-

gie. „Hochtief ist ein Weltkon-
zern“, sagt Amtsleiter Schlüter.
„Auf der Einkaufsseite kriegen
die ganz andere Preise als die
kleine Stadt Gladbeck.“ Darüber
hinaus könne das Unternehmen
Synergieeffekte nutzen, weil es
auch andere Immobilien betreut.
„Außerdem gelten für Hochtief
andere Tarifverträge“, sagt Schlü-
ter. Das drücke die Lohnsumme.

25 Jahre Ehe

Rein rechtlich ist die Stadt
Gladbeck die Eigentümerin von
Grundstück und Gebäude ge-
blieben, das Nutzungsrecht wie-
derum hat Hochtief. Allerdings
darf der Konzern das Gebäude
an niemand anderen als an die
Stadt vermieten. Zwei Aktenord-
ner dick ist der Vertrag, kündi-
gen darf ihn keine der beiden
Parteien. „Wir sind für 25 Jahre
miteinander verheiratet“, sagt
Manager Schoen. Außerdem
darf Hochtief seine Rechte nicht
an ein anderes Unternehmen ab-
treten. „Es ist sicher gestellt, dass
wir nicht bei irgendeiner anony-
men Gesellschaft aus Hongkong
landen“, sagt Amtsleiter Schlü-
ter. Nach Ende der Laufzeit geht
das Gebäude dann vollständig in
den Besitz der Stadt über.

Richtigen Streit gab es nach
den Erfahrungen der ersten drei
Monate noch nicht. Nur einen
„kleinen Dissens“, wie es Schlü-
ter nennt. Hochtief ist nämlich
auch für den Betrieb der Kantine
zuständig. Diese Aufgabe hat der
Konzern an einen Pächter dele-
giert, und der hat sich für seinen
gastronomischen Betrieb den Na-
men „Kartoffelfabrik“ einfallen
lassen. „Das gefiel uns überhaupt
nicht“, erzählt Schlüter. Rein
rechtlich hätte die Stadt nicht ein-
greifen dürfen, aber nach einem
Gespräch mit Hochtief konnte
das Problem „auf partnerschaftli-
chem Weg“ gelöst werden. Jetzt
hat die Kantine den eher traditio-
nellen Namen „Ratsbistro“.

BayernLB hat sich als
IRBA-Bank qualifiziert

Meilenstein bei der Umsetzung von Basel II

München - Die BayernLB hat durch die BaFin (Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht) die aufsichtliche
Genehmigung zur Nutzung der internen Ratingverfahren
für die Eigenkapitalunterlegung der Kreditrisiken zum 1.
Januar 2007 erhalten.

Sie ist damit bundesweit eine der ersten Banken und zu-
gleich das größte Institut, das sich bislang als IRBA-Bank (In-
ternal Ratings Based Approach) qualifiziert hat. „Dies stellt bei
der Umsetzung von Basel II für uns einen wichtigen Meilen-
stein dar, der in den vergangenen Jahren und vor allem 2006
mit viel Aufwand verbunden war“ kommentiert Dr. Gerhard
Gribkowsky, Vorstandsmitglied und Chief Risk Officer der
BayernLB. Dr. Gribkowsky weiter: „Die Anerkennung der in-
ternen Ratingverfahren und -prozesse durch die BaFin doku-
mentiert, dass die BayernLB bei der Weiterentwicklung der
ökonomischen Steuerung einen wesentlichen Milestone er-
reicht hat. Mit der IRBA-Zulassung erwarten wir uns zudem
auf mittlere Sicht signifikante Einsparungen beim regulatori-
schen Eigenkapital, die uns zusätzliche Geschäftsmöglichkei-
ten bieten“. 

Die Vorgaben aus Basel II werden unter anderen durch die
Solvabilitätsverordnung in nationales Recht umgesetzt. Mit In-
krafttreten dieser Verordnung ab Anfang 2007 wird die Be-
rechnung der aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalanforderungen
grundlegend reformiert. Banken können wählen, ob sie hierfür
einen einfachen Ansatz (Standardansatz) oder den komplexen,
auf internen Ratings basierenden Ansatz verwenden. Die inter-
nen Ratingsysteme mit denen die Bonität der Schuldner quan-
tifiziert wird, müssen vor Verwendung des IRB-Ansatzes um-
fangreichen Eignungsprüfungen der Aufsichtsbehörden unter-
zogen werden. Dr. Gribkowsky zum weiteren Ausblick: „Nach
der Konzerntochter SaarLB, die von der BaFin zeitgleich die
Genehmigung als IRBA-Bank erhalten hat, werden in den
kommenden Jahren weitere strategische Bankbeteiligungen
der BayernLB auf den IRBA-Ansatz umstellen“.

Neue Hotelleitung:

Bayern Vital startet durch
Das sich im Besitz der Sparkassen-Finanzgruppe befindende
Freizeit- und Ferienhotel „Hotel Bayern Vital“ in Bad Rei-
chenhall hat einen neuen Hotelchef bekommen. Der bran-
chenerfahrene 42-jährige Uwe Schnitzer hat zum 15. Januar
2007 das alleinige Hotelmanagement übernommen und wird
den nunmehr eingeschlagenen Weg der Neuausrichtung des
Hotels weitergehen. Die bisherigen beruflichen Stationen von
Herrn Schnitzer umfassen die gesamte Palette der Hotellerie
und Gastronomie mit einem organisatorischen Schwerpunkt.

Herr Schnitzer übernimmt kein
leichtes Amt. Die Kurstadt Bad
Reichenhall hat immer noch mit
den Auswirkungen des tragischen
Eishallenunglücks zu kämpfen.
Hinzu kommt die immense Kon-
kurrenz im Beherbergungsbe-
reich, die sich mit Preisangeboten
ständig unterbietet. Das einstige
Sparkassenhotel und jetzige Ho-
tel Bayern Vital tritt nun an, sich
weiter als gesellschaftlicher Frei-
zeittreffpunkt innerhalb und
außerhalb der Sparkassenorgani-
sation einen überragenden Na-
men zu machen.

Strategischer Partner

Bereits im August 2006 wurde
eine Kooperation mit der Bayern
Bankett Gastronomie GmbH im
Gastronomiebereich geschlos-
sen. Dieser strategische Partner
fördert das Geschäftsmodell und
hat seine weitere Unterstützung
zugesagt. 

Seit dem 13. Oktober 2006
heißt das Hotel nun „Hotel Bay-
ern Vital“ (vormals Sparkassen-
hotel). Hinter der Umbenennung
steht nicht nur ein neuer Name,
sondern auch ein neues Gäste-
konzept. So sollen Gesundheit,
Vitalität, Sport sowie ein gesell-
schaftliches Ambiente das erfolg-
reiche Geschäftsmodell des Fa-
milien- und Freizeithotels ergän-
zen. Damit verbunden ist eine
komplette Neuausrichtung des
Hotels, dazu gehören die unter

anderem ganzjährige Öffnung,
die geplante Erweiterung des Lei-
stungsangebotes (Kaffeebar, Lo-
unge) und die Steigerung des Er-
lebnis- und Gesellschaftswertes
(z.B. kulinarische Erlebnisse mit
Kochkursen, Besuch des weltbe-
kannten Christkindlmarktes von
Salzburg „Advents Specials“,
Lauf-Events, Nordic-Walking-
Kurse, Gesundheitstage  u.v.a.).
Generationen von jung bis alt sol-
len noch mehr zusammen ge-
bracht werden. Um dies nach
außen zu zeigen, wurde auch das
Erscheinungsbild auf einen neuen
Namen umgestellt. 

Ideale Voraussetzungen

Das Hotel Bayern Vital bietet
mit seinen Möglichkeiten ideale
Voraussetzungen für einen erhol-
samen und abwechselungsrei-
chen Aufenthalt in Bad Reichen-
hall und im Berchtesgadener
Land. Die Mitarbeiter und neuen
Verantwortlichen freuen sich auf
die Herausforderungen und Ver-
änderungen. 

Die seit 1989 eingesetzten Ho-
telleiter, Alexander und Ursula
Erzgraber, haben aus privaten
Gründen die Führungsposition
abgegeben. Mehr als 16 Jahre
stand das Ehepaar der Freizeit-
einrichtung vor und führte mit
viel Erfolg die Geschicke des
Hauses. Im Rahmen der „Schlüs-
selübergabe“ wünschten sie dem
neuen Leiter viel Glück.
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KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

Besseres Rating für
bayerische Kredit-
genossenschaften
Standard & Poor’s hat

das Rating von bayerischen
Volksbanken und Raiffei-
senbanken von „A positiv“
auf „A+ stabil“ heraufge-
setzt. Damit trägt Standard
& Poor’s dem verbesserten
Risikostatus der Institute
Rechnung. Stephan Götzl,
Präsident des Genossen-
schaftsverbandes Bayern
(GVB), kommentierte das
neue Rating wie folgt: „Das
weiter verbesserte Rating
bestätigt den konsequenten
Erfolgskurs von bayeri-
schen Volksbanken und
Raiffeisenbanken im Jahr
2006.“

Bayern erhält von internationalen
Analysten die Spitzennote

Lob für Haushalt ohne Schulden, hohe Investitionsquote und Abbau derArbeitslosigkeit

Finanzminister Kurt Faltlhauser hat im Kabinett das neueste
Bayern-Rating der international führenden Analysten von Stan-
dard & Poor’s vorgestellt. Bayern hat danach im Jahr 2007 die
beste Bewertung aller Bundesländer erreicht. Die Analysten lo-
ben besonders den Haushalt ohne Schulden, die hohe Investiti-
onsquote und den Abbau derArbeitslosigkeit. Ministerpräsident
Stoiber: „Bayern hat nicht nur im Jahr 2007 die beste Bewer-
tung aller Bundesländer mit Triple A, sondern wichtig ist die Zu-
kunftsprognose für Bayern. Die Zukunftsprognose heißt stabi-
ler Ausblick. Die Aussichten für Bayern sind gut.“

Nach Angaben Stoibers erwar-
ten die Analysten wegen der rich-
tigen politischen Leitentschei-
dungen und Rahmenbedingun-
gen, dass Bayern auch in den
kommenden Jahren seine Spit-
zenstellung ausbauen und Top-
Bewertungen einfahren wird.
Bayern habe dafür die besten Vor-
aussetzungen, weil Bayern als er-
stes Land keine neuen Schulden
mehr macht und deshalb mehr als
alle anderen investieren kann.
Dazu kommen die Steuermehr-
einnahmen aus dem höheren
Wachstum, die für Zukunftsinve-
stitionen zur Verfügung stehen.
Stoiber: „In Bayern entstehen je-
den Tag 700 neue Arbeitsplätze.
Zugleich liegt Bayern mit an der
Spitze bei den öffentlichen Inve-
stitionen. Das sind herausragende
Ausgangsbedingungen, um kräf-
tig in die Zukunft zu investieren,
vor allem für eine gute Bildung
und für unsere Kinder.“

Bestnote „Triple A“

Finanzminister Faltlhauser be-
zeichnete die Bestnote „Triple
A“ mit stabilem Ausblick als
„Visitenkarte für neue Investitio-
nen, Aufträge und Arbeitsplätze
in Bayern“. Faltlhauser: „Bayern
hat alles, was Investoren schät-
zen. Wir haben ordentliche Fi-
nanzen, das größte Wachstum
und den stärksten Rückgang der
Arbeitslosigkeit. Zugleich liegt
Bayern schon jetzt mit an der
Spitze bei den öffentlichen Inve-
stitionen. Das sind hervorragen-
de Ausgangsbedingungen, um
kräftig für die Zukunft anzu-
schieben.“

Die Analysten von Standard &
Poor’s geben mit dem Ausblick
„stabil“ eine positive Zukunftser-
wartung für Bayern. Folgende
Kennzahlen verdeutlichen nach
Ansicht von Standard & Poor’s
die Spitzenposition Bayerns im
bundesweiten Vergleich:

Bayern zählt mit einem Brut-
toinlandsprodukt von 32.400 Eu-
ro je Einwohner zu den reichsten
Regionen in Europa. Bayern ist
Spitzenreiter beim Wirtschafts-
wachstum. Seit 1990 ist das Brut-
toinlandsprodukt in Bayern um
24 Prozent gestiegen gegenüber
15 Prozent im Bundesdurch-
schnitt und ist damit Wachstums-
spitzenreiter.

Die Beschäftigungsquote in
Bayern ist mit 50,9 Prozent her-
vorragend. Die Arbeitsplatzbilanz
ist in Bayern positiv; im zweiten
Jahr in Folge wurden in Bayern

mehr Arbeitsplätze geschaffen als
abgebaut. Bayern hat die zweit-
niedrigste Arbeitslosenquote in
Deutschland.

Zukunftsvorsorge

Finanzminister Kurt Faltlhau-
ser bezeichnete den hervorragen-
den Ruf Bayerns an den Finanz-
märkten als wichtige Zukunfts-
vorsorge. Der klare Kurs des Spa-
rens, Reformierens und Investie-
rens habe die Bestnote erhalten.
Faltlhauser: „Kein anderes Land
hat diese SpitzenRating vorzu-
weisen, kein anderes Land hat ei-
ne solche finanzpolitische Er-
folgsbilanz. Diese erneute Spit-
zenbewertung ist pures Geld wert
für den Haushalt und damit für
den bayerischen Steuerzahler.
Das Top-Rating verschafft einen
leichteren Zugang zu internatio-
nal Großinvestoren und vor allem
günstigere Konditionen bei der
Kreditbeschaffung. Bestes Bei-
spiel ist der neue „Bayern-Jum-
bo“ mit einem Emissionsvolu-
men in Höhe von 1 Mrd. Euro,
der ganz aktuell dank günstige
Kreditkonditionen zu deutlichen
Einsparungen im Haushalt führt.“

Bayern unterzieht sich bereits
seit 1998 der strengen Prüfung
durch Standard & Poor’s und hat
die Bestnote nun zum neunten
Mal in Folge zuerkannt bekom-
men. International bekommen
nur sehr wenige Top-Unterneh-
men und nur die wirtschaftsstärk-
sten Nationen von Standard &
Poor’s die absolute Spitzennote
‚AAA’. Kein anderes Land wurde
so gut bewertet wie Bayern. Ba-
den-Württemberg hat AA+, Hes-
sen und Sachsen AA und alle
übrigen Länder soweit geratet
AA-. Das Rating der übrigen
Länder wäre ohne Berücksichti-
gung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichs noch ungünstiger.

Pro-Kopf-Verschuldung

„Unsere Haushaltspolitik spie-
gelt sich in Zahlen wieder, die
sich sehen lassen können: In Bay-
ern liegt die Pro-Kopf Verschul-
dung aktuell bei nur 1.852 Euro,
in den Flächenländern West lag
sie im Durchschnitt in 2005 hin-
gegen bei satten 4.792 Euro.
Auch bei der Investitionsquote
liegt Bayern vorn: 12,7 Prozent
für 2007 gegenüber 10,1 Prozent
im Durchschnitt in den Flächen-
länder West. Als Ergebnis unserer
traditionell soliden Haushaltspoli-
tik liegt auch unsere Zinsausga-
benquote bei marginalen 2,9 Pro-
zent in 2007 die Flächenländer
West müssen im Durchschnitt 7,7
Prozent für Schuldzinsen aufbrin-
gen. Unser Kurs ist richtig. Die
Zukunft ist nur dann erfolgreich,

wenn die Gegenwart nicht über
ihre Verhältnisse lebt und der
nächsten Generation keine unver-
tretbaren Lasten aufbürdet“, er-
klärte Faltlhauser.

Standard & Poor`s mit Sitz in
New York ist Weltmarktführer bei
Analysen und Ratings für Ent-
scheidungsträger im Finanzbe-
reich. Neben Unternehmensra-
tings bietet Standard & Poor’s

Bezirk Schwaben verabschiedete Haushalt 2007:

Hausaufgaben
ordentlich gemacht

Der Bezirk Schwaben hat seinen Haushalt für das Jahr 2007
verabschiedet. Die schwäbischen Bezirksräte beschlossen eine
Senkung der Bezirksumlage, die von den Landkreisen und
kreisfreien Städten erhoben wird, um 2,4 Punkte. Der Umla-
gesatz liegt damit bei 21,4 Prozent.

Knapp 266,4 Millionen Euro
fließen dem Bezirk dadurch zur
Bewältigung seiner Aufgaben
zu, die hauptsächlich im sozia-
len Bereich liegen. Darüber hin-
aus kommen vom Freistaat 85,4
Millionen Euro in den schwäbi-
schen Bezirkshaushalt. Der Ver-
waltungs- und Vermögenshaus-
halt des Bezirks wurde einstim-
mig mit einem Volumen von
rund 472 Millionen Euro verab-
schiedet.

Dominiert wird der Bezirks-
haushalt durch die Sozialausga-
ben mit einem Anteil von 93,8
Prozent am Gesamtvolumen.
Der Bezirk Schwaben ist für die
überörtliche Sozialhilfe zustän-
dig, das heißt, für die stationäre
Betreuung behinderter Men-
schen sowie für die Hilfe zur
Pflege im Seniorenbereich. Für
kulturelle Aufgaben gibt der
Bezirk 2007 rund 5,7 Millionen
Euro aus, für den Bereich der
Wasserwirtschaft 4,2 Millionen
Euro. 

Erfolgreicher
Umsteuerungskurs

Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert ging in seiner Haus-
haltsrede auf den erfolgreichen
Umsteuerungskurs des Bezirks
ein, der im sozialen Bereich da-
zu beitrage, dass trotz steigen-
der Fallzahlen Einsparungen er-
zielt werden konnten. Dringend
notwendig sei jedoch ein neuer
Ansatz beim Finanzausgleich
durch den Freistaat nach Artikel
15. Beim derzeitigen Berech-
nungsschlüssel werden die
tatsächlichen Ausgaben der Be-
zirke im Sozialbereich mit 30

Prozent angesetzt. „Wir fordern
eine gerechte Ausstattung des
Art. 15 FAG, bei dem die So-
zialhilfeausgaben mit minde-
stens 50 Prozent gewertet wer-
den“, betonte CSU-Fraktions-
vorsitzender Gebhard Kaiser,
„nur dann erreichen wir auch
Verteilungsgerechtigkeit inner-
halb Bayerns“. Nicht zuletzt
hänge mit dem „ungerechten
FAG-Ausgleich“ auch die Tat-
sache zusammen, dass die
Landkreise und kreisfreien
Städte Schwabens überwiegend
in der Finanzkraft das Schluss-
licht im innerbayerischen Ver-
gleich bildeten, so Kaiser. 

„Den Namen Sozialausgleich
verdienen diese FAG-Mittel
längst nicht mehr“, merkte auch
SPD-Fraktionsvorsitzender
Manfred Klopf an. Die derzeiti-
ge Ausgestaltung führe dazu,
dass sich 2007 die Umlagesätze
und damit die Belastungen für
die bayerischen Städte und Ge-
meinden weiter dramatisch aus-
einanderentwickeln. „Mit ei-
nem innerbayerischen Finanz-
ausgleich hat dies nichts mehr
zu tun“, so Klopf. 

„Der Bezirk Schwaben hat
seine Hausaufgaben gemacht,
nun ist der Freistaat dran“, so
Bezirksrat Andreas Knie (FW)
für die Fraktionsgemeinschaft
der Freien Wähler, Bündnis
90/Grüne. In der aktuellen De-
batte um die Zusammenführung
von Zuständigkeiten bei den So-
zialaufgaben sprach sich Knie
für eine Beibehaltung der Hilfe
zur Pflege bei den Bezirken aus.
Die Bezirke sorgten hier für eine
gerechte Verteilung der Ausga-
ben in den Regionen.

auch Ratings für Länder oder Re-
gionen an, in die alle wichtigen
Daten zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung, zur Haushalts- und Fi-
nanzlage sowie Strukturdaten mit
einfließen. 

1998 erstmaliges Rating

Bayern hat sich erstmals 1998
raten lassen. Dabei werden jähr-

lich die aktuelle Wirtschafts- und
Finanzlage des Freistaates Bayern
sowie die absehbare künftige Ent-
wicklung untersucht. Der Rating-
Katalog geht von CC (Schuldner
stark anfällig) über B (Zahlungs-
verzüge nicht ausgeschlossen) bis
A (Investmentgrade) und ist in
den einzelnen Hauptbereichen
nochmals aufgesplittet (triple A,
double A, single A).

Bezirkstag von Niederbayern:

Verabschiedung des Haushaltsplans 2007
Bezirksumlage mit 17,4 % nach 20 Jahren erstmals wieder unter der 18 %-Marke
Unter dem Vorsitz von Bezirkstagspräsident Manfred Hölz-
lein hat der Bezirkstag von Niederbayern einstimmig den
Haushaltsplan 2007 für den Bezirk Niederbayern samt Anla-
gen sowie Kulturstiftung mit einem Gesamthaushaltsvolu-
men von rund 385 Millionen Euro (2006: 382,9 Millionen
Euro) verabschiedet.

Zum zweitenmal in Folge
konnte die Bezirksumlage ge-
senkt werden: um 2,5 %-Punkte
von 19,9 % auf 17,4 % und damit
erstmals nach 20 Jahren wieder
unter die 18 %-Marke; der zweit-
niedrigste Umlagesatz unter den
bayerischen Bezirken, obwohl
Niederbayern bezüglich der Um-
lagekraft je Einwohner trotz Stei-
gerung nach wie vor das Schluss-
licht ist. Dementsprechend belau-
fen sich die Einnahmen aus der
Bezirksumlage, die von den
Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten entrichtet wird, heuer auf
133,7 Millionen Euro; der Bezirk
finanziert daraus zu etwa 53 %
seinen Verwaltungshaushalt.

Dass eine Senkung der Bezirks-
umlage möglich war, liegt in er-
ster Linie an der Aufstockung der
staatlichen Mittel für den inner-
bayerischen Sozialhilfeausgleich
nach Art. 15 Finanzausgleichsge-
setz (FAG). „Damit hat sich der
Freistaat angemessen an den stän-
dig steigenden Kosten der sozia-
len Sicherung beteiligt und die
Bezirke anständig bedient“ so
Hölzlein, der die diesbezüglichen
Verhandlungen als Verbandsprä-
sident für alle sieben bayerischen
Bezirke geführt hatte. Außerdem
können 2007 die Nettoausgaben
des Sozialhaushalts erstmals ab-
gesenkt werden, was in weniger
Neuzugängen von Hilfebedürfti-
gen sowie steigenden Einnahmen
z. B. aus der Überleitung von EU-
Renten bei Werkstattbesuchern,
die in Wohnheimen leben, be-
gründet ist.

Ferner entlasten Erträge von
rund 2,5 Millionen Euro aus der
Kulturstiftung des Bezirks Nie-
derbayern den diesjährigen Be-
zirkshaushalt. Und nicht zuletzt
erwirtschaften die drei Kranken-
häuser des Bezirks Niederbayern
ausgeglichene Ergebnisse, was
ebenfalls einer Entlastung gleich-
kommt. Ein Umstand, der im
Hinblick auf die seit Jahren
schwierigen finanziellen Rah-
menbedingungen nicht selbst-
verständlich ist. Die Mehrwert-
steuererhöhung, tariflich bedingte

Personalkostensteigerungen und
weitere Einschnitte im Zuge der
Gesundheitsreform werden
2007 zur großen Belastungspro-
be für die Bezirkskrankenhäu-
ser werden.

Aufgestockt wurden vom Be-
zirk die Haushaltsmittel für die
ambulante Psychiatrie, und zwar
um 5,2 % auf 5,3 Millionen Euro.
Eine Notwendigkeit nicht nur im
Hinblick auf den seit vier Jahren
„eingefrorenen“ Haushaltsansatz;
vor allem wird damit auf aktuelle
Entwicklungen in diesem Bereich
reagiert. Die bereitgestellten zu-
sätzlichen Mittel werden insbe-
sondere in die mehr denn je ge-
fragten Zuverdienst-Arbeitspro-
jekte fließen.

Fragen der Zuständigkeit

In seiner Haushaltsrede kam
Bezirkstagspräsident Hölzlein
auch auf die Themen „Hilfe zur
Pflege“ und „Eingliederungshil-
fe“ zu sprechen: „Die Frage, wie
die Zuständigkeit für die Hilfe zur
Pflege stationär und ambulant
zukünftig geregelt wird, ist noch
nicht entschieden, obwohl die
CSU-Fraktion in Kreuth wohl
mehrheitlich die Beibehaltung
des „status quo“, also stationäre
Hilfe bei den Bezirken und ambu-
lante bei Landkreisen und kreis-
freien Städten, befürwortet hätte.
Ich erspare es Ihnen, die gesamte
Problematik nochmals darzustel-
len, da Sie inzwischen genügend
Sachargumente erhalten haben.
Diese sprechen alle für den Ver-
bleib der Zuständigkeit bei den
Bezirken, was auch von allen Trä-
gern der Einrichtungen, insbeson-
dere den Wohlfahrtsverbänden,
so gesehen wird. Ich fände es
nicht gut, wenn Sachargumente
nicht zählen, nur weil man eine
Entscheidung politisch will.“

Entschieden ist hingegen, dass
ab 1. Januar 2008 zusätzlich zur
stationären auch die ambulante
Eingliederungshilfe in die Zu-
ständigkeit der Bezirke übergeht.
Diese Zusammenführung von
Aufgaben schafft die Vorausset-

zung, sich ändernden gesell-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen auf Dauer anzupassen sowie
Hilfe- und Leistungsangebote oh-
ne „Zuständigkeitsgerangel“ zwi-
schen verschiedenen kommuna-
len Ebenen anzubieten.

Nach Manfred Hölzlein gingen
die Bezirkstags-Fraktionsvorsit-
zenden von CSU, Dr. Franz
Lichtnecker, und SPD, Rita
Röhrl, ausführlich auf den Be-
zirkshaushalt ein, gefolgt von Jo-
hannes Weinzierl (Freie Wähler)
und Renate Franzel (Bünd-
nis90/Grüne).

Die gute Zusammenarbeit zwi-
schen Regierung und Bezirk zum
Wohle Niederbayerns themati-
sierte Regierungspräsident Dr.
Walter Zitzelsberger in seiner Re-
de. Die Fortführung des Projekts
„Regionalmarketing Niederbay-
ern“ war ihm dabei ein besonde-
res Anliegen.

Der Bezirkshaushalt 2007
im einzelnen

Das Gesamthaushaltsvolumen,
bestehend aus dem Kameralhaus-
halt, der Kulturstiftung und den
Wirtschaftsplänen für das Be-
zirksklinikum Mainkofen mit
Gutshof und Pflegeheim sowie
die Bezirkskrankenhäuser Lands-
hut (mit Außenstelle Passau) und
Straubing beträgt rund 385 Mil-
lionen Euro. Davon entfallen 272
Millionen Euro auf den Kameral-
haushalt, der sich in den Verwal-
tungs- und Vermögenshaushalt
aufteilt. 

Der Verwaltungshaushalt sinkt
gegenüber 2006 um 2,6 % auf
253,2 Millionen Euro, wobei al-
lein 226,2 Millionen Euro auf die
„Soziale Sicherung“ entfallen.
Der Anstieg des Vermögenshaus-
halts um 6 Millionen Euro auf
18,8 Millionen Euro ist auf den
Neubau des Instituts für Hörge-
schädigte in Straubing zurückzu-
führen, mit dem im Frühjahr die-
sen Jahres begonnen wird.

Der Verwaltungshaushalt der
Kulturstiftung des Bezirks Nie-
derbayern beläuft sich auf 2,3
Millionen Euro, der Vermögens-
haushalt auf 900.000 Euro.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben
beschäftigt der Bezirk Niederbay-
ern rund 2.200 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.
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Bayerische Landessiedlung GmbH:

Ein bewährter Partner
der Kommunen

GZ-Interview mit BLS-Geschäftsführer Bernd Schumacher und
Jörg Streng, Bereichsleiter „Kommunal- und Regionalentwicklung“

Noch auf die Zeit der Monarchie geht die Entstehung der
Bayerische Landessiedlung GmbH zurück. Im Laufe der
Jahre hat das Profil der Gesellschaft gewechselt; geblieben ist
freilich eine starke Verankerung im ländlichen Raum, das
Engagement für Kommunal- und Regionalentwicklung, Im-
mobilienentwicklung und Wohnungsbau, wie BLS-Geschäfts-
führer Bernd Schumacher und Jörg Streng, Bereichsleiter
„Kommunal- und Regionalentwicklung“, in einem Gespräch
mit der Bayerischen Gemeindezeitung hervorhoben. Man
verstehe sich seit vielen Jahren als „Dienstleister für die
Kommunen und Partner für die Projektumsetzung“. Diese
kommunalen Dienstleistungen sollen nun im Zuge der bereits
teilweise abgeschlossenen Umstrukturierung der Gesellschaft
ausgebaut werden.

Unter dem Motto „Ent-
wickeln - Erschließen - Gestal-
ten - Werte schaffen“ über-
nimmt die BLS je nach konkre-
ter Aufgabenstellung alle Lei-
stungen der Projektentwick-
lung. Das interdisziplinär be-
setzte Team mit Architekten,
Stadt- und Landschaftsplanern
sowie Immobilienkaufleuten
wirkt auf vielfältige Weise bei
der konkreten Projektrealisie-
rung mit.

Alle Fachdisziplinen aus
einer Hand

Dass diese intensive Zusam-
menarbeit in jeder Hinsicht vor-
teilhaft ist, darauf wies Jörg
Streng, selbst Stadtplaner, hin:
„‘Alle Fachdisziplinen aus einer
Hand’ lautet unsere Maxime.
Das geht von der Projektidee
über deren Aufplanung und bei
Bedarf Fördermittelakquise bis
hin zur konkreten Umsetzung
des Projekts. Bei uns sind also
sowohl der visionär-planerische
als auch der wirtschaftliche Be-
reich abgedeckt. Das ist das
Reizvolle an unserer Arbeit und
unterscheidet uns von anderen
Anbietern.“ Besonders in der
Bauleitplanung, die den Großteil
der BLS-Tätigkeit ausmacht, sei
dieser Vorteil erkennbar.

Bayernweit vertreten

Die Bayerische Landessied-
lung GmbH ist bayernweit ver-
treten. Die Zentrale sitzt in
München. Niederlassungen gibt
es in Würzburg, Nürnberg, Bay-
reuth und Regensburg. Im April
2006 erwarb die Infraplan-
gruppe die Geschäftsanteile der

BLS. Infraplan gehört seit 1980
zu den bedeutenden Bauträger-
gesellschaften in München und
im Münchner Umland. Sie ver-
fügt über ein sehr starkes Mar-
keting-Know-how, sowohl in
der Konzeption wie im Vertrieb.

Während die Bauträgeraufga-
ben durch Infraplan sich auf den
Standort München konzentrieren
und die Eiwobau, deren Na-
mensrechte erworben wurden,
ihren Sitz in Nürnberg hat, wird
die BLS für Regensburg und
Bayreuth zuständig sein. Die
Geschäftsführung wird von Pe-
ter Hartmann, Bernd Schuma-
cher und Ferdinand Kaiser wahr-
genommen. Die Leiter der Nie-
derlassungen sind mit entspre-
chenden Vollmachten ausgestat-
tet und stehen in enger Verbin-
dung zur Geschäftsführung und
den zentralen Fachbereichen.

Breite Palette an
Dienstleistungen

Im Bereich der „Kommuna-
len Dienstleistungen“ wird die
BLS laut Geschäftsführer Bernd
Schumacher weiterhin für den
gesamten bayerischen Raum -
also auch für die ländlichen Re-
gionen - zuständig sein. Ziel ist
es, die Stärken des jeweili-
gen Unternehmens auszubau-
en. Durch die gemeinsame Nut-
zung von Infrastrukturen sollen
Kosten gesenkt werden.

Breit ist Schumacher und
Streng zufolge die Palette an
BLS-Leistungsangeboten. Vor
dem Hintergrund, dass das Ge-
meinwesen Kommune sich
schwerpunktmäßig auch mit der
demografischen Struktur be-
schäftigen muss, habe die Baye-

rische Landessiedlung GmbH
zum Beispiel interessante Vor-
schläge für Einheimischen-Mo-
delle erarbeitet - beginnend bei
der Planung über die kosten-
günstige Ausführung bis hin zur
möglichst preisgünstigen Finan-
zierung. Dass dieses Thema den
Bürgermeistern offensichtlich
auf den Nägeln brennt, hätten
viele Gespräche gezeigt.

ILEK für
„Schweinfurter Oberland“

Beim Thema Regionalent-
wicklung/Interkommunale Zu-
sammenarbeit können die bei-
den BLS-Repräsentanten u.a.
auf das „Integrierte ländliche
Entwicklungskonzept“ (ILEK)
für das „Schweinfurter Ober-
land“ verweisen. Aus der Er-
kenntnis heraus, dass sich diese
Region, eingegrenzt von den
drei Landkreisen Bad Kissin-
gen, Hassberge und Rhön-Grab-
feld sowie der Stadt Schwein-
furt, auf Dauer nur mit gemein-
samem Engagement weiterent-
wickeln kann, gaben der Markt
Stadtlauringen und die Gemein-
den Schonungen und Üchtel-
hausen die Erarbeitung des
ILEK in Auftrag. 

Konkrete Ansätze

Die BLS hat Landwirtschafts-
minister Josef Miller inzwi-
schen das Abschlussdokument
überreicht. Das Besondere dar-
an sei, so Streng, „dass wir bei
unserer Analyse der gewerbli-
chen Situation nicht nur schöne
Visionen aufgezeigt, sondern
konkrete Handlungsansätze ent-
wickelt haben“.

Blick über den
lokalen Tellerrand

Neben einer gemeinsamen
Gewerbeschau und der Kom-
munalzeitung „Oberlandkuri-
er“, in der kulturelle Veranstal-
tungen und Angebote aus der
Region dargestellt werden, sei-
en ein Logo entwickelt, Vor-
schläge für ein interkommu-
nales Gewerbegebiet erarbeitet
und die Vermarktung des Er-
holungsgebiets „Ellertshäuser
See“ in Angriff genommen wor-
den. In das Projekt „Seestern“,
das noch in diesem Jahr gestar-
tet werden soll, sind fünf rund
um den See gelegene Dörfer in-
volviert. Auch hier gelte es,
über den lokalen Tellerrand zu
schauen und sich letztlich mit
der Frage auseinanderzusetzen:

Welche Chance bietet eine
größere Maßstäblichkeit bei 
der kommunalen Erfüllung der
Aufgaben?

Konversionsmanagement

Stichwort Konversionsmana-
gement: Zahlreiche Kommunen
stehen ganz aktuell vor der Auf-
gabe, für künftig nicht mehr
benötigte militärische Liegen-
schaften tragfähige Folgenut-
zungen zu entwickeln. Eines der
bislang sehr positiv verlaufen-
den Beispiele einer Revitalisie-
rung ist der Bindlacher Berg,
der eine lange und intensive Mi-
litärgeschichte aufweist. Die ex-
ponierte Liegenschaft vor den
Toren Bayreuths war zuerst Ka-
serne für die Wehrmacht und
nach 1945 Standort der US Ar-
mee. Nach Abzug der Amerika-
ner im Jahr 1992 konnte auf
Grundlage der städtebaulichen
Rahmenplanung das Areal er-
folgreich einer Nachnutzung
zugeführt werden.

Bindlacher Berg

Wie Streng betonte, hat die
BLS zusammen mit der Kom-
mune und einem privaten Grund-
stückseigentümer ein Vertrags-
verhältnis zur Erschließungs-
trägerschaft abgeschlossen. Die
Bayerische Landessiedlung 
GmbH übernahm die Abbruchar-
beiten für nicht weiter verwertba-
re Gebäude, die Freimachung der
Grundstücke - z.B. für eine Rei-
henhausbebauung -, und die Er-
schließung. Mittlerweile sei der
Standort voll erschlossen, der
Bindlacher Berg mit über 700
Einwohnern nach Bindlach
selbst der drittgrößte Gemeinde-
teil. Wie es mit dem oberpfäl-
zischen Bundeswehrstandort
Neunburg vorm Wald nach des-
sen Schließung weitergehen
wird, ist dagegen noch offen.
„Spannend ist die Aufgabenstel-
lung, was man dort aus den frei
werdenden Liegenschaften ma-
chen kann, jedoch allemal“,
stellte der Bereichsleiter fest.

Bauleitplanung

Auch beim Leistungsangebot
Bauleitplanung wusste Streng
Erfreuliches zu berichten: So
hätten BLS und Stadt Bayreuth
eine GmbH gegründet, um den
Wohnstandort „Hohlmühle“ ins
Leben zu rufen. Die BLS habe
sich hierbei - neben der städte-
baulichen Konzeption - der ge-
samten Umweltplanung ange-
nommen und den Standort ent-
wickelt. Zudem kümmere sich
seine Gesellschaft jetzt auch um
die Erschließung und den Ver-
kauf der Grundstücke. Mittler-
weile sei der erste Teilbereich
des Baugebietes nahezu voll be-
legt - ein weiterer überzeugen-
der Beweis für die erfolgreiche
und kundenorientierte Tätigkeit
der Bayerischen Landessied-
lung GmbH. DK

Nürnberger Eiwobau:

BLS übernimmt Markenrechte
Das traditionsreiche Bauunternehmen Eiwobau, das im Juli

2005 wegen Fehlinvestitionen von Tochtergesellschaften in den
neuen Bundesländern Insolvenz angemeldet hatte, kann wieder
durchstarten: Die Bayerische Landessiedlung GmbH (BLS)
übernimmt mit ihrer neuen Tochter Eiwobau Real Estate GmbH
die Markenrechte und den Stammsitz der traditionsreichen
Nürnberger Firma. 

Die neue Gesellschaft Eiwobau Real Estate GmbH hat ihren
Sitz im bisherigen Verwaltungsgebäude der Eiwobau in Nürn-
berg. „Der Raum Nürnberg birgt für uns ein großes Potenzial
und wird neben München ein Schwerpunkt unserer Bauvorha-
ben“, so BLS-Geschäftsführer Bernd Schumacher. Auch die
Niederlassung Franken der Muttergesellschaft BLS wird in das
Stammgebäude der Eiwobau ziehen. Damit konzentriert die
BLS alle ihre Aktivitäten des kommunalen Dienstleistungsge-
schäfts, der Projektentwicklung und des Wohnungsbaus in
Nürnberg unter einem Dach. DK

Taufkirchen stolz auf
neues Rathaus

Trotz eines langen schneereichen Winters wurde das neue Rat-
haus in Taufkirchen a. d. Vils in rekordverdächtigem Tempo
fertiggestellt. Nach nur sechsmonatiger reiner Bauzeit konnte
die Rathausmannschaft das moderne Gebäude bereits am 1.
September beziehen. Jetzt fand die offizielle Einweihung mit
Segnung statt. 

Das neue Rathaus wurde im
Beisein von rund 200 Ehrengä-
sten aus Politik, Handwerk,
Schulen und Wirtschaft feier-
lich seiner Bestimmung überge-
ben. Bei seiner Festansprache
betonte Bürgermeister Franz
Hofstetter, dass das neue Rat-
haus „ein Baustein auf dem
Weg hin zu einem Ortszentrum“
sein soll. Der schlichte recht-
eckige Bau füge sich ausge-
zeichnet in das Ortsbild ein. Es
sei eine sehr kluge Entschei-
dung des Gemeinderats gewe-
sen, das alte Rathaus an den
Landkreis zu verkaufen, der nun
in dem Gebäude Klassen der
Realschule untergebracht hat. 

Enormes Engagement

Ein großes Kompliment zoll-
te Hofstetter den Behörden,
Fachstellen und den bauaus-

führenden Firmen aus der Ge-
meinde und der näheren Regi-
on, denn von der Idee bis hin
zur Realisierung seien gerade
einmal neun Monate vergangen.
Auch hob Hofstetter das große
Engagement der Belegschaft
der Gemeindeverwaltung und
des Bauhofes hervor; sie habe
beim Umzug aus dem alten Rat-
haus alles allein und freiwillig
bewältigt.

„Meisterleistung“

Das neue Rathaus verfüge
nunmehr über eine neue Infor-
mationsstelle, „durch die wir
noch mehr Service anbieten
können“, meinte Hofstetter.

Erdings Landrat Martin Bay-
erstorfer lobte die „architektoni-
sche und innovative Meisterlei-
stung“ des Gebäudes. Das Rat-
haus stelle einen harmonischen

Farbtupfer in der Landschaft dar,
der alles andere als aufdringlich
wirke. Taufkirchen sei nicht nur
in der Finanzierung, sondern
auch in der Bauausführung „an-
dere Wege gegangen“. Die Vils-
gemeinde habe dabei 1,2 Millio-
nen Euro investiert. 

Tatsächlich gründete die Ge-
meinde Taufkirchen mit dem
Beschluss für den Neubau vor
etwa einem Jahr auch ein eige-
nes Kommunalunternehmen.
KommBau Taufkirchen soll in
Zukunft Baumaßnahmen durch-
führen, die von der Gemeinde
mit klaren Vorgaben und einem
Budget übertragen werden. An-
sonsten hat das Unternehmen
aber freie Hand. 

Geringere Kosten

Die erste Baumaßnahme, die
auf diese Weise abgewickelt
wurde, war der Neubau des Rat-
hauses. „In Anbetracht der sehr
engen Terminplanung war vor

allem Flexibilität gefragt, und
es zeigte sich sehr von Vorteil,
dass ein Kommunalunterneh-
men nicht verpflichtet ist, die
sehr einengenden Ausschrei-
bungs- und Vergabevorschriften
der VOB/A einzuhalten“, heißt
es in einer Stellungnahme der
Gemeinde. Die damit ermög-
lichten Zeitvorsprünge hätten
auch die Kosten reduziert. Die
Gemeinde freut es auch, dass
somit vorwiegend Firmen aus
der Region zum Zug gekom-
men sind. KommBau habe die
Ausschreibungen ausschließlich
in beschränkter Form durchge-
führt, ohne jedoch den Teilneh-
merkreis unter das übliche Maß
zu begrenzen. 

Das Kommunalunternehmen
ist eine Anstalt des öffentli-
chen Rechts. Der Verwaltungs-
rat bei der KommBau umfasst
insgesamt acht Mitglieder, an
deren Spitze als Vorsitzender
Bürgermeister Franz Hofstet-
ter steht. DK

Freude bei der Altöttinger Landtagsabgeordneten Ingrid
Heckner und Bürgermeister Herbert Hofauer über den neuen
Erweiterungsbau.

Weiß-Ferdl-Schule in Altötting:

Neubau für
Ganztagsklassen

Einweihung des Erweiterungsbaus im Beisein 
zahlreicher Prominenz

„Ein großes und wichtiges Werk ist vollbracht. Heute werden wir
diesen Neubau an die Weiß-Ferdl-Schule übergeben und damit
einen Vollausbau der größten Hauptschule in unserem Landkreis
Altötting erreichen“, freute sich Altöttings erster Bürgermeister
Herbert Hofauer bei den Einweihungsfeierlichkeiten.

Als eine von vielen Hundert
Kommunen habe die Weiß-
Ferdl-Hauptschule im Jahre
2005 vom Bayerischen Staats-
ministerium für Unterricht und
Kultus den Zuschlag für die Er-
richtung von Ganztagesklassen
erhalten: „Damit konnte bereits
im Schuljahr 2005/2006 eine der
5. Klassen als Ganztagesklasse
eingerichtet werden, die mittler-
weile zum Ganztageszug ausge-
bildet wird“, so Hofauer.

Zeitgleich wurde von Seiten
der Stadt Altötting als Schulauf-
wandsträger die Planung des 
hierfür notwendigen Erweite-
rungsbaus forciert. Für diesen
Neubau, der 3,17 Mio. Euro ge-
kostet hat, gewährt der Freistaat
Bayern aus dem Programm 
„Zukunft, Bildung und Betreuung
- IZBB“ der Bundesrepublik
Deutschland einen Zuschuss in
Höhe von 2,4 Mio. Euro. 

Mit dieser Entscheidung der
Bayerischen Staatsregierung sind
Hofauer zufolge die monatelan-
gen Bemühungen der Schullei-
tung der Weiß-Ferdl-Hauptschu-
le mit Rektor Harald Kronthaler
ebenso belohnt worden wie das
herausragende Engagement der
Stadtverwaltung: „Die von uns
vorgelegten Projektunterlagen
wurden mehrmals als höchst pro-
fessionell und aussagekräftig be-
zeichnet und waren letztendlich
ausschlaggebend für unseren ge-
meinsamen Erfolg.“

Der gelungene farbenfrohe
Baukörper, der sich nahtlos und
funktionell an das Hauptgebäu-
de anschließt, beherbergt fünf
Ganztagesklassen mit Gruppen-
räumen, einen EDV-Raum, eine
neue Lehrküche und einen Me-
dienraum. Der bestehende Spei-
sesaal wurde renoviert und er-
weitert sowie mit einer sog.
Fernküche für die Mittagsver-
pflegung ausgestattet.

In seiner Festrede wies Regie-
rungspräsident Christoph Hillen-
brand darauf hin, dass in Bezug
auf das schulische Angebot und
die baulichen Voraussetzungen
nur ganz wenige Schulen in Bay-
ern den Stand der Weiß-Ferdl-
Hauptschule erreicht haben. Die
Schule setze seit Jahren im Be-
reich der Ganztagsbetreuung
Maßstäbe, die nun mit dem Neu-
bau für den Ganztageszuges
noch einmal angehoben worden
seien.

Modellcharakter

Landrat Erwin Schneider be-
zeichnete den Neubau als „Rie-
sensprung nach vorne“, der lan-
desweit Modellcharakter habe.
Zugleich verwies er auf die Aus-
wirkungen der aktuellen Schul-
politik, in deren Folge im Land-
kreis in den kommenden Jahren
rund 20 Mio. Euro in bauliche
Maßnahmen an Schulen fließen
würden. 

Schulamtsdirektor Heinz Hei-
merl betonte, dass die Stadt Al-
tötting frühzeitig erkannt habe,
dass angesichts sozialer Proble-
me und des demographischen
Wandels neue Betreuungsfor-
men nötig seien und der Staat
verstärkt Einfluss auf die Erzie-
hung der Kinder nehmen müsse.
Für Ersten Bürgermeister Seba-
stian Haider aus der Gemeinde
Kastl, die zum Schulsprengel der
Weiß-Ferdl-Hauptschule gehört,
ist diese eine „lebendige Schule
mit lebenswertem Umfeld“, die
den Jugendlichen nun noch bes-
sere Ausbildungs- und Zukunft-
schancen bietet. Rektor Harald
Kronthaler wiederum erläuterte,
dass durch die neue Pädagogik
in den Ganztagesklassen ver-
sucht wird, sich noch mehr an
den Bedürfnissen von Kindern
und Eltern zu orientieren. DK
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Die Vielfalt der Werkstätten für behinderte Menschen überzeugt immer
mehr gewerbliche Einkäufer – und kann sich durchaus mit dem Wettbe-
werb am Markt messen. Entdecken Sie liebevoll gefertigte Produkte und
professionelle Dienstleistungen, die Sie gerne einkaufen und mit gutem
Gefühl weiter verkaufen können.

• Dienstleistungen
• Freizeit und Garten
• Haushaltsartikel und Heimwerkerbedarf
• Kunstgewerbliche Artikel

Fragen? Wir informieren Sie gern:
NürnbergMesse
Tel + 49 (0) 9 11. 86 06 -49 22
besucherinfo@nuernbergmesse.de
Fachbesuchertage: 22. + 23.2.2007

www.werkstaettenmesse.de
Nürnberg,

22. – 25.2.2007

Werkstätten:Messe 2007
Ideeller Träger

BAG
WfbM

• Möbel und Textilien
• Papier und Bürobedarf
• Spielwaren
• Lederwaren

Viel Gefühl für Qualität

Sport StadiaNet GmbH:

Beispielhaftes kommunales
Public Private Partnership-Konzept
Grundsteinlegung für eine 2-Feld-Multifunktionshalle in der Gemeinde Bestensee

Die Sport StadiaNet GmbH (SSN) aus Düsseldorf entwickelte
ein beispielhaftes kommunales PPP-Konzept und setzt dieses
nun mit dem Bau einer Sporthalle in der Gemeinde Bestensee
bei Berlin um. Das in Zusammenarbeit mit führenden Wirt-
schaftsprüfern und -juristen entstandene standardisierte neu-
trale Generalübernehmer-Modell ist auf kommunale Investi-
tionsprojekte verschiedenster Größenordnungen übertragbar. 

Die etwa 6.500 Einwohner
von Bestensee (Lkr. Dahme-
Spreewald) bekommen nun eine
2-Feld-Multifunktionshalle mit
einer Zuschauertribüne und ei-
nem Kunstrasen- Spielfeld im
Außenbereich. Die Sport Sta-
diaNet GmbH als Tochter eines
europaweit tätigen Unterneh-
mens im Bereich Sportstätten-
bau entwickelte in enger Anleh-
nung an die Richtlinien der
Bundesländer mit den juristi-
schen Beratern der Sozietät
Freshfields Bruckhaus Deringer
und der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Weidinger & Colle-
gen das nun vorliegende Modell
im Rahmen einer Öffentlich-
privaten Partnerschaft.

Standard-Verfahren

Zunächst durch den europa-
weit ausgeschriebenen Wettbe-
werb zugeschnitten auf die An-
forderungen der Gemeinde Be-
stensee, ergab sich ein Stan-
dard-Verfahren, welches in je-
der Weise modifizierbar und so
auch auf kleinere und mittlere
kommunale Projekte übertrag-
bar ist. 

Gesamtinvestition

Das Gesamtinvestitionsvolu-
men für den Bau der neuen und
den Abriss der alten Sporthalle
sowie einer Kleinfeldsportanla-
ge im Außenbereich beträgt ca.
3,5 Mio. Euro brutto. Mit der

Fertigstellung im August 2007
wird das Gebäude in das Eigen-
tum der Gemeinde übergehen,
die dafür 25 Jahre lang gleich
bleibende Zahlungen leistet.
Die Firma SSN, nach Abschluss
des Verfahrens nunmehr einzi-
ger Vertragspartner der Ge-
meinde und Generalüberneh-
mer, übernimmt neben der Fi-
nanzierung und der Bauaus-
führung zum Festpreis auch die
Kosten für die fachspezifische
Wartung und Instandsetzung
der Anlage über die gesamte
Vertragslaufzeit. Weitere 20
Jahre lang, also bis zum Jahr
2051 muss die durch einen Gut-
achter abgesicherte Restnut-
zungsdauer gegeben sein. Ga-
rantiert ist die Bespielbarkeit
des Kunstrasenplatzes bis zu
2000 Stunden pro Jahr. Weiter-
hin sind die Kosten für Reini-
gung, Energie und Versicherun-
gen mit den Zahlungen der Ge-
meinde abgegolten.

Sportstättenstatistik

Rentabilität und Machbarkeit
von PPP-Projekten werden von
Kommunalpolitikern und Lei-
stungsträgern in der Regel erst
bei Investitionssummen im
zweistelligen Millionen-Euro-
Bereich gesehen. Tatsächlich
aber liegen die Kosten für ange-
strebte und notwendige Maß-
nahmen wie Sanierungen, Um-
bauten oder Erweiterungen be-
stehender Einrichtungen weit

unter dieser Grenze. Damit
Sportstätten wieder optimal
nutzbar sind, bedarf es teilweise
nur geringer Investitionen- das
betrifft rund 70 % aller Sport-
stätten in den alten und etwa
40 % in den neuen Bundeslän-
dern, wie der Deutsche Olympi-
sche Sportbund in seiner letzten
Sportstättenstatistik feststellte. 

Forfaitierungsmodell

Für die Sporthalle in Besten-
see erfolgte die Finanzierung als
so genanntes Forfaitierungsmo-
dell mit einem auf die Investiti-
onssumme bezogenen Einrede-
verzicht. Die Konditionen sind
denen eines Kommunalkredites
ähnlich, bieten darüber hinaus
auch den Vorteil, dass Eigen-
kapital und Fördermittel inte-
griert werden können. Der Ein-
bezug von Fördermitteln aus
der Sportstättenförderung ist
möglich, nachdem die meisten
Bundesländer die rechtlichen
Rahmenbedingungen im Be-
reich des Zuwendungsrechts
verbessert und die bestehenden
Förderprogramme für PPP-Mo-
delle geöffnet haben. 

Dieses Modell kann wegen
seiner Standardisierung und
Übertragbarkeit auf Projekte al-
ler Größenordnungen mit einem

Investitionsvolumen ab 300.000
Euro als beispielhaft gelten: das
Handling ist für alle Beteiligten
aufgrund des durchstrukturier-
ten Konzeptes transparent und
unkompliziert, durch Synergie-
effekte kann für die Kommunen
im Vergleich zu herkömmlichen
Finanzierungsvarianten ein Ef-
fizienzgewinn von 15 % und
mehr erreicht werden.

Hohe Effizienz

Der Grund für die größere Effi-
zienz von PPP-Modellen ist vor
allem die unmittelbare Kosten-
verantwortung eines Privatunter-
nehmens für den gesamten Le-
benszyklus eines Objekts. Die be-
auftragte private PPP-Gesell-
schaft kann bereits in der Pla-
nungs-und Investitionsphase die
Folgekosten für Instandhaltung
und Bewirtschaftung minimieren.
Die frühzeitige Einbeziehung die-
ser Faktoren ist deshalb wichtig,
weil im Durchschnitt 70 Prozent
der Gesamtkosten im Lebenszy-
klus einer Immobilie auf die Be-
triebskosten entfallen. 

Wirtschaftlicher Vorteil
überwiegt

Die Gemeinde Bestensee hat
sich nach Prüfung aller in Frage
kommenden Beschaffungsvari-
anten für dieses PPP-Modell ent-
schieden. Auf die Laufzeit des
Projektes gesehen überwiegt der
wirtschaftliche Vorteil durch ei-
ne rasche Realisierung und Nut-
zungsmöglichkeit, die sachge-
rechte Risikoverteilung und die
garantierte Instandhaltung der
gesamten Sportanlage.

Werkstätten:Messe in Nürnberg vom 23. bis 26. Februar:

„Bewährtes bleibt -
Gutes kommt hinzu“

Die 21. Werkstätten:Messe der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Werkstätten, bisher in Offenbach präsent, hat ihren neuen
Standort in Nürnberg gefunden. Vom 23. bis 26. Februar wird
sie zentrales Schaufenster und wichtigster Treffpunkt der
Werkstätten für behinderte Menschen sein.

Wie Nürnbergs Oberbürger-
meister Dr.Ulrich Maly - er ist
auch Aufsichtsratsvorsitzender
der NürnbergMesse GmbH - im
Vorfeld der Messe betonte,
rückten Menschen mit Behinde-
rung heute verstärkt ins Zen-
trum der Öffentlichkeit. Der be-
gonnene Prozeß zum Paradig-
menwechsel im Denken drücke
sich nicht nur im Europäischen
Jahr der Menschen mit Behin-
derungen 2003 aus, sondern
auch in Neuerungen des Sozial-
gesetzbuches und im Behinder-
tengleichstellungsgesetz.

Integration von Menschen
mit Behinderung und ihre
gleichberechtigte Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft finde
auch in der Mitwirkung am Pro-
duktionsprozeß ihren Ausdruck.
Daher komme den Werkstätten
als Ort zur Entwicklung, Förde-
rung, Beschäftigung und Inte-
gration der Menschen mit Be-
hinderung eine wesentliche so-
zialpolitische Bedeutung zu.
Die Leistungsfähigkeit behin-
derter Menschen werde auch 
in der Präsentation qualitativ
hochwertiger sowie marktorien-
tierter Produkte und Dienstlei-
stungen sichtbar. Dies doku-
mentiere die Werkstätten:Messe
auf eindrucksvolle Weise.

Gastland Polen

In diesem Jahr ist Maly zufol-
ge das Gastland Polen nicht nur
durch die Nürnberger Partner-
stadt Krakau vertreten. Dadurch
werde auch das deutsch-polni-
sche Jahr gewürdigt und für viel-
fältige wechselseitige Impulse
genutzt.

Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber wies darauf hin, dass ne-
ben der Präsentation des vielfälti-
gen und hochwertigen Angebots
der Werkstätten und der Kontakt-
aufnahme mit den Kunden ein
interessantes Rahmenprogramm
Information und Diskussion er-
möglicht werde. Die ständige
Weiterentwicklung und Verbesse-
rung der Arbeit sei auch hier
wichtig. Umso wertvoller sei es,
dass Neuerungen sowohl im wirt-
schaftlich-technischen wie im
pädagogisch-sozialen Aufgaben-
gebiet der Werkstätten ein adä-
quates Forum geboten wird.

Die Anforderungen, die heute
an Werkstätten für behinderte
Menschen gestellt werden, sei-
en enorm, fuhr Stoiber fort. Sie
hätten sich mit ihren Produkten
und Dienstleistungen auf einem

globalisierten Markt durchzu-
setzen und zugleich den beson-
deren Voraussetzungen der in
ihnen Beschäftigten gerecht zu
werden. Stoiber: „Es geht um
nichts weniger als darum, Men-
schen, die aufgrund einer kör-
perlichen und geistigen Ein-
schränkung nicht am Erwerbs-
leben teilnehmen können, ein
eigenes Einkommen zu bieten
sowie Selbstbestätigung und
weitere persönliche Entwick-
lung zu ermöglichen.“

Nach Auffassung von Sozial-
ministerin Christa Stewens sind
die Werkstätten für behinderte
Menschen „ein unverzichtbarer
Pfeiler unserer Sozialpolitik,
unserer Bemühungen um die
gleichberechtigte Teilhabe be-
hinderter Menschen in allen 
gesellschaftlichen Bereichen
und deren berufliche Eingliede-
rung“. Bundesweit böten die
Werkstätten heute über 200.000
Menschen mit Behinderung ei-
ne berufliche Förderung und so-
zialversicherungsrechtlich ab-
gesicherte Beschäftigung, die
vielen, besonders schwerstbe-
hinderten Menschen, sonst si-
cherlich versagt blieben. Allein
in Bayern gebe es in den 180
Werkstätten für behinderte Men-
schen über 26.000 Arbeits- und
Beschäftigungsplätze.

Doppelfunktion

Wie die Ministerin hervorhob,
sei es keine leichte Aufgabe, die
Doppelfunktion als soziale Ein-
richtung für behinderte Men-
schen und betriebswirtschaftlich
orientiertes Unternehmen zu er-
füllen. Als Wirtschaftsunterneh-
men müssten sich heute auch die
Werkstätten für behinderte Men-
schen den veränderten struktu-
rellen und technologischen Ver-
änderungen der Arbeitswelt stel-
len, sich in einem erweiterten
Europa, auf einem globalisierten
Markt bewähren und Auftrags-
märkte erhalten und erschließen,
um die Beschäftigung der behin-
derten Menschen sicherzustel-
len. Gleichzeitig seien sie ihrem
gesetzlichen Auftrag verpflich-
tet, die in den Werkstätten be-
schäftigen behinderten Men-
schen qualifiziert zu betreuen,
individuell in ihren Fähigkei-
ten zu fördern und (weiter-)zu
entwickeln und ihnen eine
qualifizierte, ihrer Behinde-
rung angepaßte berufliche Bil-
dung und Beschäftigung zu er-
möglichen.

Bayerischer Bauindustrieverband:

Aufschwung auf
solidem Fundament

„Am Bau in Bayern geht es nachhaltig aufwärts“, kommen-
tierte Gerhard Hess, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen
Bauindustrieverbandes, neueste Zahlen des Bayerischen Lan-
desamts für Statistik. Danach gab es bei den Auftragseingän-
gen im Zeitraum Januar bis September 2006 ein Plus von 8,6
Prozent gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.

„Der Bauaufschwung steht
auf solidem Fundament“, be-
tonte Hess. Das stärkste Wachs-
tum komme vom Wirtschafts-
bau mit einem Plus von 17 Pro-
zent; der Öffentliche Bau errei-
che einen Zuwachs von 6,2 Pro-
zent. 

Erfolgsfaktoren

Dies sind laut Hess zwar
erfreuliche Zahlen, dennoch
merkte er an: „Im Grunde sollte
der Öffentliche Bau der Vorrei-
ter sein. In der Vergangenheit
war das einer der Erfolgsfakto-
ren Bayerns - zusammen mit
der damals hohen Investitions-
quote des Freistaats.“ Einen nur
geringen Beitrag zum Bau-
wachstum habe der Wohnungs-
bau mit einem Anstieg um 0,8
Prozent geleistet, eine direkte
Auswirkung der Abschaffung
der Eigenheimzulage.

Steigende Baupreise

Mit der besseren Baukon-
junktur geht ein Anstieg der
Preise für Vorprodukte und für
die Leistungen von Subunter-
nehmern einher. Doch ist dies
Hess zufolge nicht die alleinige
Ursache, vielfach auch nicht der
Hauptgrund: So sei die Verdop-
pelung der Stahlpreise und des

Bitumenpreises in den vergan-
genen Jahren eben zum Groß-
teil auch auf die boomende
Weltwirtschaft zurückzuführen.
Der Hauptgeschäftsführer: „Die
Baufirmen haben unter dieser
Kostenbelastung stark zu lei-
den, weil diese in der Regel in
den Baupreisen noch nicht
berücksichtigt ist.“ Daher sei
davon auszugehen, dass die
Baupreise in der nächsten Zeit
weiter steigen werden.

Steuereinnahmen für mehr
Bauausgaben verwenden

Warnend fügte Hess hinzu:
„Auf eine Umkehr dieser Ent-
wicklung sollte kein Bauherr
vertrauen - im Gegenteil: „Wer
jetzt baut, baut immer noch re-
lativ günstig.“ Sein Verband ha-
be in den vergangenen Jahren
immer darauf hingewiesen, dass
die damals niedrigen Baupreise
eine hervorragende Gelegenheit
gewesen wären, kostengünstig
zu bauen. Vorausschauendes
Handeln zahle sich eben aus. An
die Öffentliche Hand appellierte
der Geschäftsführer, die nun-
mehr wieder sprudelnden
Steuereinnahmen für mehr Bau-
ausgaben zu verwenden: „Wer
jetzt nicht baut, muss sich auf
weiter ansteigende Baupreise
einstellen.“ DK

Wohnraumförderung 2006 in Bayern:

12 Prozent mehr als im Vorjahr
„Der Freistaat Bayern hat im Jahr 2006 den Bau und Erwerb
von über 6.000 Eigentums- und Mietwohnungen sowie Wohn-
heimplätzen gefördert. Das sind rund 700 Wohneinheiten oder
12 Prozent mehr als im Vorjahr. Mit der Wohnraumförderung
verbessert der Freistaat vor allem die Wohnungsversorgung
von Familien. Zudem sind die staatlichen Investitionen Im-
pulsgeber für die Baukonjunktur“, teilte Innenminister Dr.
Günther Beckstein in München mit.

Die über 6.000 geförderten
Wohneinheiten setzen sich zu-
sammen aus über 4.000 Woh-
nungen und 2.000 Heimplätzen.
Die über 4.000 geförderten Woh-
nungen unterteilen sich in 1.660
Miet- und Genossenschaftswoh-
nungen und rund 2.400 selbstge-
nutzte Eigentumswohnungen
und Eigenheime. 

Schwerpunkt

„Die geförderten Miet- und
Genossenschaftswohnungen
liegen fast alle in größeren Städ-
ten und Ballungsräumen. Denn
vor allem hier haben Familien
mit Kindern nach wie vor große
Probleme, angemessenen Wohn-
raum zu bezahlbaren Preisen zu
finden“, so Beckstein.

Der Schwerpunkt der Wohn-

raumförderung lag jedoch wie
in den vergangenen Jahren beim
Wohneigentum. 

Der ländliche Raum
profitiert

„Von der Eigenwohnraumför-
derung profitiert insbesondere
der ländliche Raum, da sie Ab-
wanderungstendenzen gerade
junger Familien aus struktur-
schwachen Gebieten dämpft“,
betonte Beckstein. 

Auskünfte zur Wohnraumför-
derung erhalten Investoren und
Bauherren im Internet unter
http://www.wohnen.bayern.de,
sowie von den Bezirksregierun-
gen oder den Kreisverwaltungs-
behörden (Landratsamt oder
kreisfreie Stadt), wo auch die
Förderanträge zu stellen sind.
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Bilanz der BAU 2007 in München:

Rekordbesuch 
beflügelt Bauwirtschaft
Mit einem neuen Besucherrekord kann die BAU 2007 aufwarten.
An sechs Messetagen kamen im Januar mehr als 206.000 Fachbe-
sucher zur weltgrößten Fachmesse für Baustoffe und Baumate-
rialien nach München, um sich über das Angebot der 2046 Aus-
steller aus 44 Ländern zu informieren. Damit wurde erstmals in
der mehr als 40jährigen Geschichte der BAU die 200.000er Mar-
ke überschritten. 

Noch nie war das Publikum so
international, da waren sich die
Aussteller einig. Angesichts des
positiven Feedbacks zeigte sich
Messechef Norbert Bargmann
überaus zufrieden: „Mehr Besu-
cher, größere Internationalität
und damit gestiegene Reichwei-
te - das Ergebnis übertrifft unsere
Erwartungen. Es geht weltweit
wieder aufwärts mit der Bau-
wirtschaft. 

Nachhaltige Qualität

Energieeffizientes Bauen und
Bauen im Bestand waren die
herausragenden Themen der
BAU 2007. An fast allen Stän-
den wurden Produkte oder Tech-
niken präsentiert, die eine Ener-
gie sparende Bauweise zum Ziel
haben oder speziell für Be-
standsmaßnahmen entwickelt
wurden. Auf besondere Reso-
nanz stießen Sonderschauen, da-
runter die „San-Re-Mo“ (Sanie-
rung, Renovierung, Modernisie-
rung) des Bundesarbeitskreises
Altbauerneuerung e.V. (BAKA).

Im Mittelpunkt des BAKA-
Auftritts stand das Forum „Pra-
xis Altbau“ mit 65 Vorträgen und
Talkrunden zu allen wichtigen
Themen der Altbau-Immobilie.
Dabei ging es um Themen wie
Gebäudediagnose, barrierefreies
Bauen, Schäden erkennen, Män-
gel beseitigen, energiesparendes
Bauen, nachhaltige Qualität, Vor-
schriften und Gesetze der Ge-
bäude-Modernisierung sowie Fi-
nanzierung und öffentliche För-
derung.

Energieeffizienz

Das BMVBS, Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, richtete in Koope-
ration mit dem BAKA und der
dena (Deutsche Energie-Agen-
tur) den zweitägigen Kongress
„Energieeffizienz Bauen“ aus.
Auf dem Programm standen
Themen zu europäischen Rege-
lungen (Umsetzung der EU-
Richtlinie), Niedrigenergiehäu-
ser im Wohnungs- und Nicht-
wohnungsbau, neue energetische
Standards in Deutschland und
Europa, Energieausweisausstel-

lung sowie Produkte und Techni-
ken für künftige energieeffizien-
te Gebäude. 

Als Besuchermagnet erwiesen
sich die Foren „Clima Design
meets Visions of Glass“ und
„Makroarchitektur“. Täglich be-
völkerten hunderte Zuhörer die
Vorträge weltbekannter Referen-

Pappenheimer Wasserwerk
in Betrieb genommen 

N-ERGIE errichtet schlüsselfertiges Wasserwerk für die Wassergewinnungs- 
und -versorgungs GmbH Pappenheim und Umgebung 

Ein Jahr nach der Vertragsunterzeichnung zur Errichtung ei-
nes neuen Wasserwerkes nahmen Peter Fischer, Geschäftsfüh-
rer der Wassergewinnungs- und -versorgungs GmbH Pappen-
heim und Umgebung und deren Aufsichtsräte sowie Herbert
Dombrowsky, Sprecher des Vorstands der N-ERGIE Aktienge-
sellschaft, Ende Dezember das neue Wasserwerk in Pappen-
heim feierlich in Betrieb. 

Nach einer achtmonatigen
Bauzeit erhalten die von Pappen-
heim sowie die von den Zweck-
verbänden Wasserversorgung
links und rechts der Altmühl ver-
sorgten Bürger ihr Wasser aus
dem neuen Wasserwerk.

Aufsichtsrat mit Weitsicht

Um auch in Zukunft eine quali-
tativ hochwertige und zudem
ortsnahe Wassergewinnung si-
cherzustellen, traf der Aufsichts-
rat der Wassergewinnungs- und -
versorgungs GmbH Pappenheim
und Umgebung 2005 die Ent-
scheidung, das alte Wasserwerk

rers beim Bau und Betrieb von
Wasserversorgungsanlagen. 

Ein Pluspunkt für die Realisie-
rung dieses Projektes war die er-
folgreiche Realisierung des Was-
serwerkneubaues in Feucht durch
die N-ERGIE und AquaOpta im
Jahr 2005. Der Bau des Wasser-
werks stellt hohe technische An-
sprüche. Deshalb arbeitet die
AquaOpta mit der Ingenieurge-
sellschaft Baur Consult zusam-
men. Das Haßfurter Unterneh-
men verfügt über eine langjähri-
ge Erfahrung im Bereich der
Wassertechnik. Die örtlichen
Handwerksbetriebe wurden von
der N-ERGIE und AquaOpta bei

trägt rund eine Million Euro. 
Für die Wassergewinnungs- und 
-versorgungs GmbH Pappenheim
und Umgebung entfällt somit je-
des Risiko von Kostensteigerun-
gen und Nachtragsangeboten.
Mit dem Bau des neuen Werkes
wurde im Frühjahr 2006 begon-
nen. Das „alte“ Wasserwerkge-
bäude bleibt weiterhin bestehen.
Die darin befindlichen Infrastruk-
tur-Einrichtungen wie Lagerräu-
me, Büro des Wassermeisters etc.
werden weiterhin genutzt.

Neueste Technik

Mit Außenabmessungen von
12,5 x 11,5 Metern fällt das neue
Gebäude wesentlich kompakter
als das bisherige Wasserwerk
aus. Neben der Installation einer
dem derzeitigen technischen
Standard entsprechenden Regel-
und Steuerungsanlage befinden

sich zwei Zwischen-
behälter im Neubau.
Sie haben ein Volu-
men von jeweils 100
Kubikmeter. Da das
geförderte Trink-
wasser eine sehr
gute Qualität besitzt,
ist eine Aufberei-
tung des Rohwas-
sers nicht notwen-
dig. Flachbettbelüf-
ter sorgen lediglich
für eine Entsäuerung
des Trinkwassers.

Brunnen seit
1962 aktiv

Das Wasser wird
aus zwei Brunnen
im Tal der Altmühl
zum Wasserwerk ge-
fördert. Diese wur-
den 1957 gebaut und
befinden sich in un-

mittelbarer Nähe des Werks-
geländes. Sie sind seit 1962 zur
Trinkwassergewinnung aktiv.
Bis zu 20 Liter pro Sekunde wer-
den aus einer Tiefe von 20 Me-
tern gefördert und liefern das
Trinkwasser für die rund 4.400
Bürger der Stadt Pappenheim so-
wie für die Zweckverbände links
und rechts der Altmühl. Insge-
samt rund 15.000 Einwohner er-
halten das köstliche Wasser aus
dem neuen Wasserwerk. Die Ge-
samtleistung des neuen Wasser-
werkes liegt bei rund 650.000
Kubikmeter Wasser pro Jahr.

Deutsches Trinkwasser ist das
am stärksten kontrollierte Le-
bensmittel. Mit der Novellierung
der Trinkwasserverordnung zum
1. Januar 2003 wurden einige
Grenzwerte noch weiter ver-
schärft. Die AquaOpta betreibt
die Wassergewinnungsanlagen
der N-ERGIE und des Zweck-
verbandes Wasserversorgung
Fränkischer Wirtschaftsraum
(WFW) und ist nach den hohen
Qualitätsstandards der deutschen
Wasserversorgung zertifiziert.

Neue GmbH 

Die Neugründung der Wasser-
gewinnungs- und -versorgungs
GmbH Pappenheim und Umge-
bung löste den Zweckverband
zur Wassergewinnung Pappen-
heim und Umgebung. Aufsichts-
ratsvorsitzender der GmbH ist
Pappenheims Erster Bürgermei-
ster Peter Krauß; Geschäftsfüh-
rer ist Peter Fischer, Kämmerer
der Stadt Pappenheim.

Die Gesellschaft hat drei Ge-
sellschafter: Die Stadt Pappen-
heim mit 35 Prozent, den
Zweckverband Wasserversor-
gung links der Altmühl mit 35
Prozent und den Zweckverband
Wasserversorgung rechts der
Altmühl mit 30 Prozent.

Staatssekretär Georg Schmid:

Online-Bauvergabe in 
Bayern jetzt noch attraktiver“

„Die Online-Vergabe von Bauleistungen in Bayern ist jetzt für
die Baufirmen noch attraktiver. So können die Online-Bieter nun
die Submissionsergebnisse im Internet abrufen und brauchen nicht
mehr zur Angebotseröffnung in das Staatliche Bauamt fahren. Zu-
dem können sich die Firmen jetzt auch ohne Signaturkarte an der
Vergabeplattform anmelden. Beide Neuerungen sparen der Bau-
wirtschaft Zeit und Geld“, freut sich Innenstaatssekretär Georg
Schmid über die weiteren Verbesserungen bei der Online-Vergabe
der Staatlichen Bauverwaltung. Die Vergabeplattform der Obersten
Baubehörde ist unter http://www.vergabe.bayern.de abrufbar. 

Bisher mussten Bieter, die sofort bei einer Angebotseröffnung
(Submission) die Angebotssummen der anderen Bieter erfahren
wollten, persönlich bei der Verdingungsverhandlung anwesend
sein und die Submissionsergebnisse mitschreiben. Das galt für
Bieter mit konventionell abgegebenen Angeboten auf Papier
ebenso wie für Online-Bieter. „Jetzt haben Online-Bieter den
Vorteil, dass sie die Submissionsergebnisse von Vergaben, für die
sie ein digitales Angebot abgegeben haben, am eigenen Schreib-
tisch abrufen können. So entfallen lange Anreisen zu den Bauäm-
tern der Staatsbauverwaltung. Ich hoffe, dass dies ein weiterer
Anreiz für die Baufirmen ist, vermehrt Angebote Online anstelle
konventionell in Papierform abzugeben“, betont Schmid. 

„Für die Staatliche Bauverwaltung hat die vereinfachte Neuan-
meldung der Baufirmen den Vorteil, dass sie bei europaweiten
Ausschreibungen die Angebotsfrist um fünf Kalendertage ver-
kürzen kann, weil die Vergabeunterlagen auf elektronischem We-
ge frei, direkt und vollständig verfügbar sind. So kann die Bau-
verwaltung die Verfahrensabläufe straffen. Durch die verstärkte
Nutzung der Vergabeplattform kann sie zudem die Verwaltungs-
abläufe im Bauamt vereinfachen“, stellt Schmid die weiteren Vor-
teile heraus. Die Vergabe-Plattform http://www.vergabe.bay-
ern.de der Staatsbauverwaltung Bayern läuft seit drei Jahren. Der-
zeit werden etwa 400 Online-Angebote monatlich abgegeben.

Beckstein zum Zusammenwirken zwischen öffentlicher Hand und Bauwirtschaft: 

Erprobung neuer Wege
Fünf weitere Staatsstraßenprojekte als Public Private Partnership-Modell

Der Bayerische Landtag hat im Doppelhaus-
halt 2007/2008 fünf weitere Staatsstraßenpro-
jekte als Public Private Partnership (PPP)-
Modell eingeplant. Dies sind die Erneuerung
der Mainbrücken Bergrheinfeld, Segnitz,
Klingenberg und Volkach sowie der letzte
Bauabschnitt der Münchner Flughafentan-
gente Ost. 

„Mit dem PPP-Modell wollen wir neue Wege
im Zusammenwirken zwischen öffentlicher
Hand und Bauwirtschaft erproben. Kerngedanke
dabei ist, dass der Auftragnehmer die Straße
nicht nur baut, sondern auch vorfinanziert und
insbesondere für ihre Erhaltung in den nächsten
25 Jahren verantwortlich ist. Wir hoffen, dass die
Bauwirtschaft auf diese Weise ihre Fachkunde,
ihre Erfahrung und ihr Innovationspotenzial
stärker in das Gesamtprojekt einbringen kann.
Positiv ist auch, dass wir fünf ausgesprochen
dringliche Projekte trotz angespannter Haus-
haltssituation auf den Weg bringen können“, teilt
Innenminister Dr. Günther Beckstein mit. Die
Gesamtkosten für Bau, Erhaltung und Finanzie-
rung der fünf Maßnahmen betragen rund 50 Mil-
lionen Euro. 

Ein wichtiges Element von PPP ist die funk-

tionale Ausschreibung. Dabei gibt der Vertrag
die Anforderungen an die Gebrauchsfähigkeit
der fertigen Straßen und Brücken beispielsweise
hinsichtlich Ebenheit und Griffigkeit der Fahr-
bahndecke vor. „Wir schreiben hier nicht mehr
im Detail vor, mit welchen Baustoffen und Bau-
verfahren der Auftragnehmer bauen soll. Durch
die langfristige Übertragung der Verantwortung
an den Unternehmer schaffen wir effektive An-
reizstrukturen, um qualitativ hochwertig, dauer-
haft und erhaltungsfreundlich zu bauen, da der
Unternehmer nicht wie bei konventionellen
Bauverträgen nur für wenige Jahre im Rahmen
der Gewährleistungspflicht für seine Baulei-
stung verantwortlich ist“, erläutert Beckstein.
Der Minister weist aber auch darauf hin, dass
PPP kein Allheilmittel ist, um die Mittelknapp-
heit generell zu beseitigen: „Die Zahl der PPP-
Projekte muss begrenzt bleiben, weil die Raten
für die Refinanzierung den Handlungsspielraum
in der Zukunft sonst zu stark einschränken wür-
den.“ Derzeit sind zwei Staatsstraßenprojekte als
PPP-Modell in Bau, nämlich die Ortsumgehung
von Miltenberg im Zuge der St 2309 und ein Ab-
schnitt der Flughafentangente Ost im Zuge der
St 2580. 

Am 20.12.2006 wurde das Wasserwerk Pappenheim von Fritz Albrecht,
Vorsitzender Zweckverband links der Altmühl, Dr. Andreas Greving, Ge-
schäftsführerAquaOpta GmbH, Pappenheims Bürgermeister Peter Krauß,
Peter Fischer, Geschäftsführer Wassergewinnungs- und -versorgungs
GmbH Pappenheim und Umgebung, Werner Mößner, Vorsitzender Zweck-
verband rechts der Altmühl und Herbert Dombrowsky, Sprecher des Vor-
stands der N-ERGIE Aktiengesellschaft (v.l.) offiziell in Betrieb genommen.

durch einen Neubau zu ersetzen
und die Modernisierung von zwei
Brunnenköpfen durchzuführen.
Mit der Auftragsvergabe an N-
ERGIE, die für die Projektab-
wicklung ihr Tochterunterneh-
men AquaOpta GmbH beauftrag-
te, nutzte die neu gegründete Ge-
sellschaft das umfassende Know-
how des regionalen Branchenfüh-

der Realisierung des Projektes
berücksichtigt.

Beispiel „Feuchter Modell“

Die N-ERGIE bietet einen
Festpreis bis zur kompletten Fer-
tigstellung aller Arbeiten und der
Inbetriebnahme des neuen Was-
serwerkes. Die Bausumme be-

ten aus Industrie, Wissenschaft
und Forschung. Auf dem Pro-
gramm standen Themen wie
nachhaltiges Bauen, transparente
Gebäudehüllen, neue Materiali-
en und Oberflächen und die Ver-
wendung von Glas im Bau. Spit-
zenvertreter aus Industrie und
Architektur nutzten die Foren
zum Wissens- und Erfahrungs-
austausch. 

Auch zu den Themen BAU IT,
Solarhorizonte und Urban De-
sign gab es spezielle Foren mit
einem täglichen Vortragspro-
gramm. Auf einer „Forschungs-
insel“ wurden darüber hinaus
erstmals Innovationen, For-
schungsideen und -Ergebnisse
sowie öffentliche Fördermög-
lichkeiten präsentiert. Die „For-
schungsinitiative Zukunft Bau“
stellte erstmals Ziele und Aufga-
ben vor.. DK

Grundwasser- und Trinkwasserbeschaffenheit:

Bund soll Zulassung prüfen
Bayerns Vorsorge-Messprogramm weist bisher nicht 

analysierbares Abbauprodukt von Pflanzenschutzmittel nach
Im Rahmen eines landesweiten Vorsorge-Messprogramms auf
bisher nicht analysierbare Pflanzenschutzmittel-Rückstände im
Grundwasser konnte erstmals ein Abbauprodukt des seit 40
Jahren zugelassenen Pflanzenschutzwirkstoff Chloridazon
nachgewiesen werden. Obwohl das gefundene Abbauprodukt
nach Einschätzung des Bundesinstituts für Risikobewertung in
den gefundenen Konzentrationen gesundheitlich absolut unbe-
denklich ist, sollte Chloridazon aus bayerischer Sicht aus Vor-
sorgegründen so wenig wie möglich und zumindest in Wasser-
schutzgebieten gar nicht mehr verwendet werden.

Das teilten die  beiden Präsi-
denten der Landesämter für Um-
welt (LfU), Prof. Albert Göttle,
und für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit (LGL), Prof.
Volker Hingst, mit. Das LfU hat
sich deshalb an das für die Zulas-
sung zuständige Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit gewandt, um ei-
ne Bewertung chloridazonhalti-
ger Pflanzenschutzmittelrück-
stände im Grundwasser zu erhal-
ten. Gleichzeitig haben sie das
Umweltbundesamt aufgefordert,
eine abschließende Einstufung
des Abbauprodukts im Sinne der
Trinkwasserverordnung durch-
zuführen. Bayern fordert eine
klare und abgestimmte Vorge-
hensweise, um den Schutz der
Grundwasservorkommen weiter
zu intensivieren. Bayern bezieht
rund 95 Prozent des Trinkwas-
sers aus Grundwasser, davon
zwei Drittel naturrein ohne tech-
nische Aufbereitung. 

Mit einem hochempfindli-
chen, neuartigen Analyseverfah-
ren konnte das Abbauprodukt
Desphenyl-Chloridazon im
Grundwasser festgestellt wer-
den, insbesondere unter den Rü-
benanbaugebieten des nieder-
bayerischen Gäubodens und der

unterfränkischen Gäuplatten. Im
Rahmen der Untersuchungs-
programme wurden zunächst
Grundwassermessstellen, Brun-
nen und Quellen in Bayern auf
Chloridazon und dessen Abbau-
produkt Desphenyl-Chloridazon
untersucht; die Trinkwasserun-
tersuchungen laufen noch. In
rund der Hälfte der bislang 90
Messungen konnte das Abbau-
produkt nachgewiesen werden.
Nach bisher vorliegenden Ergeb-
nissen wurden Werte bis zu 9,5
Mikrogramm Desphenyl-Chlori-
dazon pro Liter gemessen. Chlo-
ridazon selbst lag dagegen bei al-
len Messungen unterhalb der Be-
stimmungsgrenze. Messungen in
Baden-Württemberg erbrachten
Ergebnisse in vergleichbarer
Größenordnung.

Der herbizide Wirkstoff Chlo-
ridazon wird seit vierzig Jahren
zur Unkrautbekämpfung im Rü-
ben- und Gemüseanbau einge-
setzt. Die Zulassung chlorida-
zonhaltiger Pflanzenschutzmittel
wurde vom Bundesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit im letzten Jahr ver-
längert. Das jetzt erstmals im
Grundwasser nachgewiesene
Abbauprodukt ist für Mensch
und Tier ohne Wirkung. 
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Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern plus
Die erste umfassende Online-Lösung

für Gemeinde-, Stadt- und Kreisverwaltungen …

14
15

88

In Kooperation

mit dem Gemeinde- und

Schulverlag Bavaria

Jeweils mehrere tausend Seiten landesspezifische
Kommentierungen und Darstellungen…

➔ PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG

Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG ist das seit Jahrzehnten
bewährte Standardwerk mit ca. 36.000 Seiten zu allen bedeutsamen
Rechts- und Arbeitsgebieten der kommunalen Verwaltung in Bayern.
Kompetente und erfahrene Fachleute aus zuständigen Ministerien, kom-
munalen Spitzenverbänden, Verwaltungsbehörden und der sonstigen
Rechtspraxis gewährleisten ein Höchstmaß an Informationsgehalt und
Rechtssicherheit.

Kommentierungen und Darstellungen

An den Anforderungen der Praxis orientierte Kommentare und syste-
matische Darstellungen zu den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
von Bund, Ländern und Kommunen online – gegliedert in die zentralen
Bereiche
· Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines · Wirt-
schaft, Vergabe und Verkehr · Sicherheit und Ordnung · Soziales,
Gesundheit, Schule und Kultur · Bauwesen, Umwelt und Natur.

… dazu das große Beck-Plus: Gesetze, Rechtsprechung,
Zeitschriften

➔ Beck’sche Gesetze Digital Bayern, Bund, EU

· Landesrecht im Umfang der Beck’schen Loseblatt-Textsammlungen
Ziegler/Tremel, Verwaltungsgesetze des Freistaates Bayern – immer
auf dem neuesten Stand

· rund 1.500 Gesetze und Verordnungen des Bundes (Schönfelder,
Sartorius, Nipperdey I, Aichberger SGB …)

· die rund 200 wichtigsten internationalen und EU-Vorschriften.

➔ Rechtsprechung aktuell und im Volltext,

mit Schwerpunkten VGH, OVG und BVerwG

➔ Die Top-Zeitschriften komplett und aktuell

NVwZ seit 1982, NVwZ-RR ab 1988, LKV ab 1991

➔ Beck’scher Online-Kommentar TVöD

Eigens für die effektive Arbeit am Computer entwickelte, praxisgerechte
und fortlaufend aktualisierte Kommentierung des TVÜ und des TVöD,
herausgegeben von Bepler/Böhle/Martin/Stöhr.

Bundesweit verfügbar:

Für Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen.

➔ Infos/4-Wochen-Test: www.beck-online.de

➔ für Bezieher der Loseblattausgabe
PdK Bayern
1– 3 User bis 31.12.2007 kostenlos

➔ Normalpreis für 3 User mtl. € 66,–
Plätze 4 – 9 jeweils mtl. € 11,–

„Aktionsprogramm Wasserschutzgebiete“ der Bayerischen Staatsregierung:

Kommt nun das Gammelwasser?
Bayerischer Gemeindetag befürchtet Qualitätsverlust des Trinkwassers

Positionspapier vorgelegt
Vor kurzem ging das „Aktionsprogramm Wasserschutzgebiete“
der Bayerischen Staatsregierung an den Start. Danach werden
die Gemeinden verpflichtet, mit den Grundstückseigentümern
Verträge abzuschließen und in diesen auch den angemessenen
Ausgleich für die über die ordnungsgemäße land- oder forst-
wirtschaftliche Nutzung hinausgehenden Anforderungen oder
für die Mehraufwendungen bei land- oder forstwirtschaftlichen
Betriebsanlagen zu regeln. Diese Regelungen sollen an die Stelle
derAnordnungen treten, die in den Wasserschutzgebietsverord-
nungen für die weitere Schutzzone festgelegt wurden. Die Kon-
trolle der Vertragseinhaltung soll nach dem Begründungsent-
wurf in erster Linie Aufgabe der Wasserversorgungsunterneh-
men sein. Nach Auffassung des Bayerischen Gemeindetags wird
dies in der Praxis dazu führen, dass nachträglich für die ca.
3.500 Wasserschutzgebiete die Auflagen für die weitere Schutz-
zone nicht mehr kontrolliert und vollzogen werden. Die Folge:
ein Qualitätsverlust des Trinkwassers.

Bayern, so stellt der Gemein-
detag in einem Positionspapier
fest, handhabe im Verhältnis zu
anderen Bundesländern die Aus-
weisung von Wasserschutzge-
bieten ohnehin äußerst restriktiv,
weshalb es keine politische Not-
wendigkeit gibt, bezüglich dieser
vergleichsweise wenigen Flä-
chen auf gesetzliche Auflagen zu
verzichten. Hinzu kommt, dass
es bei land- oder forstwirtschaft-
lich genutzten Grundstücken
künftig nach dem Gesetzentwurf
der Staatsregierung anstelle des
bisherigen einstufigen Verfah-
rens ein dreistufiges Verfahren
geben soll: Zunächst ist der Er-
lass einer Schutzgebietsverord-
nung vorgesehen, dann haben die
Wasserversorger „alle zumutba-
ren Anstrengungen zu unterneh-
men, um eine vertragliche Rege-
lung herbeizuführen“. Kommen
Verträge, die einen ausreichenden
Schutz der Trinkwasserversor-
gung gewährleisten, trotzdem
nicht zustande, können die Land-
ratsämter Anordnungen für den
Einzelfall erlassen.

Erklärungsbedarf

Nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund, dass die Staatsregierung
dem Bürokratieabbau mit Recht
hohe Priorität einräumt, sehen
Bayerns Gemeinden, Städte und
Zweckverbände hier einen er-
heblichen Erklärungsbedarf. Es
könne jedenfalls nicht angehen,
dass der Staat bei seinen Land-
ratsämtern den Verwaltungsauf-
wand beim Verordnungserlass
abmildert (nur noch äußere Hül-
le eines Schutzgebiets), zugleich
jedoch den Gemeinden ein
Mehrfaches an Verwaltungsauf-
wand aufbürdet, in dem diese
künftig in jedem einzelnen Fall
mit jedem einzelnen Grundbesit-
zer im Verhandlungsweg die er-

forderlichen Auflagen durchset-
zen sollen.

Haben es die Gemeinden nach
„allen zumutbaren Anstrengun-
gen“ geschafft, einen Vertrag mit
ausreichendem Schutz für die
Trinkwasserversorgung abzu-
schließen, sind Anordnungen des
Landratsamts für diesen Einzel-
fall nicht zulässig. Das bedeutet
laut Bayerischem Gemeindetag:
„Verstößt ein Land- oder Forst-
wirt gegen das Vereinbarte, muss
sich die betreffende Gemeinde
an die Gerichtsbarkeit wenden
und die Vertragstreue dort ein-
klagen!“

Erpressbare Versorger

„Was“, so fragt sich der kom-
munale Spitzenverband, „recht-
fertigt eigentlich die Annahme
der Staatsregierung, ein Land-
ratsamt, das sich außerstande
sieht, eine abstrakte Verordnung
mit Anforderungen an den
Trinkwasserschutz zu erlassen,
werde die Kraft haben, konkrete
Schutzmaßnahmen gegenüber
einzelnen Grundstückseigentü-
mern durchzusetzen?“ Fehl gin-
gen in diesem Zusammenhang
Hinweise auf das „Subsidiari-
tätsprinzip“. Von Subsidiarität zu
sprechen wäre allenfalls dann
angebracht, wenn die Befugnis,
Schutzgebietsverordnungen mit
konkreten Anforderungen zu er-
lassen, vom Staat auf die Ge-
meinden übertragen würde. Ge-
rade dies aber sehe der Gesetz-
entwurf (zu Recht) nicht vor.

Es liege ganz in der Hand des
Grundeigentümers, ob er - trotz
„aller zumutbaren Anstrengun-
gen der Wasserversorger“ - eine
Vereinbarung abschließt oder
nicht. Damit aber würden, so das
Papier, die gemeindlichen Was-
serversorger erpressbar, da die
Schutzgebietsverordnung keine

Anforderungen mehr enthält, der
Vertragsschluss jedoch freiwillig
ist. „Es ist einer rechtsstaatlichen
Verwaltung unwürdig, wenn
mehrere hundert Gemeinden mit
mehreren tausend Grundstücks-
eigentümern aushandeln sollen,
wie viel Entschädigung es einem
Landwirt wert sein soll, auf die
Kontaminierung des Grundwas-
sers zu verzichten“, beklagt der
Gemeindetag. 

Der Bürger als Geisel

Bei diesem „Geschachere“
würden die auf eine einwand-
freie Trinkwasserversorgung an-
gewiesenen Bürgerinnen und
Bürger Bayerns „mittelbar als
Geiseln genommen“, denn künf-
tig sollen im vom Gesetzentwurf

angenommenen Regelfall die
Grundstücksbesitzer durch Zu-
stimmung oder Verweigerung
der Vertragsunterschrift bestim-
men, ab welchem Preis der Be-
völkerung ein wirksamer Trink-
wasserschutz zugestanden wird.
Die wahren „Schutzgebietsbe-
troffenen“ seien letztlich die auf
eine einwandfreie Trinkwasser-
versorgung angewiesenen Bür-
ger, weshalb es die Staatsregie-
rung vermeiden sollte, sich einer
„Gammelwasserdiskussion“
auszusetzen.

Keine Blockadehaltung

Letztlich, so macht der Ge-
meindetag deutlich, gehe es ihm
nicht „um das Blockieren ver-
traglicher Lösungen“; vielmehr
müsse das Auffangnetz gesetzli-
cher Anforderungen in der je-
weiligen Schutzgebietsverord-
nung beibehalten werden, sofern
es trotz „aller zumutbaren An-
strengungen der Wasserversor-
ger“ zu keiner vertraglichen Re-
gelung kommt. DK

Abwasserentsorgung in Berg im Gau:

SüdWasserGmbH übernahm 
technische Betriebsführung

Zum 1. Dezember 2006 übernahm die SüdWasser GmbH im
Auftrag der Gemeinde die technische Betriebsführung der Ab-
wasserentsorgung (Kläranlage) von Berg im Gau. Helmut Seel,
Erster Bürgermeister der Gemeinde Berg im Gau, und Johan-
nes Schneider, Geschäftsführer der SüdWasser GmbH, unter-
zeichneten einen entsprechenden Vertrag, mit dem die Verant-
wortung für den Betrieb der Anlagen auf die SüdWasser über-
geht. Die SüdWasser GmbH ist eine hundertprozentige Toch-
ter der E.ON Bayern AG.

Die Anlagen bleiben unver-
ändert im Eigentum der Ge-
meinde, die Festlegung der
Abwassergebühren liegt wei-
terhin in den Händen der Kom-
mune, welche auch nach wie
vor Trägerin der Abwasserent-
sorgung bleibt. Im Gemein-
debereich sind derzeit 1 500
Einwohner angeschlossen. Jähr-
lich werden rund 100 000 m³
Abwasser zur Kläranlage ge-
leitet und dort gemäß den ge-
setzlichen Vorgaben behandelt.
Zu den betreuten Anlagen
gehört auch ein Regenüber-
laufbecken.

Verlässlicher
Kostenrahmen

Die Gemeinde Berg im Gau
erhält durch die Vergabe der
Betriebsführung an SüdWasser
einen verlässlichen, stabilen
Kostenrahmen für die Abwas-
serbeseitigung. Der Vertrag
mit SüdWasser beinhaltet auch
die thermische Verwertung des
anfallenden Klärschlammes, so-
dass für die Gemeinde auch in
diesem problematischen Bereich
langfristig Entsorgungssicher-
heit gegeben ist. Außerdem ist
die SüdWasser für die Einhal-
tung der behördlich festgesetzten
Grenzwerte verantwortlich.

Der Mitarbeiter der Abwas-
seranlagen bleibt bei der Ge-
meinde angestellt und wird
auch künftig die Betreuung der
Anlagen durchführen. Er wird
jedoch fachlich durch erfahre-
ne Ingenieure und Meister von
SüdWasser unterstützt und ge-
führt. 

SüdWasser übernimmt auch
die Urlaubs- und Krankheits-
vertretung des kommunalen
Mitarbeiters. Dadurch kann die
Gemeinde Personalkosten
einsparen.

Leistungsfähiger Partner
der Kommunen

SüdWasser unterstützt vor-
wiegend die von E.ON Bayern
mit Strom belieferten Kommu-
nen und Industriebetriebe in
den Bereichen der Abwasser-
entsorgung und Wasserver-
sorgung. Als leistungsfähiger
Partner liefert sie den Bürgern
und der Industrie Wasser in be-
ster Qualität und sichert die
Abwasserentsorgung auf ei-
nem technisch hohen Niveau.
Hierbei werden Synergieeffek-
te durch die Vielzahl der be-
treuten Anlagen sinnvoll ge-
nutzt und kommen den Bür-
gern und Vertragspartnern aus
der Industrie zugute.

Schnappaufs Ankündigung:

Weiterer Ausbau des
Hochwasserschutzes

Bayern investiert in einen nachhaltigen Hochwasserschutz bis
2008 jährlich 150 Millionen Euro. Damit stellt die Staatsregierung
so viele Mittel wie nie zuvor für den Schutz der Menschen in Bay-
ern vor Hochwasser zur Verfügung. Wie Umweltminister Dr.
Werner Schnappauf im Kabinett berichtete, wird das Aktions-
programm der Staatsregierung mit Hochdruck weitergeführt und
dabei neben der Erhöhung der Mittel auch die Genehmigungs-
verfahren für Hochwasserschutz-Bauten erleichtert.

Schnappauf: „Angesichts der
prognostizierten Zunahme der
Niederschläge in Süddeutsch-
land und im alpinen Raum um
bis zu 30 Prozent werden wir die
Schutzmaßnahmen für die Men-
schen in Bayern noch weiter be-
schleunigen. Mit der Auf-
stockung der Mittel für den
Hochwasserschutz geben wir ein
klares Signal, dass wir die Bür-
gerinnen und Bürger in Bayern
auch in Zukunft wirksam vor
Hochwasser schützen.“ Die bis-
her umgesetzten Maßnahmen im
Aktionsprogramm haben sich
nach den Worten Schnappaufs
bei den großen Überschwem-
mungen zuletzt 2005 uneinge-
schränkt bewährt. Trotz größerer
Wassermengen seien die Schä-
den im Vergleich zum Pfingst-
hochwasser 1999 nur halb so
groß gewesen. Eine der wichtig-
sten Schutzmaßnahmen sei der
Rückhalt des Wassers in der
Fläche. Schnappauf: „Hochwas-
ser muss sich ausbreiten können.
Bei Hochwasserspitzen müssen
unbebaute Überschwemmungs-
flächen geflutet werden können,
um Schlimmeres in Siedlungs-
gebieten zu verhindern. Wir
brauchen hierfür die Unterstüt-
zung der Gemeinden und der
Betroffenen, wenn es darum
geht, Überschwemmungsgebiete
von Bebauung freizuhalten.“

Schwerpunkte

Schwerpunkte des Hochwas-
serschutz-Aktionsprogramms,
mit dem bis 2020 insgesamt 2,3
Milliarden Euro investiert wer-
den, sind der Schutz von Sied-
lungsbereichen mit Deichen und
Mauern, die rechtzeitige Informa-
tion von Gemeinden und Men-
schen über Hochwassergefahren
sowie die Erhöhung des Rückhal-
tevolumens, um den Flüssen und
Bächen wieder mehr Raum zu
geben.. Bislang sind rund 550 km
Gewässerstrecke mit 1450 ha
Uferfläche renaturiert worden. 

Spektakuläres Beispiel sind die
Maßnahmen des Isarplans in
München. Gleichzeitig sind damit
rund 6 Millionen Kubikmeter
Rückhaltevolumen entstanden.
Seit 1999 sind rund 272 km Dei-
che mit einem Investitionsauf-
wand von rund 210 Mio. Euro
saniert worden. 60 kommunale

Hochwasserschutzkonzepte im
Programm „Hochwasserrückhalt
in der Fläche“ wurden gefördert,
davon sind rund 20 fertig bzw.
werden umgesetzt.

Umweltstaatssekretär Otmar Bernhard:

WRRL-Umsetzung
läuft nach Plan

Die Umsetzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) läuft nach Plan, erklärte Umweltstaatssekretär
Otmar Bernhard auf der 6. Tagung des Wasserforums
Bayern in München.

Bernhard: „2007 laufen die
Vorbereitungen zu den Bewirt-
schaftungsplänen an: Alle Bür-
gerinnen und Bürger können zu
den bis 2009 geplanten Arbeits-
schritten und Terminen Stellung
nehmen.“ 

Am Beginn der Umsetzung
der WRRL stand ab 2004 ei-
ne umfassende Inventur der
Oberflächengewässer und des
Grundwassers. Darauf aufbau-
end hat Bayern für Flüsse, Seen
und das Grundwasser Überwa-
chungsprogramme aufgestellt,
die ab dem kommenden Jahr
Anwendung finden. Bis 2009
sollen Bewirtschaftungspläne
darstellen, welche Gewässer be-
reits in gutem Zustand sind
und für welche noch Maßnah-
men ergriffen werden müssen.
Die Öffentlichkeit wird unter

www.wasserrahmenrichtlinie.b
ayern.de laufend über aktuelle
Entwicklungen informiert.

Verbesserte Wassergüte

Die Investitionen in den
Schutz der bayerischen Gewäs-
ser machen sich Bernhard zufol-
ge bezahlt: Nach der Bestands-
aufnahme 2004 erreicht Bayern
die Zielwerte der WRRL für die
chemische Schadstoffbelastung
bei 96 Prozent seiner Fließge-
wässer bereits jetzt. Enorm ver-
bessert hat sich in den letzten
Jahren auch die biologische Ge-
wässergüte. Inzwischen haben
fast zwei Drittel aller Flüsse eine
gute Gewässerqualität bezogen
auf die Belastung mit organi-
schen Stoffen und Pflanzennähr-
stoffen.  
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Kabinett beschließt:

Modernes Feuerwehrgesetz
Beckstein: „Wichtiges Signal für Zukunftsfähigkeit der bayerischen Feuerwehren“

Feuerwehr soll in 10 Minuten am Einsatzort sein
Bayern will das hohe Leistungsniveau der bayerischen Feuer-
wehren auch in Zukunft sicherstellen. Dazu hat das Kabinett die
Modernisierung und Flexibilisierung des Bayerischen Feuer-
wehrgesetzes beschlossen. Innenminister Dr. Günther Beckstein
betonte, dass seit dem Erlass des Feuerwehrgesetzes vor fast 25
Jahren die Einsätze der Feuerwehren komplexer geworden sind
und sich nahezu verdreifacht haben. 

Beckstein: „Die Feuerwehr-
leute sind Garanten für die Si-
cherheit im ganzen Land. Sie
sorgen mit ihrer hohen Tatkraft
und Einsatzbereitschaft für einen
wirksamen Schutz der Bevölke-
rung. Mit dem heute beschlosse-
nen Gesetzentwurf geben wir ein
wichtiges Signal, um die bayeri-
schen Feuerwehren fit für die
Zukunft zu machen.“ Dazu ge-
hört nach den Worten von Beck-
stein die Flexibilisierung bislang
starrer Regelungen, um vor Ort
optimale Lösungen zu ermögli-
chen. Ziel des Gesetzentwurfes
sei auch die Reduzierung des
Verwaltungsaufwands für die
Feuerwehren. Außerdem solle
gesetzlich sichergestellt werden,
dass die Feuerwehr möglichst in-
nerhalb von zehn Minuten nach
Alarmeingang an ihrem Einsat-
zort ist. 

Schnelle Reaktion 
kann Leben retten

Beckstein: „Schnelle Reaktion
kann Leben retten. Wir wollen die
Eigenverantwortung der Gemein-
den stärken und ihre planerischen
Gestaltungsmöglichkeiten weiter
verbessern, so dass die Bürger im
Notfall innerhalb sehr kurzer Zeit
Hilfe erhalten.“

Hilfsfrist von zehn Minuten

Im Einzelnen erhält der Gesetz-
entwurf folgende Regelungen:

Hilfsfrist von zehn Minuten
als Planungsvorgabe:

Die zehnminütige Hilfsfrist
wird gesetzlich normiert, um ih-
rer zentralen Bedeutung gerecht
zu werden. Eine gemeindliche
Feuerwehr soll möglichst jede an
einer Straße gelegene Einsatz-
stelle im Gemeindegebiet in
höchstens zehn Minuten nach
Eingang der Meldung bei der
Alarm auslösenden Stelle errei-
chen.

Zweckverband:
Gemeinden können künftig

die Sicherstellung des abwehren-
den Brandschutzes und des tech-
nischen Hilfsdienstes auf einen
Zweckverband übertragen. Da-
mit wird auch die Möglichkeit
geschaffen, überörtliche Feuer-
wehren zu bilden.

Bestandsgarantie

Bestandsgarantie 
der Ortsfeuerwehren:

Die Bestandsgarantie für Orts-
feuerwehren bleibt erhalten. Sie
steht künftig jedoch Zusammen-
schlüssen von Ortsfeuerwehren
auf freiwilliger Basis nicht mehr
entgegen. Damit wird die Eigen-

verantwortung vor Ort gestärkt.
Pendlerregelung:

Künftig können neben den Ge-
meindeeinwohnern auch Perso-
nen, die in einer Gemeinde einer
regelmäßigen Beschäftigung oder
Ausbildung nachgehen, dort zu-
sätzlich oder alternativ zu ihrer
Wohngemeinde Feuerwehrdienst
leisten. Doppelmitgliedschaften
werden ermöglicht.

Altersgrenze

Altersgrenze für den ehren-
amtlichen Feuerwehrdienst:

Auf Antrag kann künftig die
Ausübung des ehrenamtlichen
Feuerwehrdienstes bis zur Voll-
endung des 63. Lebensjahres zu-
gelassen werden.

Freistellungsanspruch für
volljährige Schüler und Stu-
denten:

Für volljährige Schüler und
Studenten wird für die Teilnahme
an Feuerwehreinsätzen ein Frei-
stellungsanspruch geschaffen.

Werkfeuerwehren:
Die Anerkennungs- und Anord-

nungsbefugnisse für Werkfeuer-
wehren werden bei den Bezirksre-
gierungen zusammengeführt.

Einsatzleitung

Einsatzleitung:
In Städten mit Berufsfeuer-

wehr übt der Leiter der Einsatz-
kräfte der Berufsfeuerwehr künf-
tig die Einsatzleitung originär
aus, sobald Einsatzkräfte der Be-
rufsfeuerwehr am Schadensort
eintreffen. Bislang hat formal
auch in Städten mit Berufsfeuer-
wehr der Kommandant der Frei-
willigen oder Pflichtfeuerwehr
die Einsatzleitung inne.

Freistellung der besonderen
Führungsdienstgrade:

Ermöglicht wird künftig eine
pauschale Freistellung der be-
sonderen Führungsdienstgrade
der Feuerwehren für regelmäßig
anfallende Tätigkeiten. 

Landkreis Traunstein
setzt auf Mobidat

Einen Härtetest hat das Tele-
matiksystem Mobidat im Land-
kreis Traunstein bestanden.
Die Einführungsphase fiel näm-
lich mit dem extremen Winter
2005/2006 zusammen. Sie wur-
de reibungslos und ohne einen
einzigen Ausfall gemeistert,
bestätigt Bauhof-Leiter Peter
Mayer. Sämtliche Räum- und
Streufahrzeuge des Landkreis-
Baufhofes und von 13 privaten
Dienstleistern waren Ende
2005 mit den Mobidat-Bord-
einheiten ausgerüstet worden.
Gleichzeitig hatte derAnbieter
Mobiworx das zum Telema-
tiksystem gehörende Internet-
portal eingerichtet, wo sämtli-
che Einsatzdaten zeitnah zu-
sammenlaufen und überwacht
werden können. Viele Ge-
schäftsprozesse des Bauhofs
wie Statistik, Nachweise, Be-
richtswesen, Einsatzsteuerung,
Rechnungsstellung usw. ver-
kürzten sich durch den Ein-
satz des Telematiksystems auf
Minuten. Zuvor nahmen sie
Stunden und zum Teil viele
Wochen in Anspruch. Über
den Amortisationszeitraum ge-
rechnet erzielt der Landkreis
Traunstein eine fünfstellige
Kostenreduzierung.

Übergabe eines Bauhof-Lkws an
die Kreisbrandinspektion

Über einen „neuen“ LKW verfügt auch die Kreisbrandinspek-
tion im Landkreis Fürstenfeldbruck. Mitte Dezember übergab
Landrat Thomas Karmasin im Notfalllager Eichenau im Bei-
sein von Kreisbrandrat Hubert Stefan, Kreisrat August Han-
delshauser und Kreisbrandrat a.D. Hans-Dieter Wurm einen
gebrauchten Lkw offiziell an die Kreisbrandinspektion. Das
Fahrzeug stand fast 13 Jahre im Dienst des Landkreisbauho-
fes und wurde dabei unter anderem für Räum- und Streuar-
beiten sowie den Transport verschiedenster Geräte und Mate-
rialien eingesetzt. Vor der Übergabe wurden umfangreiche
Entrostungsarbeiten an dem Fahrzeug durchgeführt, es wur-
de feuerwehrrot lackiert und mit den notwendigen feuerwehr-
technischen Einbauten versehen.
Das Fahrzeug wird im Notfalllager in Eichenau stationiert und
wird künftig für den Transport der dort gelagerten Geräte und
Materialien (z.B. Sandsäcke, Schmutzwasserpumpen, Notbet-
ten, Abstützmaterial) vor allem bei Großschadensereignissen
eingesetzt. Mit seinem Ladekran und der großen Ladefläche ist
der Lkw hierfür bestens geeignet.
Mit diesem Fahrzeug wird die Reaktionszeit des Notfalllagers
nach der Alarmierung weiter verkürzt. Bisher musste für diese
Fahrten immer auf Fahrzeuge der gemeindlichen Bauhöfe oder
von Privatfirmen zurückgegriffen werden, die von diesen dan-
kenswerterweise zur Verfügung gestellt wurden.

Bürgermeister Dr. Adolf Bauer: 

Feuerwehrleute sind ein Vorbild 
in Nächstenliebe und Ehrenamt

Würzburg - Für ihr Engagement und ihre lange Zugehörigkeit
sind Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Würzburg
mit den Löschzügen Stadtmitte, Grombühl, Sanderau, Zellerau
und Heidingsfeld geehrt worden. „Sie sind ein Vorbild in Nächs-
tenliebe und Ehrenamt“, würdigte Bürgermeister Dr. Adolf Bauer.

Denn die Feuerwehrleute wür-
den sehr viel Freizeit aufwenden,
um auf die Einsätze vorbereitet zu
sein. Schließlich bedürfe es einer
guten Ausbildung, um die Einsät-
ze zu meistern. In vergangenen
Jahr war die Feuerwehr unter an-
derem im Februar in der Ober-
pfalz eingesetzt, um dort zu hel-
fen, die Schneemassen zu bewäl-
tigen. Ein weiteres Großereignis
war die Weltmeisterschaft, bei der

die Würzburger Feuerwehren an
fünf Spieltagen im Austragungs-
ort Nürnberg halfen. 

Hilfe bei Großereignissen

Stadtrat und Verwaltung sind
immer bemüht, so Dr. Bauer, die
Feuerwehren mit einer ordentli-
chen Ausrüstung zu unterstüt-
zen. So wurden im vergangenen
Jahr zwei nagelneue Löschfahr-
zeuge an den Löschzug Zellerau
und die Freiwillige Feuerwehr
Lengfeld übergeben. Die Lösch-
züge Zellerau und Sanderau er-
hielten gebrauchte Mehrzweck-
fahrzeuge im Ringtausch. Auch
die Löschzüge Heidingsfeld und
Zellerau erhielten inzwischen
Löschgruppenfahrzeuge. „Wo-
bei alle technische Ausrüstung
nichts hilft, wenn Menschen feh-
len, die sich für andere einset-
zen“, bedankte sich Dr. Bauer
bei den ehrenamtlichen Feuer-
wehrleuten. 

Hohe Auszeichnungen

Für 25 Jahre aktive Dienstzeit
wurden die Löschmeister Rein-
hold Popp, Stefan Malkmus und
Christian Hüttinger mit dem
Feuerwehrehrenkreuz in Silber
und einer Urkunde des Bayeri-

Die Geehrten zusammen mit Bürgermeister Dr. Adolf Bauer,
Branddirektor Franz-Josef Hench, Kommandant Klaus-Dieter
Schulz und dem Vorsitzenden des Feuerwehrvereins Christian
Schulz. Foto: Christian Weiß

schen Staatsministers des Inne-
ren, Dr. Günter Beckstein, aus-
gezeichnet. Das Feuerwehreh-
renkreuz in Gold des Deutschen
Feuerwehrverbandes bekam
Rainer Steinruck für sein beson-
deres Engagement um die Feuer-
wehr verliehen. Für zehn Jahre
Dienst bei der Feuerwehr zeich-
nete Kommandant und Stadt-
brandinspektor Klaus-Dieter
Schulz die Feuerwehrleute Kath-
leen Kiupel, Christian Achtmann
und Valentin Roth, für 20 Jahre
Dienst Hans-Dieter Nietsch und
für 30 Jahre Dienst Jürgen Em-
rich aus. Für die Mitgliedschaft
zum Feuerwehrverein ehrte Vor-
sitzender Christian Schulz die
Mitglieder Valentin Roth und
Christian Achtmann (jeweils
zehn Jahre), Hans-Dieter Nietsch
(20 Jahre), Jürgen Emrich, Rai-
ner Illig, Heinz Reich und Gün-
ter Schüll (je 30 Jahre) sowie
Werner Emrich, Konrad Metz,
Bodo Chmielewski, Ferdinand
Seubert, Volker Opitz und Karl
Steinert (je 40 Jahre). 

Gemeinsam 
Räumen und Streuen

Beispielhafte Zusammenarbeit von 
Staat und Landkreis Regensburg beim Winterdienst

Die „Verlobung“, wie Regensburgs Landrat Herbert Mir-
beth damals scherzhaft betonte, wurde im Herbst 2005 gefei-
ert; die „Heirat“, nämlich die Zusammenlegung der Bauhö-
fe des Staates und des Landkreises bleibt das Ziel - darin wa-
ren sich der Landkreischef und der Leiter Straßenbau im
Staatlichen Bauamt, Dr. Wolfgang Wüst, nach einem Mei-
nungsaustausch einig.

Die Zusammenarbeit des
Landkreises mit dem Staatli-
chen Bauamt beim Winterdienst
an Kreis- und Staatsstraßen be-
gann im Herbst 2005 als Pilot-
projekt zunächst nur im westli-
chen Landkreis. Ab diesem
Winter wurde sie auf den ge-
samten Landkreis ausgeweitet.
Landrat Mirbeth betrachtet die
Zusammenarbeit der Bauhöfe
des Landkreises und des Staates
als „eine spannende Herausfor-
derung“ in einer Zeit, in der das

Geld knapp und ein möglichst
effektiver Einsatz von Mitarbei-
tern und Maschinenpark umso
wichtiger sei. „Heirat“, nämlich
die Zusammenlegung der Bau-
höfe des Staates und des Land-
kreises, bleibt das Ziel, darin ist
sich der Landrat mit dem Leiter
Straßenbau im Staatlichen Bau-
amt, Dr. Wolfgang Wüst, einig.
Wenn man nicht mehr auf Zu-
ständigkeiten achten müsse,
können nach Ansicht des Land-
rats kürzere und wirtschaftli-
chere Räum- und Streuschleifen
gebildet werden. 

Gemeinsame Vereinbarung

Die gemeinsame Vereinba-
rung zwischen Staat und Land-
kreis sieht auch ab dem Winter
2007/2008 eine gemeinsame
Einsatzleitung für den Winter-
dienst vor. Zunächst wird zwar
gemeinsam geräumt; Ansprech-
partner bleibt aber der jeweilige
Baulastträger für sein Straßen-
netz. Die Erfahrungen mit der
gemeinsamen Betreuung im
westlichen Landkreis waren im
schneereichen Winter 2005/
2006 nach Mirbeths Auskunft
durchwegs positiv, so dass man
nun die Kooperation, die Steuer-
gelder spart, auf den gesamten
Landkreis ausdehnen konnte.
Mirbeth und Wüst teilten die An-
sicht, dass der Erfolg der Zusam-
menarbeit, vielleicht auch eines
Tages in einem gemeinsamen
Bauhof, von den Menschen ab-
hängt, müssten doch Jahrzehnte
lang bestehende Grenzen in den
Köpfen abgebaut werden. DK

Winterliche Straßen:

Winterreifen
zwingend

Für die nächste Zeit sind in
Bayern Schneefälle vorherge-
sagt. „Wer sein Fahrzeug im-
mer noch nicht wintertauglich
ausgerüstet hat, sollte dies
schleunigst tun. Insbesondere
müssen Winterreifen montiert
und Frostschutzmittel in die
Scheibenwaschanlage gefüllt
werden. Bei unzureichender
Ausrüstung muss auf die Teil-
nahme am Straßenverkehr
verzichtet werden“, appelliert
Innenstaatssekretär Georg
Schmid an alle Kraftfahrer.

Die neue Fassung der
Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO) hebt die Pflicht, die
Ausrüstung eines Kraftfahr-
zeuges an die Wetterverhält-
nisse anzupassen und bei un-
zureichender Ausrüstung auf
die Teilnahme am öffentli-
chen Straßenverkehr zu ver-
zichten, ausdrücklich hervor.
Näheres zur Gesetzesände-
rung ist im Faltblatt „Mit Pro-
fil durch den Winter“ zusam-
mengefasst. Der Flyer liegt
bei zahlreichen Kommunen
aus und ist unter http://www.
stmi.bayern.de abrufbar. 

Der § 2 der StVO fordert u.
a. eine den Wetterverhältnis-
sen angepasste Bereifung. Das
bedeutet im Winter Reifen, die
mit dem Schneeflockensym-
bol gekennzeichnet sind und
eine ausreichende Profiltiefe
von mindestens vier Millime-
tern, so Schmid. Wer dennoch
mit einer nicht angepassten
Fahrzeugausrüstung unter-
wegs ist, muss mit einem Ver-
warnungsgeld von 20 Euro
rechnen. Wer darüber hinaus
noch andere Verkehrsteilneh-
mer behindert, wird mit 40 Eu-
ro Bußgeld und einem Punkt
in Flensburg bestraft. 
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Stadtmüllsauger Leichtmüllverdichter

Glättebekämpfung in der Kommune:

Am Salz führt kein Weg vorbei
Große Palette an Möglichkeiten 

Wenn die Temperaturen unter den Nullpunkt sinken, sind die
Straßenmeistereien und Bauhöfe in Bayern längst vorbereitet.
Die Glättebekämpfung gehört für sie in den Wintermonaten
zum täglichen Geschäft. Dabei können sie auf eine breite Palette
an Möglichkeiten zurückgreifen, die ein flexibles Arbeiten unter
allen Bedingungen ermöglicht.

„Zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ord-
nung haben die Gemeinden in-
nerhalb der geschlossenen Orts-
lage nach ihrer Leistungsfähig-
keit die öffentlichen Straßen zu
beleuchten, zu reinigen, von
Schnee zu räumen und alle ge-
fährlichen Fahrbahnstellen, die
Fußgängerüberwege und die
Gehbahnen bei Glätte zu streu-
en“, heißt es in Artikel 51 des
Bayerischen Straßen- und Wege-
gesetzes (BayStrWG). Selbst
wenn sie die Streu- und Räum-
pflicht an Dritte weiterreichen
können, sind sie verpflichtet, das
„Streuen an gefährlichen Fahr-
bahnstellen und Fußgängerüber-
wegen bei Glätte allgemein als
eigene Aufgabe zu überneh-
men“, regelt Absatz zwei des
Gesetzes. Damit stehen die Ver-
antwortlichen vor der Aufgabe,
einmal punktuell und an anderer
Stelle flächendeckend zu streu-
en. Und da es oft wenig Vorlauf-
zeit gibt, müssen Mitarbeiter und
Maschinen effizient eingesetzt
werden.

Unterschiedliche 
Maschinen

Dass hat zur Folge, dass
Straßenmeistereien und Bauhöfe
auf unterschiedliche Maschinen
zur Glättebekämpfung zurück-
greifen müssen. Und das Ange-
bot ist riesig. Es reicht von der
kleinen Anhängestreumaschine,
die bereits von einem leistungs-
starken Pkw gezogen werden
kann, über Anbaustreumaschi-
nen für Traktoren bis hin zu Auf-
baustreumaschinen für Schmal-
spurfahrzeuge, Pickups, UNI-
MOG und schwere Lkw - in je-
weils unterschiedlichen Streu-
behältergrößen und mit verschie-
denen Streutellern. Arjan Ruiter-
kamp, Produktmanager für Glät-
tebekämpfung bei der SCHMIDT
Gruppe, kennt die Schwierigkei-
ten, vor denen die kommunalen
Entscheidungsträger stehen, wenn
es um die Erweiterung des Ma-

schinenparks geht. „Da sind in-
dividuelle Lösungen gefragt.“
Denn jede Stadt oder Gemeinde
muss Rücksicht auf verkehrswi-
chtige Punkte nehmen. So gibt
es etwa in München allein rund

schine inklusive erforderlicher
Optionen wie Feuchtsalzausrü-
stung oder spezielle Streuteller
für sich zu finden. Wenn eine
Neuanschaffung ansteht, ist das
kein Spontankauf. „So etwas
zieht sich über einen längeren
Zeitraum hin“, sagt Rolf Tschir-
schnitz, Bauhofleiter der Stadt
Füssen, wo Anbau-, Aufbau und
Anhänge-Streumaschinen im
Einsatz sind. 

Gemeinde wählt Streumittel aus
Nachdem nun der Winter doch noch in Bayern Einzug gehal-

ten hat, dürfte folgendes Urteil von Interesse sein: Eine Gemein-
de streute bei Glätte Tausalz in ihrer Fußgängerzone. Daraufhin
verlangte ein Hauseigentümer von ihr Schadensersatz für die Re-
paratur eines Sandsteinsockels an seiner Immobilie, der durch
das im Schmelzwasser aufgelöste Salz angegriffen wurde. Damit
scheiterte er vor dem Oberlandesgericht (OLG) Jena (Urteil vom
31. Mai 2006 Az.: 4 U 281/05).

Das Gericht stellte fest, dass die Gemeinde in Erfüllung ihrer
allgemeinen Verkehrssicherungspflicht zur Räumung und Streu-
ung von schneebedeckten oder glatten Straßen und innerörtlichen
Gehwegen mit nicht unbedeutendem Verkehr grundsätzlich zwi-
schen verschiedenen Streumitteln dasjenige auswählen kann, das
ihr am besten geeignet erscheint. Sie ist auch dann nicht auf die
Auswahl von z.B. Splitt beschränkt, wenn Tausalz den Sandstein
an anliegenden Gebäuden angreifen kann, solange das Salz ver-
wendungsgerecht auf dem Straßenbelag aufgebracht wird.

Bei „ortsüblicher Streuung“, so die Thüringer Richter, muss je-
der Anlieger situationsbedingt solche, ein bestimmtes zumutbares
Maß nicht überschreitende, Beeinträchtigungen hinnehmen. mpa

park finden. Ruiterkamp: „Vom
Traktor bis zum geländegängigen
Dienstwagen des Bauhofleiters
ist jedes Fahrzeug auch in der La-
ge, beim Streuen mitzuhelfen.“
Dabei gehören Anhänge-Streu-
maschinen, die verschiedene
Hersteller anbieten, zu den prak-
tischen Lösungen, da sie pro-
blemlos einsatzbereit gehalten
werden können und bei Bedarf
einfach angehängt werden. Die
Palette reicht da von kleinen
Streumaschinen, mit Behälter-
größen unter einem Kubikmeter,
die Feucht- und Trockensalz
streuen können, bis hin zu An-
hänge-Streumaschinen mit 3,5
Kubikmeter Behältergröße und
einem Leergewicht von mehr
als zwei Tonnen, die nur von
großen LKWs oder Traktoren
gezogen werden können.

Patrick Merck

Beim Winterdienst in München kommt u. a. diese Streu- und
Räumkombination zum Einsatz. Die Streumaschine aus der
STRATOS-Serie der SCHMIDT Winterdienst- und Kommu-
naltechnik GmbH leistet in der Landeshauptstadt gute Dienste.

Bild: Werkfoto SCHMIDT

9.400 Fußgängerüberwege, die
bei der Räumung und Streuung
Priorität genießen. 

„In Marktredwitz hingegen
sind es die deutlichen Höhenun-
terschiede und Brücken, die indi-
viduelles Arbeiten erfordern“,
erläutert Roland Kopp von der
Betriebsverwaltung: „Wenn wir
an einer Stelle Schneeregen ha-
ben, kann es an anderer Stelle
richtig dicken Schnee geben.“
Häufige und regelmäßige Kon-
trollen sind daher notwendig. 

Mannigfaltige Einsatzorte

Ruiterkamp: „Gerade weil es
so unterschiedliche Einsatzorte
gibt, ist auch die Produktpalette
so groß.“ Für die Verantwortli-
chen ist das auf den ersten Blick
meist nicht zu überschauen. Da
heißt es, ein möglichst genaues
Anforderungsprofil zu erstellen,
um dann die passende Streuma-

Sorgsame Abstimmung

Je besser die Maschine auf
ihren Einsatzzweck abgestimmt
ist, desto weniger Streumittel
werden verbraucht, erläutert Rui-
terkamp. Darauf pocht schließ-
lich auch der Gesetzgeber. „Die
Verwendung von Streusalz und
umweltschädlichen anderen Stof-
fen ist dabei auf das aus Gründen
der Verkehrssicherheit notwendi-
ge Maß zu beschränken“, so das
BayStrWG. Es fordert zudem,
dass „vorrangig umweltfreundli-
che Streumittel verwendet wer-
den“. Allerdings bleibt Streusalz
mit Abstand das Mittel der Wahl,
wenn es um effektive Glätte-
bekämpfung geht. Kopp: „Es gibt
nichts besseres als Salz.“ 

Da die Streumaschinen, sofern
sie nicht von Hand geschoben
werden, entweder auf- oder an-
zubauen sind, lassen sich indivi-
duelle Lösungen für jeden Fuhr-

Norbert Müller (li,) vom Kreisbauhof und Frank Rose von der
Straßenmeisterei Staatliches Bauamt sorgen gemeinsam für die
Sicherheit auf den Straßen des Landkreises Schweinfurt. 

Väterchen Frost kann kommen
Landkreis Schweinfurt und Staatliches Bauamt kooperieren im Winterdienst

Die Männer in Orange sind wachsam. Sie verfolgen die Wet-
terprognosen. Denn auch wenn bei den bisherigen teilweise
sehr frühlingshaften Temperaturen jeder Gedanke an den
Winter geschmolzen ist, musste doch jederzeit mit einem Käl-
teeinbruch gerechnet werden. Und ab diesem Tag waren die
Männer vom Landkreis Schweinfurt und vom Staatlichen
Bauamt wieder im Einsatz. Tag und Nacht. 

Für die Sicherheit auf den
Straßen im Landkreis Schwein-
furt. Für die Sicherheit der Be-
völkerung. Denn die winterli-
chen Straßenverhältnisse fordern
in der kalten Jahreszeit nicht nur
von den tausenden frühmorgend-
lichen Pendlern im Landkreis ein

hohes Maß an Aufmerksamkeit. 
Der Landkreis Schweinfurt

und das Staatliche Bauamt haben
deshalb eine Kooperation ge-
schlossen, damit der Winter-
dienst noch besser und schneller
organisiert werden kann. Nach-
dem die beiden Behörden bereits

in den vergangenen Jahren in ei-
nigen Bereichen kooperiert ha-
ben, führen sie den Betrieb ab
diesem Winter 2006/2007 kom-
plett gemeinsam durch, um den
Autofahrern ein höchstmögliches
Maß an Sicherheit zu gewährleis-
ten. So werden Kreis-, Staats-
und Bundesstraßen gemeinsam
betreut, schnellstmöglich ge-
streut und geräumt. 

Effektiverer Einsatz von
Personal und Maschinen

Diese Zusammenarbeit ermög-
licht so einen effektiveren Perso-
naleinsatz, verringert die Leer-
fahrten und eröffnet Einsparmög-
lichkeiten beim Einkauf von
Streusalz; außerdem können ge-
meinsam rund 2.700 Tonnen Salz
gelagert werden.

Bereits seit drei Jahren koope-
rieren die Männer des Staatlichen
Bauamtes und des Landkreises in
Sachen Wintermeldedienst und
erreichen durch die gegenseitige
Alarmierung einen wichtigen
Zeitgewinn bei Schnee und Eis.
Der jetzt beschlossene Ausbau
der winterlichen Kooperation ist
deshalb ein konsequenter Schritt
und wird den Bürgern weitere
Vorteile bringen. 

Der Bauhof des Landkreises
und die Straßenmeisterei des

Staatlichen Bauamtes betreuen
insgesamt 730 Kilometer Stra-
ßen. Durch die gemeinsamen
Winterdienstmelder können die
unterschiedlichen topographi-
schen und klimatischen Verhält-
nisse im Landkreisgebiet groß-
flächig und schnell überprüft
werden. Damit ist ein rechtzeiti-
ger und angepasster Winterdien-
steinsatz möglich. 

Keine Leerkilometer

Wenn der Meldedienst einen
Winterdiensteinsatz für erforder-
lich hält, rücken alle 19 Fahrzeu-
ge aus, um die neu geplanten
Schleifen zu drehen. So ist künf-
tig egal, ob beispielsweise ein
Fahrzeug des Staatlichen Bau-
amts auf seiner rund 37 Kilome-
ter langen Route auch eine Land-
kreisstrecke räumt oder streut.
Durch diese Neuorganisation der
Schleifen werden insgesamt 105
Leerkilometer pro Einsatz ver-
mieden. 

Gleichzeitig wird dabei auch
die Zeit des Einsatzes verkürzt.
Das gemeinsame Management
bietet künftig auch finanzielle
Einsparpotentiale: Der vergange-
ne Winter mit seinen ungünstigen
Wetterverhältnissen hat bei bei-
den Verwaltungen für Salz, Per-
sonal, Fahrzeug und Geräte eine
Rekordsumme verschlungen:
450.000 Euro beim Landkreis
Schweinfurt, über eine Million
Euro beim Staatlichen Bauamt.
Damit gab’s in der vergangenen
Saison den teuersten Winter seit
Jahren. 

bauma 2007 vom 23. bis 29. April in München: 

Bau-Nutzfahrzeuge werden noch 
umweltfreundlicher und komfortabler

Baufahrzeuge partizipieren seit jeher von den Innovationen für
Straßen-Lkws. Ergänzend dazu bieten alle großen Hersteller auf
die extreme Belastung am Bau abgestimmte Antriebstechniken,
spezielle Aufbauten und diverse andere Baugruppen. Anlässlich
der 28. bauma vom 23. - 29. April in München liegt der Fokus al-
ler Anbieter primär auf den Schwerpunkten Umweltfreundlich-
keit und Fahrkomfort.

Bau-Lkws müssen nicht nur
für den Transport von Baumate-
rialien auf der Straße geeignet
sein. Harte Baustelleneinsätze er-
fordern leistungsstarke Kipper
für die Off-Road-Nutzung eben-
so wie Zugmaschinen für Schwer-
lastgespanne mit 250 Tonnen
Zuggewicht. Viele dieser Anfor-
derungen werden mit Blick auf
die Gestehungskosten und den
harten Wettbewerb mit bewähr-
ten Baukastensystemen realisiert,
um die teils sehr unterschiedli-
chen Kundenwünsche erfüllen zu
können. Die Palette reicht vom
Muldenkipper oder Betonmi-
scher über den Aufbau von
schweren Ladekranen und
großen Betonpumpen bis hin zu
diversen Spezialaufgaben. 

Strengere Abgasnormen 

Ein wichtiges Kapitel ist er-
neut das Thema Umweltschutz.
Nach dem Inkrafttreten von Euro
4 gelten alle Anstrengungen der

nächsten Abgasnorm Euro 5 im
Jahre 2009. Aber auch dafür gibt
es bereits eine Lösung. Mit der
SCR-Technologie (Selective Ca-
talytic Reduction) werden die ho-
hen NOX-Emissionen beim Die-
selantrieb nachmotorisch in ei-
nem Katalysator behandelt und
zwar unter Verwendung des Re-
duktionsmittels AdBlue. Nach
Aussage der Hersteller ist damit
die Abgasstufe Euro 5 einzuhal-
ten. Alle Motorenlieferanten ar-
beiten darüber hinaus an noch ef-
fizienteren Kraftstoffeinspritzsys-
temen, um den Kraftstoffver-
brauch bzw. die Feinstaubemis-
sionen zu senken.

Systemlieferanten bieten zu-
sätzlich maßgeschneiderte Lö-
sungen mit Partikelfiltern, die
auch für den Non-Road-Bereich
nutzbar sind. Die 28. bauma zeigt
auf diesem Gebiet ebenfalls den
neuesten Stand der Technik.

Bedienungskomfort

Bei den Motoren war die An-
gebotspalette noch nie so breit
gefächert wie derzeit. Leistungs-
klassen von unter 200 bis weit
über 400 kW in V6- und V8-Ver-
sion lassen genug Spielraum für
individuelle Vorstellungen. Bei
Getrieben übernehmen mehr und

mehr moderne Steuerungstech-
nologien den Schaltvorgang. 

Die Wünsche der Fahrer wer-
den sorgsam berücksichtigt: Ein-
stellbare Dämpfer für einen opti-
malen Federungskomfort seines
Sitzes, eine feinstufige Einstel-
lung der Rückenlehne nebst inte-
grierter Kopfstütze, Lordosen-
stütze und einstellbare Sitznei-
gung stehen auf der Wunschliste.
Ferner eine wirksame Klimaan-
lage und übersichtliche Displays
für die wichtigsten Fahrzeug-
und Motorfunktionen.

Flexible Lösungen 

Gefragt sind auch die Aufbau-
firmen. Sattelkipper mit verwin-
dungssteifem Stahlchassis, das
entstehende Biege- und Torsions-
kräfte klaglos aufnimmt, ein
niedriges Gewicht, um die Nutz-
last möglichst hoch zu halten, ein
besseres Verschleißverhalten der
reinigungsfreundlich gestalteten
Mulde und eine flexible Anpas-
sung an unterschiedliche Schütt-
güter sind weitere Kriterien.

Auch Schnellwechselsysteme
werden gezeigt. Sie haben sich
im Kommunalfahrzeugbereich
inzwischen bewährt.

Die möglichst umfassende
Verfügbarkeit der Fahrzeuge
hängt neben der Qualität vor al-
lem vom gebotenen Service ab.
Ein dichtes Servicenetz ist des-
halb für viele Messebesucher ein
weiterer entscheidender Punkt
auf der Anschaffungs-Check List.
Infos: www.bauma.de. 
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Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Oberfranken:

Gegen Sparmodell und Preisdiktat
Bei der oberfränkischen Bezirksversammlung des Bayerischen
Städtetags in Wunsiedel hat der Vorsitzende des Bayerischen
Städtetags, Oberbürgermeister Hans Schaidinger, den Frei-
staat aufgefordert, klare Aussagen zu machen, wie er den ge-
planten Ausbau der Ganztagsschulen finanzieren will. Schai-
dinger begrüßt in diesem Zusammenhang den Beschluss der
Staatsregierung, die Hauptschulen flächendeckend zu Ganz-
tagsschulen auszubauen. Schaidinger zufolge sei es höchste
Zeit, die Hauptschule endlich zu einer rhythmisierten Ganz-
tagsschule auszubauen: „Wir fordern das schon seit Jahren,
weil damit sowohl die Leistungen der Schüler, als auch das So-
zialverhalten verbessert werden können.“

Der Ausbau zu einer rhythmi-
sierten Ganztagsschule koste die
Schulträger, also die Städte und
Gemeinden, eine Menge Geld,
betonte Schaidinger. Eine klare
Aussage zu Finanzierung und
Zeitraum stehe bisher aus. Von
den 788 Schulen mit Ganztagsbe-
treuung böten gegenwärtig nur 90
Schulen echten Ganztagsunter-
richt, d. h. einen rhythmisierten
Wechsel von Unterricht und Frei-
zeitangeboten über den ganzen
Tag verteilt. Nur bei diesem
Schultyp stelle der Staat eigenes
Personal zur Verfügung und über-
nehme den Ganztagsbetrieb in ei-
gener Verantwortung. Der Rest
laufe unter dem Begriff der „offe-
nen“ Ganztagsschule, bei der
nicht nur die Organisation, son-
dern auch ein Großteil der Kosten
für die Nachmittagsbetreuung
von den Kommunen und freien
Trägern aufgebracht werden
muss. Schaidinger: „Ein Sparmo-
dell mit Suppentopf und Haus-
aufgabenbetreuung auf Kosten
kommunaler Kassen werden wir
nicht akzeptieren.“

Ausbau der
Ganztagsschulen

Der Städtetagsvorsitzende for-
derte den Freistaat auf, ein eige-
nes Investitionsprogramm zum
Ausbau der Ganztagsschulen auf-
zulegen. Die vom Bund im Rah-
men des IZBB für Bayern zur
Verfügung gestellten 596 Millio-
nen Euro seien bereits voll ver-
braucht. Bislang habe der Frei-
staat Vorschläge des Städtetags
nach einem zusätzlichen Landes-
programm immer abgelehnt.
Schaidinger: „Wenn es der Frei-
staat aber ernst meint mit dem
Ausbau der Ganztagsschulen,
dann kommt er nicht umhin, Geld
in die Hand zu nehmen.“

Erfreut zeigte sich der Vorsit-
zende mit der Zuschusssituation
beim Ausbau des achtjährigen
Gymnasiums. Dort habe das hart-
näckige Pochen auf das Konne-
xitätsprinzip dazu geführt, dass
die staatlichen Haushaltsansätze
für 2007 auf rund 73 Millionen
Euro angehoben wurden. Für die
Jahre 2005/2006 lag der Ge-
samtansatz noch bei 8,5 Millio-
nen Euro. Die Folge sei, dass die

meisten Städte mittlerweile mit
der Erstattung ihrer Kosten für
den Ausbau des G8 zufrieden
sind.

Beim Thema „Hilfe zur Pfle-
ge“ wies Schaidinger darauf hin,
dass die Städte diese „über-
nehmen können und wollen“. Mit
der Verlagerung dieser Sozial-
hilfeleistung von den Bezirken
auf die kreisfreien Städte würden
die Leistungen für die Pflegebe-
dürftigen in einer Hand zusam-
mengefasst, denn die Städte und
Landkreise hätten sich schon bis-
her um die ambulanten Hilfslei-
stungen gekümmert. Es mache
Sinn, wenn Pflegebedürftige, die
das Haus ohnehin kaum mehr
verlassen können, nur mit einem
Amt zu tun haben. Gerade die-
sem Personenkreis falle jeder
Gang zu einer Behörde schwer.

„Hilfe zur Pflege“

Der Städtetagschef argumen-
tierte, dass die Städte, wenn sie
sowohl für die ambulante wie
auch die stationäre Hilfe zur Pfle-
ge zuständig sind, die jeweils pas-
senden Hilfsangebote für die un-
terschiedlichen Lebenssituatio-
nen der pflegebedürftigen Men-
schen entwickeln können. Dies
beginne beim mobilen Pflege-
dienst und gehe über ambulant
betreute Wohngruppen, Kurzzeit-
und Tagespflege bis hin zum Pfle-
geheim. Ein weiterer Vorteil liegt
nach Schaidingers Auffassung
darin, dass die hilfsbedürftigen
Menschen unabhängig vom je-
weiligen Pflegebedarf weiterhin
im gewohnten Umfeld leben kön-
nen: „Durch die kurzen Wege
zum Rathaus oder zum Landrats-
amt wird mehr Bürgernähe er-
reicht, als die bisherige Aufsplit-
terung der Zuständigkeit zwi-
schen Stadt und Bezirk bieten
kann. Durch die Beratung der
Pflegebedürftigen vor Ort aus ei-
ner Hand erhöht sich die Chance,
die passende Form der Hilfslei-
stungen für die Betroffenen zu
finden.“ Der Vorsitzende ver-
spricht sich von der Zusammen-
legung der ambulanten und sta-
tionären Hilfe zur Pflege auch
Synergieeffekte: „Die Zahl der
pflegebedürftigen Menschen wird
in den nächsten Jahren von

300.000 auf 450.000 in Bayern
steigen. Wir müssen alles unter-
nehmen, um der damit verbunde-
nen Kostensteigerung zu begeg-
nen. Deshalb halte ich es für sinn-
voll, wenn die Kostenverantwor-
tung und die zu erbringende Lei-
stung in einer Hand zusammen-
gefasst werden.“

Den von den Bezirken vorge-
brachten Einwand, 96 örtliche
Sozialhilfeträger (25 kreisfreie
Städte und 71 Landkreise) wären
mit den Entgeltverhandlungen
mit den Heimträgern überfordert,
hält Schaidinger für „reine Panik-
mache“. Bestes Beispiel für ein
funktionierendes System seien
die seit dem Jahr 2001 abge-
schlossenen Entgeltvereinbarun-
gen der Sozialhilfeträger mit den
Heimen für die Kinder- und Ju-
gendhilfe. Damals wurden vier
professionelle Verhandlungsteams
aufgebaut, die diese Verhandlun-
gen für ganz Bayern mit Erfolg

bayerischen Stromversorger
E.ON, LEW und N-ERGIE hat-
ten sich Ende September 2006
mit dem Wirtschaftsminister bei
einem „Strompreisgipfel“ darauf
verständigt, die Strompreise bis
Ende 2007 stabil zu halten. Damit
wurde erreicht, dass ein „Auf und
Ab“ der Strompreise wegen der
Absenkung der Netzentgelte ei-
nerseits und der gleichzeitigen
Erhöhung des Strompreises we-
gen gestiegener Bezugspreise an-
dererseits vermieden wird. Mini-
ster Huber hatte im Anschluss
daran die Stadtwerke aufgefor-
dert, die Strompreise ebenfalls
stabil zu halten. Diesem Appell
sind bislang zahlreiche bayeri-
sche Stromversorger, u. a. auch
die Stadtwerke, gefolgt.

Stadtwerke sind
keine Preistreiber

Wie Schaidinger bemerkte,
sind die Stadtwerke „keine Preis-
treiber“, müssten sich aber nach
den Gegebenheiten des Marktes
richten, „das heißt sie müssen auf
die drastische Verteuerung der

Verbandsvorsitzender OB Hans Schaidinger (rechts) trägt sich
in das Goldene Buch der Stadt ein. Links Wunsiedels 1. Bür-
germeister Willi Beck.

Zehn Jahre kommunale Verantwortung:

Nürnberger CSU
auf der Erfolgsspur

Am 23. Oktober 1996 wurde mit Dr. Roland Fleck erstmals nach
dem zweiten Weltkrieg ein CSU-Politiker zum berufsmäßigen
Stadtrat in Nürnberg und damit in die Stadtspitze der Franken-
metropole gewählt. Gleichzeitig mit zehn Jahren Führung des
Wirtschaftsreferates durch einen CSU-Politiker konnten Bür-
germeister Dr. Klemens Gsell, Wirtschaftsreferent Dr. Roland
Fleck und CSU-Fraktionschef Michael Frieser nun auch eine
positive Zwischenbilanz für die Nürnberger CSU als wichtigen
Gestaltungsfaktor im Nürnberger Rathaus ziehen.

,,1996 befand sich der Standort
Nürnberg mitten im Strukturwan-
del. Die schlechte Arbeitsmarktla-
ge und eine gegenüber dem Rat-
haus bescheidene Stimmung in
der Wirtschaft prägten die Situati-
on“, erläuterte Fleck. Wirtschafts-
förderung mit wenig Realitätsbe-
zug, Vernachlässigung der Be-
standspflege und ein schlechtes
Klima u. a. zwischen dem Wirt-
schaftsressort des Rathauses so-
wie Kammern und sogar Teilen
der Gewerkschaften - das sei die
bittere Realität vor zehn Jahren
gewesen. Umfangreiche Maßnah-
men und Veränderungen waren
notwendig, um verlorenes Ver-
trauen bei Unternehmen und In-
vestoren, bei Kammern und Ge-
werkschaften und vor allem bei
den Menschen in Stadt und Regi-
on zurück zu gewinnen, so Fleck.

Aktuell möchte der verantwort-
liche Nürnberger „Wirtschaftsmi-
nister“ mit Hilfe der „vier i“ - Ima-
ge, Infrastruktur, Investitionen
und Innovationen - die Nürnber-
ger Wirtschaftspolitik weiter neu
strukturieren. „Die vier i haben,
bezogen auf die politischen Rah-
menbedingungen, erheblich zur
erfolgreichen Bewältigung des
Strukturwandels in Nürnberg bei-
getragen. Nürnberg ist bei der Ar-
beitsmarktstatistik im Vergleich
mit den anderen großen deutschen
Städten auf einem hervorragenden
dritten Platz. Wir sind für mehr
Arbeit und Wachstum auf dem
richtigen Weg“, urteilte Fleck. Al-
lerdings sei das erfolgreiche Kon-
zept um zwei weitere ,i’ zu ergän-
zen: die Intergenerationenorien-
tierung und die Internationalisie-
rung. 

Mentale Veränderung

„Die CSU ist die Nürnberg-Par-
tei“, stellte Fraktionsvorsitzender
Michael Frieser fest. Sie stehe für
eine optimale Ausstattung von
Kindergärten und Schulen, für be-
ste Bildung von Anfang an, für
Schutz und Unterstützung für Fa-
milien, z.B. mit der Einrichtung
eines Frühwarnsystems gegen
Missbrauch und Vernachlässi-
gung und mit einer besseren Aus-
stattung des Erfolgsprogramms
„100 Häuser für 100 Familien“,
für einen gut ausgebauten Öffent-
lichen Nahverkehr auch in den
wachsenden Ortsteilen vor allem
an den Stadträndern und für ein at-
traktives kulturelles Profil der
Stadt. „Nürnberg ist die Dürerstadt
und hat ein großartiges kulturelles
Erbe. Das wollen wir pflegen und
ausbauen!“ betonte Frieser.

Bürgermeister Dr. Klemens 
Gsell hat 1996 als CSU-Frakti-
onschef maßgeblich am Macht-
wechsel im Nürnberger Rathaus
mitgewirkt. Unter OB Ludwig
Scholz habe sich die Stadt „we-
sentlich verändert, auch mental“,
stellte Gsell fest. So sei die Noris-
stadt nicht nur wieder attraktiv für
junge Menschen, auch sei Nürn-
berg mittels kräftiger Investitio-
nen beim Flughafen, bei der Mes-
se und am Hafen als Wirtschafts-
standort kräftig gestärkt worden. 

Ex-OB Ludwig Scholz, Bür-
germeisterin Helen Jungkunz und
die CSU hätten seit 1996 viel ge-
sät. „Die Früchte können bis heu-
te zum Wohle der Stadt geerntet
werden!“ meinte Gsell. Nürnberg
dürfe jedoch nicht an Dynamik
verlieren. Dazu müsse die Stadt
attraktiv bleiben für Junge wie Äl-
tere, weshalb die CSU verstärkt

auf Angebote bei Wohnen, Arbeit
und Freizeit setze, die alle Gene-
rationen ansprechen. Die großen
Unternehmen würden ebenso ge-
braucht wie die Klein- und Mittel-
betriebe, die Ausbildungs- und
Arbeitsplätze schaffen. Zudem
müsse die Stadtverwaltung ge-
genüber Bürgern und Investoren
unbürokratisch, schnell und ein-
heitlich handeln, meinte Gsell und
fügte hinzu: „Wir haben hervor-
ragende Fachleute in der Verwal-
tung. Die werden manchmal vom
amtierenden OB gerne ein wenig
links liegen gelassen, weil er vie-
les zur ,Chefsache’ erklärt und
dann zur Geheimsache acht - zum
Beispiel beim Volksbad oder
beim Augustinerhof.“ DK

bewältigt haben. Solche Teams
könnten genauso für den Bereich
der Pflege eingerichtet werden.
Schaidinger: „Im Übrigen genügt
ein Blick über die Grenze nach
Baden-Württemberg. Dort wird
unter anderem die Hilfe zur Pfle-
ge mit Erfolg komplett von den
kreisfreien Städten und Landkrei-
sen geleistet. Unabdingbare Vor-
aussetzung für die Verlagerung
der Zuständigkeiten ist aber, dass
ein angemessener Ausgleich für
die finanzielle Mehrbelastung ge-
währleistet wird.“

Strompreispolitik

Mit Blick auf die Strompreis-
politik des Freistaats Bayern for-
derte Schaidinger schließlich
Wirtschaftsminister Erwin Huber
auf, notwendige Strompreisan-
passungen der Stadtwerke nicht
politisch zu unterlaufen. Es dürfe
nicht Ziel einer verantwortlichen
Landespolitik sein, die Gewin-
ne der Stadtwerke auf Null
zurückzufahren. Die kommuna-
len Unternehmen würden damit
in ihrem Bestand gefährdet.

Die Chefs der drei großen

Bezugspreise für Strom reagie-
ren“. Kein wirtschaftlich han-
delndes Unternehmen könne sol-
che Kosten aus der eigenen Ta-
sche finanzieren. Die Masse der
mittleren und kleineren Stadtwer-
ke in Bayern erzeugten ihren
Strom nicht selbst, sondern müs-
sten ihn am Markt oder an der
Energiebörse zu Preisen ankau-
fen, die im Jahr 2006 durch-
schnittlich um 43 Prozent gestie-
gen sind. Dies unterscheide die
kommunalen Unternehmen von
den großen Regionalversorgern,
die Preissenkungen überwiegend
durch Eigenerzeugung von Strom
kompensieren könnten.

„Die Stadtwerke haben durch
die Regulierung bei den Netz-
entgelten mit geringeren Erlösen
zu kämpfen. Weitere Gewinn-
rückgänge über den Hebel der
Strompreisgenehmigung würden
ihre Existenz ernsthaft gefährden.
Die Mitfinanzierung anderer
wichtiger kommunaler Aufgaben
über den kommunalen Querver-
bund wie beispielsweise den 
ÖPNV wäre dann nicht mehr
möglich,“ hob Schaidinger ab-
schließend hervor. DK

„Wer nicht derbleckt wird, 
ist nicht mehr in!“

Das Wechselverhältnis zwischen Kommune und 
Fasching am Beispiel Hemaus

„In Hemau ist der Fasching eine Schau!“ heißt es im Lied der He-
mauer Kirmweiber, die in der Tangrintelstadt seit 1923 am Sonn-
tag nach Dreikönig den Beginn der närrischen Zeit ankündigen.
Mit ihren rund 9000 Einwohnern gehört die Stadt Hemau zu den
Faschingshochburgen in der westlichen Oberpfalz. 

Da ist es nicht verwunderlich,
dass sogar frühere Bürgermeister
aktiv an dem einen oder anderen
Brauch mitwirkten: So war der
jetzige Regensburger Landrat und
frühere Hemauer Bürgermeister
Herbert Mirbeth im Fasching
1971 Faschingsprinz - mit seiner
Gattin Margarete als Prinzessin
an seiner Seite. Es gibt also so
manche Verbindung und Ver-
flechtung zwischen Fasching und
kommunalem Leben.

„Ich bin nicht der leidenschaft-
liche Faschingsfreak, aber ich
will auch kein Faschingsmuffel
sein. Als Bürgermeister einer
Stadt, die eine Faschingshoch-
burg ist, möchte ich Solidarität

bekunden gegenüber allen Akteu-
ren im Fasching“, bekennt der
seit 1996 amtierende Hemauer
Bürgermeister Hans Pollinger.

Und Akteure gibt es genug in
Hemau: die zahlreichen Vereine in
der Großgemeinde, von denen vie-
le natürlich einen Faschingsball
abhalten. Dann die Gastronomie-
betriebe, deren Hausfaschingsfei-
ern Tradition haben. Nicht zu ver-
gessen die Ausspiel- und Masch-
kerergruppen: Neben den Kirm-
weibern sind dies derzeit der „He-
mauer Fernsehsender“ (4. Febru-
ar) und die seit 1976 aktiven
Waschweiber (11. Februar). Bis
vor wenigen Jahren gab es auch
noch die Moritat oder - in den 80er

Jahren - die „Rathausg’naunzn“,
benannt nach der Glocke am Turm
des Alten Rathauses, die geläutet
wurde, wenn etwas Besonderes
vorgefallen war.

Aufs Korn genommen

Vorkommnisse aus dem kom-
munal(politisch)en Leben nah-
men und nehmen sich natürlich
die Ausspielgruppen vor. Da geht
es um den Stadtpfarrer genauso
wie um Geschäftsleute, um erst
nachträglich festgestellte Defizite
beim neu gebauten Schulhaus
oder das Stadttor, das in moderner
Form den Beginn des histori-
schen Stadtkerns symbolisieren
sollte. Klar, dass da der Bürger-
meister, die Stadträte und die Ver-
waltung von den Maschkerer-
gruppen gerne und regelmäßig
aufs Korn genommen werden. 

Absoluter Höhepunkt des He-
mauer Faschings ist - neben
dem einzigartigen Maschkerer-

treiben am Unsinnigen Don-
nerstag - der Umzug am Fa-
schingssonntag. Bereits im Jahr
1880 gab es in der Tangrintel-
stadt, damals noch am Unsinni-
gen Donnerstag, ein umfangrei-
ches närrisches Unterhaltungs-
programm. Mit der um 1910/11
gegründeten und mit Unterbre-
chungen bis in die 60er Jahre
aktiven Narragonia begann die
Tradition der Masken- bzw. Fa-
schingszüge.

„Der Faschingszug ist eine der
zentralen Veranstaltungen im Jah-
reskalender, ein Termin mit enor-
mer Anziehungskraft, der Zentra-
litätsfunktion übernimmt“, schil-
dert Pollinger. Rund 1000 Bürger
der Großgemeinde machen bei
diesem Spektakel in den 40 bis 50
Gruppen und Wägen mit, zwi-
schen 10.000 und 20.000 Zu-
schauer kommen nach Hemau.
Die Stadt lässt sich dieses Ereig-
nis zwischen 9.000 und 11.000
Euro kosten. Markus Bauer
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„Die Jungen hier, die Alten
da. Wer denkt an uns, die
Sandwich-Generation?“ Mein
Chef, der Bürgermeister, sah
mich an, als wollte er mich
auffordern, seine Komplizin 
in einem Aufstand der Zwi-
schengeneration zu werden. 

Nun mag es auf den ersten
Blick nicht ganz nachvollzieh-
bar sein, wieso mein Chef, ein
arrivierter Fünfziger, mit mir,
einer Frau am Ende der Mit-
zwanziger, eine Generation bilden soll. Doch
haben wir eine Gemeinsamkeit: Wir sollen ei-
nerseits feste mitzahlen, dass mehr Kinder
nachkommen, andererseits aber auch das Wohl-
ergehen der Älteren sichern. Und zwischen die-
sen Anspruchslagen liegt - eingequetscht wie
ein armes Würstchen zwischen den Brotschei-
ben eines Sandwichs - die Erwerbsbevölkerung
von heute.

Die Berliner Politiker überschlagen sich in

ihren Versuchen, die Geburtenfreudigkeit der
Deutschen zu erkaufen. Die einen wollen die El-
tern finanziell besser stellen, die anderen die
Kinderbetreuung kostenlos machen, die Dritten
alles zugleich - die Rechnung wird der Steuer-
zahler präsentiert bekommen, einschließlich der
Eltern, deren Kinder schon in der Schule oder
im Studium sind und ihnen die Haare vom Kopf
fressen.

Auf der anderen Seite sorgen die Rentenbei-
trags- und Steuerzahler dafür, dass den Senio-
ren ein in der Sozialgeschichte Deutschlands
einmalig hohes Einkommens- und Wohlstands-
niveau gesichert bleibt. Weil es aber für die
nachkommenden Alten (die heute Aktiven) nicht
mehr reichen wird, müssen wir für die eigene
Altersvorsorge auch noch in Form von zusätzli-
chen Sparleistungen sorgen. Weil das für viele
schwer bis unmöglich ist (das ökonomische Ge-
setz, wonach ein Euro entweder ausgegeben
oder gespart werden kann, aber beides gleich-
zeitig nicht geht, gilt auch für die 20 bis 60-
Jährigen), macht man sich um eine grassieren-
de Altersarmut in der Zukunft Sorgen. Also
strahlt das Fernsehen zum Zwecke der Volksbil-

dung Sendungen aus, die Hun-
geraufstände zerlumpter, ob-
dach- und zahnloser Rent-
ner im Jahre 2030 zeigen und
das undurchschaubare Ge-
strüpp staatlicher Förderung
der Altersvorsorge wird in
zwölf(!)-stündigen VHS-Kur-
sen der staunenden Mittel-
schicht nahegebracht. Die Mo-
ral von der Geschicht’: Jedes
Stück Fleisch, das Du heute
nicht verzehrst, wird Dich

Morgen ernähren.
Ob ich zur Revolte der Arbeitenden aufrufe?

Nein, natürlich nicht. Klar brauchen sowohl
die Kinder, die Familien als auch die Alten die
Solidarität der Erwerbsbevölkerung. Das ist
seit Anbeginn aller Zeiten so. Aber bitte mit
Augenmaß. 

Für familienpolitische Programme kann man
noch so viel Geld ausgeben, alles nützt nichts,
wenn es keinen Bewusstseinswandel gibt. Ta-
gesmutter müsste bei uns wie in Skandinavien
ein angesehener Beruf sein, nicht nur eine aus
der Not geborene Form der Selbsthilfe. Für
Frauen (und Männer) gerade in Führungsposi-
tionen müsste es wie in Frankreich ein unerläs-
slicher Kompetenznachweis in „Mikromanage-
ment“ sein, Kinder zu haben. Berufliche und fa-
miliäre Pflichten dürften nicht nur in Sonntags-
reden gleich wichtig sein, sondern auch in der
Arbeitswirklichkeit. Aber was würde gerade
mein Chef sagen, wenn ich ein wichtiges Diktat
liegen ließe, weil ich mein Kind von der Krippe
abholen müsste? 

Und die Senioren? Ich glaube, wenn man den
Mut hätte, Tacheles zu reden, wären viele bereit,
selber mehr für ihre Gesundheits- oder Pflege-
vorsorge aufzuwenden, damit ihre Kinder und
Enkel finanzielle Luft bekommen.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist auch über-
zeugt davon, dass eine neue Balance zwischen
den Generationen hergestellt werden muss. Mit
seinen zwei Jahrzehnten Altersvorsprung ver-
weist er aber weise auf den Satz der Schriftstel-
lerin Evelyn Waugh auf dem heutigen Kalender-
blatt: „Die jungen Menschen von heute sollten
gelegentlich daran denken, dass sie die alten
Herrschaften von Morgen sein werden.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gefragt ist eine neue
Balance zwischen
den Generationen

Bayerischer Gemeindetag / Kreisverband Nürnberger Land:

Zentrales Thema TVöD
Die Verbandsversammlung im Landkreis Nürnberger Land
stand ganz im Zeichen des neuen Tarifvertrages für den öf-
fentlichen Dienst. Nach der Begrüßung durch den Vorsitzen-
den des Kreisverbandes, Konrad Rupprecht, Erster Bürger-
meister des Marktes Feucht und der Vorstellung der gastge-
benden Kommune Röthenbach a. d. Pegnitz durch Ersten Bür-
germeister Günther Steinbauer informierte der Leiter des Re-
ferats VI beim Bayerischen Gemeindetag, Hans-Peter Mayer,
die anwesenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister über
die Grundzüge des TVöD und erläuterte die Besonderheiten
des Tarifwerks zur leistungsorientierten Bezahlung.

Mit zahlreichen Praxisbei-
spielen und wertvollen Hinwei-
sen zur Umsetzung der tarifli-
chen Regelungen erläuterte
Hans-Peter Mayer die rechtli-
chen Rahmenbedingungen bei
der Einführung der leistungsori-
entierten Bezahlung für die Be-
schäftigten der Städte, Märkte
und Gemeinden in Bayern.

In seiner äußerst interessan-
ten, sehr lebhaften und praxis-
nahen Präsentation gab er den
Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern des Landkreises
Nürnberger Land wertvolle
Tipps mit auf den Weg. 

Wertvolle Tipps

Klaus Sgrai, Geschäftsleitender
Beamter der Stadt Lauf, erläuterte
anhand des bereits seit einigen
Jahren im Bauhof der Stadt Lauf
a. d. Pegnitz eingeführten Lei-
stungsbeurteilungs- und Bewer-
tungssystems, wie leistungsorien-
tierte Bezahlung grundsätzlich
gestaltet werden kann. 

Leistungsprämien

Hermann Haas, Personalent-
wickler bei der Stadt Nürnberg,
informierte die Anwesenden über
die aktuellen Überlegungen der
Stadt Nürnberg zur Umsetzung
der tariflichen Regelungen und
berichtete über das bereits in den
letzten Jahren bei der Stadt Nürn-
berg entwickelte und angewand-

te System der Gewährung von
Leistungsprämien. 

Den fachkundigen Referenten
ist es bei dieser Veranstaltung
des Bayerischen Gemeindeta-
ges im Landkreis Nürnberger
Land gelungen, das sehr kom-
plexe Thema der leistungsorien-
tierten Bezahlung anschaulich
und praxisorientiert darzustel-
len. Hans-Peter Mayer hat den
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern abschließend empfoh-
len, diesbezüglich zu handeln
und dieses tarifvertraglich gere-
gelte Instrumentarium in Verein-
barungen mit den örtlichen Per-
sonalräten zu gestalten.

Bürgermeister-
wahl in Bayern
Der Oberbürgermeister der

oberfränkischen Stadt Selb,
Wolfgang Kreil, ist im ers-
ten Wahlgang wiederge-
wählt worden. Der 48-jährige 
CSU-Politiker, der von CSU
und Freien Wählern unter-
stützt wurde, erhielt 53,1 Pro-
zent der Stimmen. Der einzi-
ge Gegenkandidat Dr. Klaus
von Stetten (Aktive Bürger)
kam auf 46,9 Prozent. Die
Wahlbeteiligung lag bei 64,9
Prozent. Kreil war 2001 als
erster CSU-Bewerber über-
haupt ins Selber Rathaus ge-
wählt worden. DK

Bezirkstag Unterfranken:

Gute Kooperation 
auch mit der Opposition

Erwin Dotzel neuer Präsident - Nachfolger von Albrecht Graf von Ingelheim
Würzburg. Erwin Dotzel, Bürgermeister von Wörth am Main,
ist neuer unterfränkischer Bezirkstagspräsident. In einer un-
spektakulären Wahl entschied sich das 20-köpfige Gremium des
Bezirkstags am Dienstag für den bisherigen CSU-Fraktionsvor-
sitzenden als neuen Präsidenten. Lediglich ein Bezirkstagsmit-
glied lehnte Dotzel ab, vier Wahlstimmen waren ungültig.

Er hoffe auf eine erfolgreiche
Zusammenarbeit mit den mehr
als 3000 Beschäftigten des Be-
zirks, den Mitgliedern der CSU-
Fraktion und der Opposition 
im Bezirkstag, erklärte Dotzel
nach der Wahl. In seiner Amts-
zeit wolle er überparteilich mit
allen Gruppierungen im Be-
zirkstag gut kooperieren. Dot-
zel, der an die Stelle des verstor-
benen Albrecht Graf von Ingel-
heim tritt, ist bis zum Ende die-
ser Legislaturperiode im Amt.
Im Herbst 2008 findet die näch-
ste reguläre Bezirkstagswahl
statt.

Einziger Kandidat

Dotzel, der von CSU-Be-
zirkstagsmitglied Roland Eller
(Aschaffenburg) vereidigt wur-
de, war der einzige Kandidat,
der sich zur Wahl stellte. Die
SPD verzichtete auf einen eige-
nen Kandidaten, da dieser oh-
nehin keine Chance gehabt hät-
te, die Mehrheit der Stimmen
auf sich zu vereinigen. Von den
20 Mitgliedern des Bezirkstags
gehören 13 der CSU-Fraktion
an. Diese hatte sich bereits ver-
gangene Woche intern auf Dot-
zel als Kandidaten verständigt.

Unterfrankens Bürgern, die
Hilfe benötigen, gut zu versor-
gen, das hat sich Dotzel vor al-
lem auf seine Fahnen geschrie-

ben. Besonders im Blick hat der
neue Bezirkstagspräsident die
immer zahlreicheren Senioren
im Regierungsbezirk, die auf-
grund einer Demenz auf in-
tensive Hilfe angewiesen sind.
In der Region Würzburg gibt es
nach Dotzels Angaben bereits
ein gut ausgebautes Hilfenetz,
am Bayerischen Untermain
fehlt dieses.

„Pflichtaufgabe“

Als eine „Pflichtaufgabe“
sieht Dotzel das reiche kulturel-
le Erbe des unterfränkischen
Bezirks an. Wichtig ist dem
neuen Bezirkstagspräsidenten
außerdem die Zusammenar-
beit mit den Landkreisen und
kreisfreien Städte, die über ih-
re Umlage den Bezirk finanzie-
ren. Die Umlagezahler erwarte-
ten zurecht, dass mit ihren Gel-
dern wirtschaftlich umgegangen
werde, so Dotzel.

Bischofs Wunsch

Vor allem die Opposition ist
gespannt, wie sich die Koopera-
tion mit Dotzel in den kommen-
den Monaten gestalten wird. Ta-
mara Bischof von der Gruppie-
rung der Freien Wähler (FW),
mit der Dotzel nach eigener
Aussage als CSU-Fraktionsvor-
sitzender in der Vergangenheit

„manchen Strauß ausgefoch-
ten“ hat, formulierte nach der
Wahl ihre Erwartungen deut-
lich. So hoffe sie, dass es mit
Dotzel gelingt, eine wirtschaft-
liche Betriebsführung für alle
Krankenhäuser des Bezirks zu
erreichen.

Bischof wünschte mit Blick
auf die Wahl 2008 dem neu-
en Bezirkstagspräsidenten das
Rückgrat, im Bezirkstag und
seinen Ausschüssen auch unbe-
queme Dinge anzusprechen,
„die man draußen nicht gerne
hört“. Die Anträge der Oppositi-
on sollten stets sachlich geprüft
werden: „Und nicht abgelehnt,
weil sie von uns kommen.“ Die
Freien Wähler nähmen Dotzel
beim Wort, dass er alle Mitglie-
der des Bezirkstags in die Be-
zirkstagsarbeit einbeziehen
wolle.

FW-Antrag

Direkt nach der Wahl brach-
ten die Freien Wähler einen er-
sten Antrag durch. Main-Spes-
sart-Landrat Armin Grein hatte
beantragt, dass die Bezirks-
tagsmitglieder, anders als bis-
her in der Geschäftsordnung
vorgeschrieben, ihre Redebei-
träge künftig nicht mehr ste-
hend vorbringen müssen:
„Schließlich handelt es sich um
eine Sitzung.“ Die Änderung
der Geschäftsordnung wurde
gegen zwei CSU-Stimmen be-
schlossen.

Aufbauen auf einem
„soliden Fundament“

Einen guten Start in das neue
Amt wünschte Regierungspräsi-
dent Dr. Paul Beinhofer. Dotzel
könne aufbauen auf einem „so-
liden Fundament“, das Albrecht
Graf von Ingelheim und seine
Vorgänger gelegt hätten. In sei-
ner Gratulation betonte Beinho-
fer, dass er den immer wieder in
Frage gestellten und von Ab-
schaffung bedrohten Bezirk als
eine sinnvolle Einrichtung an-
sieht: „Ohne den Bezirk hätten
wir unzählige Zweckverbände.“ 

Pat Christ

Pläne des Landkreises Fürth: 

Gabi Pauli will Soziales ausbauen
„Leitbild Familien nach und nach umsetzen“

Gemeinsame Klage gegen Freistaat wegen G8-Finanzierung
„Wir wollen, dass sich Jung und Alt bei uns im Landkreis wohl
fühlen und optimale Bedingungen vorfinden“: Das hat Landrätin
Dr. Gabriele Pauli für den Landkreis Fürth als Jahresmotto vor-
gegeben. Vor wenigen Tagen stellte sie ihre Pläne der Presse vor. 

„Weil wir das Dorfleben, die
traditionellen Strukturen noch
haben, verstädtern wir nicht.“
CSU-Landrätin Pauli zeigte sich
überzeugt, dass das ländliche
Flair des Landkreises im Speck-
gürtel der Großstädte Nürnberg
und Fürth erhalten werde. Ob-
wohl „viele sehr gut verdienende
Bürger hier bei uns wohnen“.

Doch dazu bedürfe es einiger
Anstrengungen, gerade weil die
Alterspyramide sich auch in
Fürth-Land verändert: „Unser
Leitbild für Familien wollen wir
nach und nach umsetzen,“ be-
kräftigte Pauli. So sei „die Rie-
sensumme von 4,55 Mio. Euro
Fördermitteln für die Schaffung
von Wohnraum 2006 durch das
Landratsamt bewilligt“ worden. 

„Auch die Schulen stehen top
da“, stellte die Landrätin heraus.
Damit das auch so bleibe, werde
die von ihr initiierte Klage gegen
den Freistaat wegen nicht voll-
ständiger G8-Finanzierung wei-
ter betrieben, „denn eine Zusage
über 220.000 Euro ist noch of-
fen. Gemeinsam mit den anderen
mittelfränkischen Landkreisen
werden wir einen Anwalt damit
beauftragen“.

Dennoch müsse man über
„neue Konzepte nachdenken,
wenn die Hauptschulen blei-
ben sollen“, gab sich Pauli nach-
denklich. Denn kürzlich hat-
te Fürths Arbeitsagenturchef
Günther Meth, SPD-Bewerber

um den Landratsposten, sich für
Kommunalschulen ausgespro-
chen, also integrierte Real-,
Wirtschafts- und Hauptschulen.
Solche Ideen „müssen mit dem
Staat abgestimmt werden. Aber
es zeichnet sich ab, dass einzelne
Schulen Probleme haben“, rück-
te sie ihre „Top-Schul“-Aussage
etwas zurecht. 

Mehr Krippenplätze

Für die Kleinkinder solle es
noch mehr Krippenplätze geben,
„nach einer Verfünffachung im
Jahr 2006“, doch sei der Land-
kreis „bei Horten noch nicht so
weit“, bekannte Pauli. Für Ju-
gendliche werde das „Job-
checker“ genannte Projekt wei-
tergeführt, das den praktischen
Einblick in die Berufsausbildung
ermögliche. Und „rund 100 eh-
renamtliche Schülercoaches“
würden weiterhin Jugendliche
bis zum Schul- oder Lehr-Ab-
schluss unterstützen. 

Aber auch an Senioren sei ge-
dacht: Eine „ARGE Senioren“
solle gegründet werden, in der
die Seniorenbeiräte von Stadt
und Landkreis Fürth zusammen
arbeiten könnten. Ob dagegen
die geplante „Internetbörse, die
zeigt, welche Plätze in welchem
Heim frei sind“ von der Ziel-
gruppe der Älteren angenommen
wird, muss sich zeigen.

Zwar kommentierte Gabriele

Pauli die Qualität ihres Land-
kreismarketings selbstkritisch
mit „Na ja....“ Dennoch gab sie
sich mit der wirtschaftlichen La-
ge im Kreis sehr zufrieden: So
sei allein die Zahl der Aus-
bildungsplätze zwischen 1995
und 2006 um 50 Prozent gestie-
gen. Hier hatte ihr Konkurrent
Meth mit den „im Vergleich zu
den Nachbarkreisen wesentlich
schlechteren Werten“ argumen-
tiert. 

Im Landratsamt solle „noch
verantwortungsbewusster“ mit
dem Geld der Bürger umgegan-
gen werden, so die Landkreis-
chefin: Mit Hilfe der „Kosten-
rechnung, die in den Piloten Ab-
fallwirtschaft und Gesundheit-
samt“ getestet werde, sollen die
Mitarbeiter „lernen, mit der Ver-
antwortung umzugehen“, kün-
digte Pauli an. Und schließlich
auch damit, dass trotz zurzeit
13,6 Mio. Schulden die Kreis-
umlage für die Kommunen um
0,5 Prozent auf dann 41,9 Pro-
zent sinken solle. Womit Fürth
schon recht niedrig liege im Ver-
gleich zu anderen Kreisen, wie
die CSU-Landrätin meinte. Da-
gegen fordert die SPD im Kreis-
tag eine Senkung um 2 Prozent.

Nicht zuletzt soll Gabriele
Paulis überregionale Medienprä-
senz die Wirtschaftskraft im
Kreis stärken: Pauli hat „Anfra-
gen aus der ganzen Republik“,
ob man in ihrer Nähe urlauben
könne. Gute Aussichten für die
noch ausbaufähige Fremdenver-
kehrsinfrastruktur im Land-
kreis? Heinz Wraneschitz

Erlangen
sucht Helden
Die Stadt Erlangen will sich

an der großen Sozialaktion „3
Tage Zeit für Helden“ beteili-
gen, die im Juli stattfindet, und
sucht dafür interessierte Ju-
gendliche. Ziel dieser landes-
weiten Aktion der Jugendarbeit
in Bayern ist es zu zeigen, was
engagierte Jugendliche schaffen
können. Das Ganze hört sich
zunächst sehr einfach an: Ju-
gendliche haben 72 Stunden
Zeit eine soziale Aufgabe zu
lösen. Doch die Sache hat ei-
nen Haken: Bis zu Beginn der
Aktion, am Donnerstag, 12. Ju-
li, kennt keiner seine Aufgabe.
Bis Sonntag, 15. Juli heißt es
dann Improvisieren, was das
Zeug hält.

Improvisation ist alles

Veranstaltet wird die Aktion
vom Bayerischen Jugendring
und all seinen Untergliederun-
gen. In Erlangen ist dies in er-
ster Linie der Stadtjugendring
Erlangen in Zusammenarbeit
mit seinen Mitgliedsverbän-
den. Weitere Informationen so-
wie Anmeldebögen gibt es im
Internet (www.sjr-erlangen.de)
sowie direkt beim Stadtjugen-
dring (Helmstraße 1, Telefon
22628).
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Vorschau auf GZ 4
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 4, die am 15. Februar
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . Technik und Ausstattung 
für die Kommunalverwaltung
Abfallwirtschaft . Recycling
Umweltschutz
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

75 Jahre Landkreis Kronach:

Tatkraft und Weitblick als Maximen
Festakt mit Innenminister Dr. Günther Beckstein

Das Jubiläum „75 Jahre Landkreis Kronach“ wurde bislang ins-
besondere mit aufschlussreichen Publikationen gewürdigt. Zur
Abrundung des Jubiläumsjahrs und als rückblickender Höhe-
punkt fand nunmehr im Landratsamt ein Festakt statt, zu dem
neben dem Kreistag ein repräsentativer Querschnitt von Vertre-
tern des öffentlichen und gesellschaftlichen Lebens im Landkreis
geladen war. Als prominenten Festredner konnte Landrat Oswald
Marr Innenminister Dr. Günther Beckstein gewinnen.

Der Landkreis Kronach, des-
sen Geburtsstunde 1931 mit der
Vereinigung der Bezirke Kro-
nach und Teuschnitz schlug, war
im vergangenen Jahr in die
Schlagzeilen geraten, als die Ro-
dachtal-Kommunen Nordhal-
ben, Wallenfels, Steinwiesen und
Marktrodach mit ihren laut
Beckstein „sicher nicht allzu
ernst gemeinten“ Überlegungen,
sich Thüringen anzuschließen,
eine „wichtige Diskussion über
die Situation der nordostober-
fränkischen Kommunen“ an-
stießen. In diesem Zusammen-
hang wies der Minister darauf
hin, dass eine generelle Überprü-
fung der Gemeindegebiets- und
Kreisreform nicht der richtige
Ansatz wäre, die finanziellen
Probleme des Landkreises und
seiner Gemeinden zu lösen“.

Ernstes Anliegen

„Die großen Probleme, die
gerade in Nordostoberfranken
durch den massiven Bevölke-
rungsrückgang entstehen, sind
uns dennoch ein ernstes Anlie-
gen“, versicherte Beckstein, der
zwei effektive Lösungsmöglich-
keiten vorschlug: zum einen eine

verstärkte Nutzung der vielfälti-
gen Möglichkeiten kommunaler
Zusammenarbeit, zum anderen
die Unterstützung struktur- und
steuerschwacher Kommunen
über den kommunalen Finanz-
ausgleich. 

C-Fördergebiet

Auch in anderen Bereichen
sah Beckstein positive Ansätze
für die Region. Er erinnerte dar-
an, wie intensiv man darum ge-
rungen habe, das Fördergefälle
zu den neuen Bundesländern ab-
zumildern und Verlagerungsin-
vestitionen, wie zwischen Bay-
ern und Thüringen vereinbart, zu
verhindern. Mit Beginn dieses
Jahres sei Abhilfe geschaffen:
„Der Landkreis Kronach ist 
C-Fördergebiet der Gemein-
schaftsaufgabe - vor allem ein
Verdienst meines oberfränki-
schen Kollegen Werner Schnap-
pauf“, erklärte Beckstein.

Aktive
Wirtschaftsförderung

Dass der Landkreis durchaus
zuversichtlich nach vorne bli-
cken könne, zeige zudem der

Umstand, dass die Unternehmen
im „Oberen Frankenwald“ an-
gekündigt haben, an ihren Stand-
orten in den nächsten Jahren In-
vestitionen in Höhe von 70 Mil-
lionen Euro vorzunehmen und
gleichzeitig Mitarbeiter in be-
trächtlicher Anzahl (wieder) ein-
zustellen, fuhr der Kommunal-
minister fort. Im Bewusstsein
seiner Bedeutung als hoch indu-
strialisierter Wirtschaftsstandort
betreibe der Landkreis besonders
mit der Wirtschafts- und Struk-
turentwicklungsgesellschaft, 
an der er mehrheitlich beteiligt
ist, und dem dort angesiedelten
Gründer- und Kompetenzzen-
trum aktive Wirtschaftsförde-
rung. Der Verein Kronach Crea-
tiv e.V. wirke mit dem Ziel, die
Erfolgspotentiale der Region
deutlich zu machen und konkrete
Maßnahmen durch ein gemein-
sames Engagement von Kom-
munen, Vereinen, Verbänden,
Unternehmen und Privatperso-
nen anzustoßen.

Zukunftsweisende Projekte

Beckstein weiter: „Ich begrüße
es sehr, dass sich der Landkreis
auch in einer Vielzahl weiterer
zukunftsweisender Projekte en-
gagiert. So ermuntert er als Ge-
bietskörperschaft, die nach dem
Landkreis Regen in Niederbay-
ern den höchsten Waldanteil 
im Verhältnis zur Gesamtflä-
che aufweist, die Haushalte im
Landkreis zu einer verstärkten
Nutzung des nachwachsenden
Brennstoffes Holz. Unter dem
Titel ‘Energievision Franken-
wald’ lief kürzlich ein Bera-
tungsprogramm für Touristikbe-
triebe zur Förderung umwelt-
freundlichen Heizens an.“ Der
Landkreis habe aber auch er-
kannt, wie wichtig eine Förde-
rung der Zukunft der Kinder ist,
die eines Tages das Land ent-

scheidend prägen werden. Zu-
sammen mit der Universität
Bayreuth habe er im Jugendbil-
dungshaus Knock in Teuschnitz
unter dem Motto „Robuste
Kids“ ein viel beachtetes Schu-
lungsprogramm ins Leben geru-
fen. Hauptziel sei es, Schulkin-
der und ihre Eltern in ihrem
Ernährungsverhalten positiv zu
beeinflussen und sie zu motivie-
ren, mehr Sport zu treiben. 

Aber auch im Sparkassenbe-
reich, einem weiteren wichtigen
Bereich kommunaler Daseins-
vorsorge, habe der Landkreis
Kronach Weitblick bewiesen.
Landkreis und Stadt Kronach
hätten im Jahr 2005 die eigene
Sparkasse Kronach-Ludwigs-
stadt in die neue Fusionssparkas-
se Kulmbach-Kronach einge-
bracht. Beckstein: „Mir ist be-
wusst, dass dies dem Landkreis
Kronach nicht leicht gefallen ist.
Ich halte diese Entscheidung
aber für richtig, da mit der neuen
Sparkasse Kulmbach-Kronach
ein nachhaltig zukunftsfähiges
Kreditinstitut hier im nördlichen
Oberfranken geschaffen wurde.“

Lebens- und 
liebenswerte Region

Becksteins Fazit: „Der Land-
kreis Kronach hatte sich im-
mer besonderen Herausforde-
rungen zu stellen. Zu Zeiten des
Eisernen Vorhangs waren seine
Entwicklungsmöglichkeiten ge-
bremst; aber auch die Grenzöff-
nung hat bei aller Freude über
die Wiedervereinigung neue Pro-
bleme gebracht. Der Landkreis
und seine Gemeinden haben sich
in den letzten 75 Jahren diesen
Herausforderungen aber immer
tatkräftig gestellt. Das Engage-
ment der Bürgerinnen und Bür-
ger und ihrer kommunalpoliti-
schen Vertreter ist vorbildlich. Es
hat dazu geführt, dass der Land-
kreis eine lebens- und liebens-
werte Region ist, die Perspekti-
ven für eine erfolgreiche Zu-
kunft hat. Bei der Realisierung
wird Sie die Bayerische Staatsre-
gierung nach besten Kräften un-
terstützen.“ DK

Für die Kooperationspartner unterzeichneten (von rechts): Re-
gierungsdirektor Dr. Uwe Klug in Vertretung für Heidi Miko-
teit-Olsen, Kanzlerin der Universität Würzburg, die Landrä-
te Armin Grein für den Landkreis Main-Spessart, Roland
Schwing für den Landkreis Miltenberg, Dr. Ulrich Reuter für
den Landkreis Aschaffenburg, Oberbürgermeister Klaus Her-
zog für die Stadt Aschaffenburg, Vizelandrat Günter Frenz für
den Main-Kinzig-Kreis (vertreten durch seinen Referenten Eu-
gen Glöckner) sowie Dr. Gerhard Ermischer für das ASP.

Kooperationsvereinbarung 
für den Spessart

Ein weiterer Schritt für die nachhaltige Erforschung, Er-
schließung und Vermittlung der Kulturlandschaft Spessart be-
deutet die Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung zwi-
schen der Stadt Aschaffenburg, den Landkreisen Aschaffenburg,
Main-Kinzig, Main-Spessart und Miltenberg mit der Universität
Würzburg und dem Archäologischen Spessart-Projekt (ASP).

Die Hauptpunkte der Koopera-
tion umfassen die wissenschaftli-
che Aufarbeitung der Kulturland-
schaft Spessart, die Förderung
von Konzepten und Strategien für
den Erhalt und die Nutzung der
Kulturlandschaft Spessart sowie
die Förderung der wirtschaftli-
chen Entwicklung und kulturhi-
storischen Identität durch Infor-
mations- und Bildungsarbeit. Die
Kooperationsvereinbarung wurde
in der Geschäftsstelle des Spes-
sartbundes unterzeichnet, in der
seit Juli 2006 auch das ASP ein
Büro unterhält.

Die Zusammenarbeit steht un-
ter dem Motto „Forschung und
Entwicklung der Kulturland-
schaft Spessart für Wohlstand und
Lebensqualität“. Im Rahmen der
Vertragsunterzeichnung berichte-

ten Frau Anne Lüft von der
Aschaffenburger Maria Ward-
Schule und Klaus Reinthaler vom
Geschichtsverein Kleinwallstadt
von ganz konkreten Projekten aus
der Praxis: Der Arbeit mit Schüle-
rinnen zur Geschichte der Land-
wirtschaft im Spessart und den
Grabungen auf der Burg Klein-
wallstadt. Eine geplante Vor-
führung von Schülerinnen der
Maria Ward-Schule fiel dem
Sturm Kyrill zum Opfer - die
Schüler in ganz Bayern hatten an
diesem Tag schulfrei.

Die Vertragspartner erhielten
als „Zugpferd“ für die Koopera-
tion je eine Replik des Klein-
wallstädter Pferdchens, eines bei
der Grabung geborgenen Kera-
mikspielzeugs des 13. Jahrhun-
derts.


